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Das Zentrum als Schirmherr
der preuBifchen Reaktion !

Nicht nur die „ Nord d. A l l g e m. Z t g . " stellt sich
Zuweilen taubstumm , sondern auch das Zentrum . Aus

unseren Artikel in der Nummer vom 7. Februar , in dem wir

die Zentrinnsfeindschaft grgcn das gleiche Wahlrecht fest -

nagelten , ist die Z e n t r u m S p r e s s e bisher die A n t »

wort völlig schuldig geblieben ! Sie hielt die

Vorsicht sür den besseren Teil der Tapferkeit . Sie wollte durch

Eingehen ans unsere Anklagen nicht erst die Aufmerksamkeit
ihrer kleinbürgerlichen und Proletarischen Wähler auf ihren

schmachvollen Wahrechtsverrat lenken . Denn es kann in der Tat

ja nichts Schmachvolleres geben , als daß eine

Partei , wie das Zentrum , die prinzipiell für das

gleiche Wahlrecht einzutreten behauptet , dies gleiche
Wahlrecht im Stich läpt jnft in dem Augenblick , wo sich für
die Realisierung des Prinzips eine Mehrheit im Treiklasseu »
Parlament befunden hätte !

Wir wiesen in unserem Artikel nach , daß das Zentrum
schnöder Fraktionspolitik zuliebe gegen eine gleich -
mäßige Wahlkreiseinteilung stimmte , also

gegen eine demokratische Forderung , sür die selbst
die Nationalliberalen zu haben waren . Wir wiesen ferner
nach , daß das Zentrum uns nicht mit der Ausrede kommen

dürfe , daß es durch seine Ablehnung der Neucinteilung der

Wahlkreise die N a t i 0 n a l l i b c r a l e n für ihre Ab -

lehnung des ersten Absatzes des freisinnigen Antrags , der die

Uebertragung des R e i ch s t a g s w a h l r e ch t s auf

Preußen verlangte , habe züchtigen wollen . Denn wir

zeigten , daß durch die skandalös ungerechte Wahlkreisein -
teilung ja nicht die Nationalliberalen in erster
Linie benachteiligt wären , nicht einmal die Sozial -
demokratie als solche , sondern die Kleingewerbetreibenden
und daö Proletariat der Großstädte und der Industrie -
bezirke überhaupt ! Ta nun freilich die Kleingewerbe -
treibenden und Arbeiter in den Städten vornehmlich
in der sozialdemokratischen Partei ihre politische Vertretung
erblicken , so spiegelte sich die Benachteiligung der Industrie -
bevölkerung am besten in der Benachteiligung der Sozial -
demokratie . Wir zeigten , daß in 10 Wahlbezirken 192 000

sozialdemokratische Stimmen abgegeben wurden , ohne daß die

Sozialdemokratie auch nur ein einziges von den 18

zu vergebenden Mandaten erhielt , während auf der anderen

Seite , infolge der schreiend ungerechten Begünstigung des

platten Landes , nur 26 870 Zentrumöwähler in 12 Wahl -

bezirken nicht weniger als 23 Abgeordnete in den Landiüg zu
entsenden vermochten !

Auch kann das Zentrum ja nicht wagen , seine in -

dustriellen Wähler für ihre Wahlentrechtung dadurch zu

trösten , daß es ja nicht darauf ankomme , daß gerade s i e das -

selbe Wahlrecht besitzen , wie die ländlichen Wähler , son -
dem daß es auf die Zahl der vom Zentrum überhaupt zu

gewinnenden Mandate ankomme . Denn es kommt sehr
wohl darauf an , daß gerade die I n d u st r i e a r b e i t e r

ihre Stimmen im gleichen Maßstabe in die Wagschale zu

werfen vermögen : denn je größeres Gewicht die industriellen
Arbeiterstimmen erhalten , desto mehr Einfluß müssen die

g r 0 ß k a p i t a l i st i s ch e n und agrarischen Elemente
im Zentrum den Arbeitern einräumen ! Aber davon ganz
abgesehen : wenn das Zentrum behauptet , wirklich für das

gleiche Wahlrecht einzutreten , so darf es sein Eintreten für
das gleiche Wahlrecht nicht von der Bedingung abhängig
machen , daß dadurch unrechtmäßige Vorteile , die ihm das

ungleichmäßige Wahlrecht einräumte , nicht be -

cinträchtigt würden . Sonst stellt es sich ja auf den Stand -

punkt der Älonservativen und der Nationelliberalen , die d e s -

halb von der Einführung des allgemeinen und gleichen
Wahlrechts nichts wissen wollen , weil sie durch dessen Ein -

führung geschadigt würden !
� . . . .

Aber die A b l e h n u n g des Antrags auf Neueinteilung
der Wahlkreise schlägt der Behauptung des Zentrums . An -

Hänger des allgemeinen und gleichen Wahlrechts zu sein , u m

s 0 b r u t a l c r ins Gesicht , als die Begünstigung des platten
Landes durch die gegenwärtige Wahttreiseinteilung ja

nicht nur das Zentrum selbst begünstigt , sonder » in

noai höherem Maße diejenige Partei , die der abgesagteste
Gegner jeglicher ihkhlreforin ist : die konservative ! Die

Konservativen wollen nicht nur von der Neueinteilung der

Wahlkreise nichts wissen , die das agrarische Uebergewicht be -

drohte : sie sind die wütendsten Gegner jeder Verbesserung der

Dreiklassenschmach . Wäre es daher dem Zentrum auch nur
im geringsten Ernst mit seinem „ Eintreten " für die lieber -

trcgung des allgemeinen und gleichen Wahlrechts aus

Preußen , so müßte es keine dringlichere Ausgabe kennen , als

die , die Macht der Konservativen zu brechen ! Deren Macht aber

vermöchte schon durch eine Neueinteilung der Wahl -
kreise , wenn nicht gebrochen , so doch erheblich ver »

mindert zu werden ! Welchen Vorteil die Konser -
vatiren , die , einschließlich der Frcikonservativcn , mit mehr

als 200 Abgeordneten im Landtag sitzen , von der Bcgünsti -
guug der ländlichen Wahlkreise mit geringer Bevölkerung
und Urwählerzahl gegenüber den riesigen städtischen und in -

dustriellen Wählbezlrken beichen , möge folgende Tabelle de -
weisen : »-

vahlbeztrl

Labiau - Wehlau . . . .
Heiligenbeil - Pr . Eylau . ,
Pr . Hollaiid - Mohrungen .
Osterode - Neidcnburg . �.
Nastenburg - Gerdauen - Fried -

land

. . . . . . .
Ragnit - Pillkallen . . ,
Sensburg - Ortelsburg , .
Wcstprignltz - Ostprignitz .
Ariiswalde - Friedeberg . .
West - Siernberg - Ost - Stern -

bcrg

. . . . . . .

Züllicbau - Schwiebuö -
Krossen . . . . . .

Luckau - Lübbeii . . . .
Ncmgard - Regeiiwalde . .
Greifenberg - itammin . .
Lauenburg - Bütow - Stolp ,

Landkreis u. Stadtkreis

Rummelsburg - Schlawe .
Schievelbein - Dramburg .
Nenstettin - Belgard . . .
Grimmen - Greifswald . .
Guhrau - Steinau . . . .
Wohlau- Militich - Trebnitz .

Ein -
lvohner

S7b08
94 973
93 382

127 149

120 174
100689
116 755
144 151

07 399

Ab- Davon
Urwähler gegebene Fonser -

18 089
16 972
16 777
21424

21646
20 172
20 240
31 589
19 346

stimmen

2056
2318
2272
5834

2577
2891
2653
3251
1010

vativ

2032
2052
2253
4091

2422
2710
2511
1962
1767

ordnet .
2
2
Q

01933 18 613 1286 1267 2

108135
101 247

97 731
79 968

2t 897
20 643
18179
15 210

2297
1696
1377
1107

1390
1330
1270
1008

2
3
O

174 610 31330 8181 2966 S
106 991 19 918 1934 1840 2

55 519 10 076 730 711 1
123 198 21 877 1693 1633 2

97 290 19 890 8046 2273 2
99 392 20 767 2860 2531 2
99 487 20 578 2147 1780 2

In diesen 21 Wahlbezirken , denen sich noch zahl -
das Zentrum am 10 . Januar 1908 , der ist ein ebenso
mit rund 42 000 Urwählerstimmen nicht weniger als 43

Mandate zu erobern ! Das wäre ihnen trotz des Dreiklasscn -

Wahlsystems nicht möglich gewesen , wenn nicht die skandalös

ungleiche WahlkreiSeintcilnng 420 000 Wählern die Möglich -
kcit gegeben hätte , 43 Abgeordnete zu wählen , während es
in den am 7. Februar von uns aufgezählten 10 städtischen
und großindustriellen Wahlbezirken 830 000 Wählern nur

möglich war . 18 Abgeordnete in den Landtag zu entsenden !
Es ist also gerade die ungleiche Einteilung der Wahlkreise ,
die den gcschlvorenen Arinden jeder Wahlreform , den Konser -
vativen . ihr Uebergewicht im preußischen Slbgcordnetenhaus

verschafft . Und wenn das Zentrum , trotzdem es seine Freund -

schaft für das allgemeine und gleiche Wahlrecht auf den

Lippen trägt , gerade in dem Augenblick versagte , wo sich im

Dreiklassenparlament die Möglichkeit bot , durch die

Forderung der Neueinteilung der Wahlkreise den Block der

konservativen Wahlrechtsseinde zu schwächen , so ist das der

unwiderlegbarste Beweis dafür , daß das Zentrum in Wirklich .
teit vom allgemeinen und gleichen Wahlrecht nichts wissen
mag !

Wer sich so zum Helfershelfer der unversöhnlichsten
Feinde des allgemeinen und gleichen Wahlrechts macht , wie
das Zentrum am 10 . Januar 1907 , der ist ein ebenso
gefährlicher Gegner des allgemeinen und gleichen Wahlrechts ,
wie die konservativen Junker selbst !

Sie Postburesiilii ' stie

siik der flnKIagebanli .
So oft der Postetat an die Reihe kommt , haben wir seit Jahren

da ? nämliche Schauspiel . Immer wieder werden die nämlichen

Mängel aufgedeckt , die der Derknöcherung dieses VerkehrSinstiwtS zu
einer fiskalischen Plnsmachermaschineric entstammen . Schäden werden

aufgedeckt , deren Enthüllung in einem parlamentarisch regierten Lande den

verantwortlichen Leitern da ? politische Genick gebrochen hätten . Mit

grinsendem Gleichmut hören sich die leitenden Postbureaukraten daS an .

stümpern eine lahme Verteidigungsrede zusammen und setzen sich in

dem niemals trügenden Vertrauen , daß das polizeilich - fiskalische

System , nach welchem das borussifizierte Reich verwaltet wird , gerade

solche Leute wie sie braucht und sie decken wird . So war eö unter

dem ehemaligen Husarenoffizier PodbielSki , so ist es geblieben unter

Kraetke , dem Mann von Fach . Man könnte glauben , daß er von

dem Ehrgeiz gepackt ist . seinen postalischen Ursprung in

Vergesienheit zu bringen durch Praktiken , wie sie ein be -

liebiger Offizier oder Jurist , der auf diesen Posten ge -

schwemmt wurde , auch nicht verkchrSfeindlicher ersinnen könnte .

Selbst der Konservative Dr . D rösch er aus Mecklenburg mußte
der Aera Kraetke das Zeugnis ausstellen , daß sie durch die Herauf -

sctzung des Vorortportos und die anderen gleichzeitigen Verkehrs «

belastunge » den Verlehr schwer geschädigt hätte , ohne obendrein dem

Fiskus die erhofften Profite zu bringen . Es war allerdings daran
eine Schlußfolgerung echt konservativer Unlogik , daß Herr Dröscher
es für nicht angängig erklärte , die gemachten Fehler zu redressieren .

Genosse Singer , der nunmehr zum Worte kam , geißelte
gebührend das Bemühen der Postverwaltung , das ihr unterstellte
Institut zu einer dienenden Magd des FiSkuS zu degradieren . Auch
bei dem Telephongesetz trete das zutage . Der Reichstag müsse des
halb darauf sehen , daß die Verwaltung nicht die Befugnis erhalte ,
die Gebühren im Verordnungswege festzusetzen . Für die in einer
Resolution geforderte größere Sonntagsruhe der Postbeamten
erklärte er unsere Zustimmung , aber die entschiedenste Ablehnung der
abermals geforderten Ost markenzulage , die nur eine Prämie
sei , durch die die Beamten zur Schikanierung der polnisch sprechenden
Bevöllenmg angereizt werden sollten .

An der Hand amtlicher Statistik wie » Singer dann nach , wie
elend gerade die unteren Postbeamten entlohnt würden .

Andererseils verkümmero man ihnen noch das Koalitionsrecht , besten

Ausübung m der Kommission Herr Kraetke als Vereins -

meieret verhöhnt hatte , wodurch dieser patentierte Bureaukrat

allerdings nur sein eigenes sozialpolitisches Unverständnis dokumcn -

tiert habe . Die Gesinnungsbekämpfung treibe die Verwaltung aber

noch über den Rahmen des ihr unterstellten Personals hinaus , wie

der Fall des Arztes Dr . Schelkenberg in Wiesbaden beweise ,
der gcmatzregelt wurde , weil er als Freisinniger in der Stichwahl
einem Sozialdemokraten seine Stimme gegeben habe . Der schärfste

Protest aller Parieien sei gegen diesen Ilebergriff der Verwaltung

geboten . Zum Schluß brachte Singer dann noch zur Sprache ,

daß verschiedene Vorkommnisse bei mehreren unserer Parteigenossen
die Ucberzeugung gezeitigt hätten , daß ihre Briefs auf der Post

durchschnüffelt würden . Da möge die Verwaltung nicht mitschuldig
sein . Wahrscheinlich hätten da Spitzel die Hand im Spiele .

Herr Kraetke wies entrüstet die Möglichkeit zurück , daß Briefe

auf der Post geöffnet werden könnten . Dann machte er sich mit

großer Umständlichkeit daran , die Darstellung Singers beim Fall

Schellenberg zu widerlegen . Es stellte sich aber schließlich heraus ,
daß er bestätigen mußte , den Mann gemaßregclt zu haben , weil er

gewagt hatte , sozialdemokratisch zu wählen .
Es wurde erwartet , daß Herrn K o p s ch , der namenS der

freisinnigen Partei zum Wort kam , diese Maßregelung eines seiner

Parteigenossen zu einem scharfen Angriff auf den verfolgungS -

süchtigen Staatssekretär der Post veranlassen würde . Er beschränkte

sich aber darauf , in wenigen Worten eine Mißbilligung des Kraetke -

schen Verfahrens auszusprechen . Weiteres wolle er semem Partei -

frelinde Struve überlassen . Dann vertiefte sich Herr Kopsch , alS

läge für ihn und seine Partei kein wesentlicher Grund zum Grollen

gegen die Postverwaltung vor , in eine Lobrede auf allerhand gute
Seiten , die er an ihr entdeckt hatte .

Es geht nichts über den besänftigenden Einfluß der Blockpolitik
auf die rauhen Seelen der freisinnigen Stnringesellen !

Deutsches yamilien &latt „ Daheim " .
Wie verschiedene andere Familienblätter hat sich auch daS

„ Daheim " zur Ergänzung feines meist langweiligen Inhalts
ein sogenanntes „ aktuelles " Beiblatt zugelegt , in dem unter
deni Titel „ Aus der Zeit — für die Zeit " über

Vorgänge der jüngsten Vergangenheit berichtet wird , natürlich
in einer Weise , die dem Verständnis seiner sich größtenteils
aus Pastorenfrauen , alten Jungfern , kleinstädtischen Haus -
frauen und naiven Backfischen zusammensetzenden Abonnenten -

schar — die Abonnements der Lesezirkel können hier außer
Bettacht bleiben — entspricht .

In der am 1. Februar ausgegebenen Nr . 13 behandelt
daS Blatt nach seiner Art auch die WahlrechtSdemonstrattoneu
in Berlin . Der Verfasser schildert zunächst die Vorgänge des
12 . Januar in folgendem Feuilletonstil :

. Brennende Schmach hat man euch angetan und die Ehre des

preußischen Volkes mit Füßen getreten ! " So hieß es in einem

der sozialdemokratischen Flugblätter , die am Sonntag , den
12. Januar , die Ardeiterbeböllerung Berlins zu Maffenversamm -

lungen zusammenriefen . Viele Taufende folgten dem Ruf . Wer
von ihnen nicht Abonnent des „ Vorwärts " oder ständiger
Besucher der Agitationsversammlungen der roten Partei war .
konnte zunächst kaum ahnen , worin die brennende Schmach be -

stände . Er erstlhr es in einer von den 22 Versammlungen , die in
Berlin und seinen Vororten stattfanden , lärmenden AgitattonS -
Versammlungen , worin die sozialdemokratischen Führer —

zumeist RcichStagSabgeordncte — über das Thema sprachen : „ Der
Wahlrechtskampf in Preußen und die Antwort der Regierenden . "
Die Teilnehmer an den Versammlungen veranstalteten im An¬

schluß daran wohlorganisicrte Umzüge durch die Stadt , in der un -
verkennbaren Absicht , vor dem Schloß zu demonstrieren . Aber die

Polizei war rechtzeitig auf dem Posten , um die Rotten der Ruhe «

störer auseinanderzutreiben . Gegen besonders aufsässige Personen
— meist toaren dies junge Burschen unter zwanzig Jahren —

mußte von der Waffe Gebrauch gemacht werden . "

Dann erzählt das patriotische Menschenkind mit der ihm
eigenen Gewissenhaftigkeit , daß auch am Sonntag , den
19 . Januar , die Sozialdemokratie ähnliche Straßen -
demonstrattoncn veranstaltet habe , die jedoch noch zu weit

ernsteren Szenen geführt hätten :

Achnliche , noch ernstere Szenen wiederholten sich am Sonntag
daraus , den 19 . Januar , nachdem mittags um 12 Uhr an der «

schiedeuen Stellen der Weichbildgrenze „ArbeitSloscnversammlungcn "
stattgefunden hatten . Diesmal kam es zu noch heftigeren Zu «
sammenstößen zwischen Demonstranten und Polizei , so daß eine

ganze Anzahl von Zivilpersonen und Schutzleuten wegen tcilivcise
erheblicher Verwundungen ärztlichen Beistand nachsuchen mußten .
An beiden Tagen war auS den Reihen der Demonstranten ein

Revolverschuß gefallen .
Wer auch nur einige der Züge gesehen hat ,

die sich am Sonntag , den 19 . Januar , daö Vergnügen machten ,
sich zu Herren aller Straßen aufzuspielen , den Verlehr zu be «

hindern und Häudcl mit der Polizei herauszufordern , wird sich
über die Zusammensetzung der Demonstranten klar sein . Die

Führer und Hauptschrcirr waren unreife Burschen , Radaubrüder ,
mit den frechen Gesichtern von Zuhältern und ähnlichem Gesindel .

In den Trupps befand sich nur ein kleiner Bruchteil jener ernsten ,
sonst ruhigen , im ganzen bescheidenen Arbcitcrbcvöl ' erung , die der
Berliner Privatmam » kennt .

Darauf erzählt der Verfasser ausführlich von seinen
eigenen Beobachtungen an den „ beiden roten Sonn -

tagen " , daö heißt am IT und 19 . Januar , von der



Stupidität der Demonstranten , ihrem Gelärm , ihrem jugend -
lichen Aussehen und fährt dann fort :

Gegen dieses Gesindel , und es war an beiden

Sonntagen ganz genau dasselbe , ist von der blanken

Waffe Gebrauch gemacht worden . Am einen Sonntag ruft das

Flugblatt diesem von der Polizei zersprengten Mob zu :
« Brennende Schmach hat man Euch angetan — die Frage des

gleichen Wahlrechts in Preußen ist zur Kardinalfrage unserer

ganzen Politik geworden — Kampfestagen gehen wir entgegen —

Iver Kanipf will , komme zu uns , zu der völkerbefreienden Sozial -
demokratie l " Am anderen Sonntag veröffentlicht der „ Vor -
wärts " einen Fanfarenartikel unter der Ueberfchrift : . Säbelhieb
statt Brot ! "

Hir haben nicht die Absicht , die Schimpfereien des ehr -
sanieii „ Deutschen Familienblattes " zu beleuchten , noch aus

Berichten der nicht auf der geistigen Höhe des „ Daheim "
stehenden bürgerlichen Blätter nachzuiveisen , daß die Angaben
des ehrenwerten „ Daheim " ° Berichterstatters nicht stimmen ;
wir wollen nur nachweisen , daß der edle Menschensprößling
das , was er als eigene Beobachtungen schildert , gar nicht
beobachtet , sondern nach der Methode einer bestimmten
Sorte sogenannter Schriftsteller gedankenlos auS reaktionären

Tagcsbliittern zusammengekleistert hat , oder aber , daß sein Er -

innerungs - odSr Auffassungsvermögen durch patriotische Neur -

asthenie dermaßen geschwächt ist , daß er in ein Sanatorium

gehört . Der Beweis ist leicht erbracht :
Der Verfasser erzählt , daß am 12 . und 19 . Januar große

Straßendemonstrationen stattgefunden haben . Bekanntlich aber

haben nur
�

am 12 . Januar Straßendemonstrationen statt¬
gefunden , nicht am 19 . Januar . Wenn demnach der „ Daheim " -
Berichterstatter von zwei aufeinanderfolgenden roten Sonntagen
spricht , wenn er die Szenen und das demonstrierende „ Ge -
findel " beider Tage mit einander vergleicht und in allen

Einzelheiten die Vorfälle beschreibt , die er am Sonntag , den
19 . Januar , beobachtet haben will , so muß entweder

angenommen werden , daß der ehrenwerte schriftstellernde Herr
au Halluzinationen leidet , also geistig defekt ist ,
oder aber , daß er sich einfach das sogenannte Material

zu seinem Bericht aus Notizen der Tagesprcssc zu -
sammenholt und dabei infolge seiner mangelhaften
geistigen Qualifikation die Daten und Vorfülle ver -

wechselt hat . Wir möchten nach dem ganzen Zu -
schnitt des Berichts das letzte als daS wahrscheinlichere an¬
nehmen , sintemalen der Verfasser nicht nur Straßen -
demonstrationen zu einer Zeit beobachtet haben will , wo

gar keine stattgefunden haben , sondern sein Artikel auch
sonst allerlei komische Verwechselungen erhält , so ist z. B. der
Artikel des „ Vorwärts " „ Säbelhiebe ( nicht —hieb ) st a t t
Brot " nicht am Sonntag , den 19 . Januar - erschienen , sondern
am Mittwoch , den 22 . Januar , und nicht vor den Arbeits -

losenversammlungen , sondern am Tage nach denselben .
Der Bericht des „ Daheim " ist ein typisches Beispiel da -

für , wie die wahrheitsgetreuen , auf angeblich eigener
Beobachtung beruhenden Berichte der frommen konser -
vativen Blätter zustande kommen und lvas sie wert sind —

nur läßt sich die frivole verlogene Mache nicht immer so genau
nachweisen , wie in diesem Falle .

Sie Kaiis von Hlgcciras .
Paris , 11 . Februar . ( Eig. Ber . )

Herr Pichon hatte gestern einen unangenehmen Augenblick . DaS

war , als ihm Jaurös vorhielt , daß die Minister unlängst die Kammer

getäuscht haben , als sie die Anfrage , was an den Gerüchten über
die Beschwerde Abdul Asis bei der deutschen Regierung wahres
wäre , mit ironisch lächelnder Harmlosigkeit aufnahmen . Denn sie
waren damals schon von der deutschen Botschaft über den Schritt
des Sultans unterrichtet worden . Aber Pichon versuchte sich damit

auszureden , daß ihn die Vertraulichkeit der Mitteilung der

deutschen Regierung gezwungen habe , Schweigen zu bewahren
und daß er jetzt erst , nachdem die deutsche Regierung
selbst der Oeffentlichkeit Kenntnis davon gegeben habe , von dieser

Pflicht des diplomatischen Takts befreit sei . Nun sieht ein jedes
Kind , daß die Sache gerade verkehrt liegt . Die deutsche Regierung
konnte einfach die Mitteilung in keiner anderen als der ver -

traulichen Form machen , weil sie ihr sonst den Charakter der offi -

ziellen Warnung , ja Drohung verliehen hätte . Die französische

Regierung aber konnte sie durch die Veröffentlichung nicht im ge -
ringsten verletzen . Dagegen ist die nachfolgende Veröffentlichung
von deutscher Seite ein diplomatischer Schachzug . der äugen -

scheinlich gerade durch die neuliche Ableugnung in der Kammer

veranlaßt worden ist . Die deutsche Diplomatie will sich

offenbar für die Wiederkehr eines akuten Konflikts oder einer neuen

internationalen Verhandlung den Beweis der „ Loyalität " schaffen .
Wie leicht eS den Scharfmachern auf beiden ' Seiten werden

kann , eine gefährliche Zuspitzung der Situation herbeizuführen , geht
aus einer Vergleichung der Bülowschen Rede vom 29 . November

vorigen Jahres mit den gestrigen Ausführungen PichonS hervor .
Es ist gar nicht geschickt vom „ Temps " , zur Verteidigung der Re -

gierung heute die Bülowschen Sätze zu zitieren . Der deutsche Reichs -

kanzler sagte damals , daß die Okkupation von Casablanca ein durch
die Massakers und Plünderungen notwendig gewordener bloßer
Akt der Selbsthülfe sei : „ Es war natürlich , daß diese
Aktion unter der bloßen Verantwortlichkeit der interessierten

Mächte vollzogen worden ist und , da sie nicht in den Rahmen
des Akts von AlgeciraS fiel , auch die Verantwortlichkeit der

anderen Mächte mit sich ziehen konnte . " Was aber sagt Pichon ?

Daß sich Frankreich aus Casablanca erst dann zurückziehen werde .

wenn eS die Ordnung hergestellt und den Akt von Mgeciras zur

Ausführung gebracht haben werde I Der Widerspruch liegt hier zu -

tage . Nach der offiziellen deutschen Auffassung ist Frankreichs
Operation bei Casablanca n i ch t die Vollziehung deS internationalen

Polizeimandats , sondern ein „ Sühne " - Feldzug auf eigene Faust , der

durch die in Casablanca geschehene Verletzung französischer Jntereffen

legitimiert ist . Unter diesem Gesichtspunkte aber ist auch die jüngste

Aeußerung der « Süddeutschen Reichskorrespondenz " zu interpretieren ,

wonach sich Deutschland des Rechtes nicht begeben habe , für die

Interessen seiner Bürger selbst einzutreten .
In Wahrheit liegen die Dinge heute so, daß Frankreich heute

Casablanca besetzt hält , weil es bei der in ganz Marokko auf -

lodernden Revolte gegen die Europäer eine solche Intervention
Deutschlands fürchtet . Die Ausführungen Pichons über die Not -

wendigkeit , die europäischen Kolonien von Rabat und Mazagan zu

decken , lassen diese Sorge deutlich erkennen . Wie die deutsche Re -

gierung ist sich auch die französische bewußt , daß die « Basis von

Mgeciras " eine dünne Eisdecke ist . die jeden Augenblick einbrechen

kann .
Es kann darum keine größere Naivität geben , als auf diese durch

die Ereignisse längst entwerteten diplomatischen Abmachungen sein

Vertrauen zu setzen oder gar in ihnen einen von der Gerechtigkeits -
idee inspirierten Kanon zu sehen , dessen redliche Befolgung den

Weltfrieden verbürgt . Die aus den «Kulturländern ' ausschwärmen -

den großkapitalistischen Piraten und die Regierungen , die ihre Ge -

schäfte führen , lassen sich durch sie keine Sekunde auf ihren Schleich -
wegen aufhalten . Darum darf auch das Proletariat , das um seiner
Befreiung willen den internationalen Frieden braucht , keinen Augen -
blick vergessen , daß dieser keinen dauernd wirksamen Schutz hat als
die organisierte Macht und die gemeinschaftliche Aktion der Arbeiter -
klaffe aller Länder . _

politifchc QcbcYÜcht .
Berlin , den 13 . Februar 1908 .

Der Kampf um die Schule .
Das Abgeordnetenhaus setzte ani Donnerstag die General -

debatte zum Kultusetat fort . Die Reden der Redner der ver -

schiedenen Parteien standen hinsichtlich ihrer Länge in um -

gekehrtem Verhältnis zu ihrer Bedeutung . Es waren im

wesentlichen Variationen alter Lieder . Auf der einen Seite
die konservativ - klerikale Mehrheit , die die Volksschule der

Kirche ausliefern will , auf der anderen Seite die National -
liberalen , die das entgegengesetzte Prinzip auf ihre Fahne ge -
schrieben haben , aber trotzdem vor zwei Jahren bei der Ver -

abschiedung des Verpfaffungsgesetzes die Geburtshelfer der
Reaktion gewesen sind . Ihrem Aerger darüber , daß sie sich
damals so schön haben einseifen lassen , gaben sie
in allerhand komischen Drohungen gegen die Kon -

servativen Ausdruck , die sich hüten sollten , die Ziationalliberalen

zu unterschätzen und eine Machtprobe zu provozieren .
Natürlich lachten die Konservativen ob solcher Drohungen .
Wissen sie doch , daß im entscheidenden Moment die national -
liberalen Kulturkämpfer schon wieder klein beigeben werden .
Wäre die Sache nicht so tief traurig , wäre nicht das Volk in
ideeller Hinsicht so gewaltig geschädigt durch das Schuluntcr -
haltiingsgesetz , so könnte man über diese Komödie lachen .

Noch bedeutungsloser als die Reden ans dem Hause
waren die vom Ministertisch . Herr Holle versteht von seinem
Ressort offensichtlich nicht mehr als sein Vorgänger , seine
Räte spielen mit ihm genau so und treiben ihre eigene reak -
tionäre Politik genau so , wie unter Studt .

Am Freitag soll die Generaldebatte zum Kulttisctat bc -
endet werden . —

_

Klerikale Freunde des Polizeisäbels .
In einem Artikel , der durch einen Teil der Zentrums -

presse läuft , wird der Vorschlag eines Hauptmanns erörtert ,
der daraus hinausläuft , bei Demonstrationen , wie solche jüngst
zugunsten des Wahlrechts in den preußischen Städten stattfanden ,
mit der Feuerspritze gegen die Menge vorzugehen . Der Artikel
hält von diesem Mittel nichts , worin man ihm beipflichten kann .
Nun sollte man von der Preffe einer Partei , deren Angehörige
von Straßendemonstrationen ( Vereinsumzügen ,
Prozessionen usw . ) einen so reichliche » Gebrauch macheu ,
erwarten , daß sie die Freigabe der Straßen und Plätze für
Demonstrationen fordern würde . Aber weit gefehlt . Das Zentrum
erklärt sich gegen die Wasserspritze , um desto entschiedener für den

Polizeisäbel einzutreten . So heißt es in der «Essener Volksztg . " ,
die diesen Artikel bringt , folgendermaßen :

„ Es gibt kein anderes wirksames Mittel gegen Aufläufe der
Berliner Art , als die kritischen Wegespunkte durch
eine starke Reihe von Schutzleuten zu besetzen
und den andrängenden Zug zur Verteilung in die Seitenstraßen
zu nötigen . Erfolgt diese Verteilung nicht , so ergibt sich
leider ein Vor st oß der Polizei mit der blanken
Waffe . Das mag man bedauern , aber man muß mit dieser
tranrigen Folgeerscheinung rechnen . Je tiefer die Ueberzeugung
von der großen Gefährdung in die Köpfe der Radaulustigen
dringt , desto mehr wird die Lust zu Demonstrationen und die
Beteiligung daran zusammenschrumpfen . Die abschreckende
Wirkung , welche künftige größere Opfer verhütet , kann nicht
durch Spielerei mit Wasserstrahlen erreicht werden ,
sondern nur durch kräftiges Einschreiten der Polizei im kritischen
Augenblick . "

Weihwedel und Polizeisäbel sind nahverwandte Dinge , wie
man auch an diesem Artikel aus der Presse der christlichen Zentrums -
Partei merken kann .

Preußen in der Welt voran .

In ihrer Besprechung der Debatte , die in der oster -
reichischen Delegation über die auswärtige Politik geführt
wurde , sagt die Wiener „ Arbeiter - Zeitnng " :

„ Wie kommt es . daß dieses Deutsche Reich , das ja auch das

deutsche Volk sein soll , so viel Feindseligkeiten entfesselt ? Im
Grunde beruht diese Tatsache aus der politischen Rück -

ständigkeit Deutschlands , die zwischen dem Willen
des Volkes und dessen Ausdruck in dem Tun seiner Regierungen
eine so tiefe Kluft aufreißt . Sie hat jene Polenpolitik
gezeitigt , die das deutsche Volk verantworten soll , während sie
die preußischen Regierungen verschuldet haben ; und sie läßt vor
Europa das merkwürdige Bild eines Reiches entstehen , das in
Kultur und Technik an der Spitze der Nationen marschiert , das
aber regiert wird im Geiste der Unfreiheit und

Untertänigkeit . Die Zeiten , wo sich die internationale

Geltung eines Staates nur aus der Zahl seiner Soldaten und
der Menge seiner Kanonen bildete , die sind vorüber ; heute gibt
auch Freiheit einem Staate Ansehen und Unfreiheit
mindert es : AIS daS junge Reich noch von Bismarck ber -
waltet wurde , mag die Größe des Mannes daS politische Defizit
verschleiert haben ; daß sich das Deutsche Reich von einem

Dutzendmenschen , wie es Herr B ü l o w ist , gängeln

läßt , bringt dieses Defizit zum allgemeinen Bewußtsein . Die

schamlose Erklärung deS Reichskanzlers gegen
die preußische Wahlreform hat den politischen Zu -

stand Deutschlands so peinlich entschleiert , daß die Minderung
des politischen Ansehens des Reiches sich daraus

als unvermeidliche Folge entwickeln mußte . Deshalb

kämpfen die für Deutschlands Größe und Ansehen , die das

Junkerbollwerk in Trümmer legen und daS Reich zum Ausdruck
des Willens des Volles gestalten wollen . Dann wird der Haß
gegen das Deutsche Reich verstummen und die Wertschätzung .
die das Volk genießt auch dem Staate werden . " —

Wie das Wahlgeheimnis trotz Wahlzelle und WahlkuvertS ,
verletzt werden kann , das verriet dieser Tage der klerikale „Elsässer "
in Stratzburg . Ein Wahlvorsteher erzählte nach der Reichs .
tagswahl , daß er beim Eintritt des Pfarrers ganz unauffällig eine
auf dem Tische liegende Feder berührt habe . Die Tinte am Finger
übertrug sich auf das Stimmzettclkuvert und bei der Zählung der
Stimmen war es leicht , das Kuvert mit dem Tintenfleck heraus -
zufinden und nun zu ermitteln , wie der Pfarrer gewählt hatte .
Ein anderer Wahlvorsteher leimte sich ein Stückchen Buntstift an
die Innenseite der Fingerspitze deS rechten Mittelfingers . Wenn

er nun das Kuvert in die Hand hielt , konnte er auf demselben
mit einer unmerklichen Bewegung des Fingers leicht einen Strich ,
einen Winkel , einen Kreis oder ein anderes Zeichen schreiben .

Schade , daß der . Elsässer " nicht Namen und Wohnsitz der edlen

Wahlvorsteher angegeben hat . Gegen die Verletzung deS Wahl¬
geheimnisses gibt es kein anderes Mittel , als daß der Wähler sein
Kuvert selbst in die Urne steckt .

„ Echt preußisch . "
überschreibt das „ Bayerische Vaterland " einen Artikel
über die preußische Wahlrechtsfragc , worin es heißt :

„ Durch nichts wird Preußen besser charakterisiert als durch
sein Landtagswahlrecht . An ihm kann man den Unsinn und
das Unrecht erkennen , die in diesem Staate noch möglich sind .
Es beweist , daß Preußen sich mit der größten Kälte
über Vernunft und Recht hinwegsetzt , sobald es
ihm paßt . . . . Das preußische Wahlrecht entspricht ganz der G c -
w a l t p o l i t i k dieses Staates . Man hat da oben das angenehme
Bewußtsein , über einen großen Hausen Schießeisen
und über einen nicht minder großen Haufen verlaß -
licher Soldaten zu verfügen und daraus leitet man die Bc -

fugnis ab , dem Volke die elementar st en Rechte
versagen zu dürfen . "

Das Münchener Blatt kennzeichnet dann in ein paar kräftigen
Strichen den „ Staatsmann " Bülow und fährt dann fort :

„ In Bayern hält man das Schießeisen nicht für das beste
Szepter , sondern denkt auch daran , daß mit der Unterdrückung
berechtigter Volkswünsche auf die Dauer nichts erreicht wird .
Wer es dennoch versucht , ist eben kein Staatsmann und mag cr

hundertmal Exzellenz , Fürst oder weiß Gott sonst was sein . Er

ist nichts als ein kurzsichtiger Bureaukrat , auch wenn
er bei jeder Gelegenheit den modernen , lvcitblickcnden Mann
mimt . . . . Fürst Bülow ist tatsächlich aus dem Wege ,
Preußen in eine Revolution hineinzutreiben .
Vorläufig ist allerdings noch keine Gefahr . Wie die Dinge in

zwanzig Jahren aussehen werden , ist eine andere Frage . Es ist

gar nicht ausgeschlossen , daß schon der jetzige Kronprinz von

Preußen die Suppe auslöffeln muß , die ihm
der von Wihhclm II . gefürsteti » Bülow jetzt
einbrockt . " — _

Schutz vor Schutzleute » .
Am Sonntag , gegen ' / «II Uhr abends verließen verschiedene

Gäste ein Tanzlokal im Vororte Neudorf bei Straßburg i. E '

Dabei beschimpfte der Schutzmann Kremser ein junges
Mädchen mit „ Sie drecketes Saumensch " . Auch anders

Passanten wurden beschimpft . Ein Passant , der nicht nach

dem Wunsche des Schutzmanns einen Dauerlauf einschlug , erhielt

sogar mehrere Fauftstöße . Zwei friedlich nach der Stadt gehende

Passanten wurden von dem Schutzmann am Kragen gepackt und in

den Straßenschmutz gestoßen . Auf einen Bäckermeister lief der

Schutzmann zweimal init gescultem helmbedeckten Kopf zu und

stieß ihn mit der Helmspitze zwischen die Rippen , sodaß der Arzt
eine Anschwellung der linken unteren Rippengcgend , _

verbunden mit

einer leichten Brustfellreizung , konstatieren konnte . Ein Wachtmeister ,
bei dem sich die Mißhandelten beschwerten , drohte einem Beschwerde -

sichrer obendrein mit Verhaftung . Ein klassisches Bild aus dem

Polizeistaat Preußen - Deutschland . —

Sechs Monate wegen Lesens einer sozialdemokratischen
Broschüre !

Vor dem Kriegsgericht in Köln stand der Sergeant
Jean Greve vom 40 . Infanterieregiment in Aachen , weil

man bei einer Spindrcvision bei ihm die K a u t s k y -

Schoenlanksche Agitationsbroschüre „ Grund -

sätze und Forderungen der Sozialdemokratie "
gefunden hatte . Er gab zu . der Eigentümer der Schrift zu

sein ; cr habe auch selber schon Aufsätze verfaßt , in denen er

kritisiere , daß die Unteroffizierschüler für jedes Jahr , das sie
auf der Schule waren , zwei Jahre in der Armee dienen niüßtcn .
Er habe wiederholt nm seine Entlassung ans dem Heeres -

dienst gebeten , was aber abgelehnt wurde , da er nicht 500 M.

bezahlen konnte , die er nicht besaß . Greve war wider

Willen Soldat . Er laS viel , besonders militärkritischc
und sozialpolitische Literatur , sowohl von bürgerlichen wie von

sozialdemokrattschen Autoren . Der als Zeuge vernommene

Hauptmann hielt den Sergeanten nicht für einen Sozial -
demokraten ; cr nannte ihn einen „ überspannten Menschen " .
Das Gericht erkannte wegen Ungehorsams gegen Dienstbcfchle
auf sechs Monate Gefängnis unter Freisprechung von

der Anklage der Betätigung revolutionärer und

sozialdemokratischer Gesinnung . —

Berichtigung . In die Notiz „Tratsch " , die eine Erklärung Bebels

gegenüber den abgeschmackten Erzählungen der reaklionären Presse
enthielt , hat sich ein Druckfehler eingeschlichen . ES mußte dort

nämlich heißen , daß Genosse Bebel nicht zwei kurze , sonder » zwei
lange Unterhaltungen mit dem Arzte Krupps gepflogen ljat, _ was

sich übrigens auch schon aus dem Sinn ergab . Denn « ausfuhr -
l t ch e " Erörleruugen des Lebens und der Gewohnheiten Krupps
können ja nicht im Rahmen kurzer Unterhaltungen ftattgesuuden
haben . —

_

Ocltcmicb .

Aehrenthal über die preußischen Ausweisungen .
Wien , 12. Februar . Oe st e rr e i ch rs che Delegation .

Minister des Aeußern Freiherr v. Aehrenthal fübrte in Erlviderung
auf verschiedene in der Delegation eingebrachte Beschwerden folgen -
des aus : Was die Frage der Behandlung österreichischer oder unga -
rischer Staatsangehöriger israelitischer Konfession in Preußen
anlangt , so hat dre kaiserlich deutsche Regierung anläßlich einer

speziellen Anfrage erklärt , es beruhe auf einer irrigen Voraus -

setzung , wenn angenommen werde , daß Ausländern mosaischen
Glaubens der Aufenthalt in Preußen überhaupt nicht gestattet
werde . ES bedürfe vielmehr für dieselben nur bestimmungsgemäß
in der preußischen Monarchie im einzelnen Falle einer Genehmigung
zum Aufenthalte . Aus dieser Erklärung der kaiserlich deutschen

Regierung geht hervor , daß eS sich hier nicht um eine speziell gegen
unsere israelitischen Staatsangehörigen gerichtete Maßregel , son -
dern um eine generelle Verfügung handelt , die in gleicher Weise
alle ausländischen Israeliten trifft . Gleichgültig welcher

Konfession die von der Ausweilungsversügung Betroffenen

angehören , werde ich nach wie vor , sofern sonst die Voraussetzungen
hierzu gegeben sind , meine Verwendung in jedem ein¬

zelnen Falle eintreten lassen . Wie die von mir schon
im Ausschusse mitgeteilten einschlägigen Daten beweisen , sind die

Resultate meiner Intervention im Interesse unserer Landsleute
u n g ü n st i g gewesen . In der Frage des Anspruchs unserer aus

Deutschland heimgekehrten Arbeiter auf den Fortbezug von

Unfall - und Invalidenrenten möchte ich folgendes bc -

merken : Infolge unserer Intervention hat der deutsche Bundesrat
bereits im Jahre 1995 einen Beschluß gefaßt , wonach die öfter -

rcichischcn Arbeiter , auch wenn sie das Deutsche Reich verlassen

haben , im Genüsse ihrer dort erworbenen Unsallrente verbleil ' en .

Wegen Zuerkennung desselben Rechtes an jene österreichischen Ar -
beitcr , die in Deutschland auf Invalidenrente Anspruch erworben

haben , sind Verhandlungen mit der kaiserlich deutschen Regierung
nn Gange . Es ist darauf hingewicffen worden , daß die Verfügung .
welche die sogenannten Sachsengänger betrifft , bloß ans
unsere Staatsangehörigen Anwendung findet . Das ist nicht ganz
zutreffend . Die Verfügungen der preußischen Behörde , die am
1. Februar in Kraft getreten sind , beziehen sich auf alle Arbeiter ,

welche vom Osten kommen , also auch auf die Russen . In betreff
dieser Verfügungen kann ich auf die Erklärungen verweisen , die

ich dem Ausschusse abgegeben habe , und die dahin lauten , daß wir
mit der preußischen Regierung in freundschaft »

liehe Verhandlungen eingetreten sind , gewisse Ve »



denken und Vorstellungen gegen diese Verfügungen er -

hoben haben , und datz diese Verhandlungen noch fortgesetzt werden .

Schweiz .

Propaganda für den Achtstundentag in der Volksschule .
AuS der Schweiz wird uns geschrieben :
Im Leitfaden für „ Gesundhe/itslehre für die Fortbildungs¬

schule " des Äantons Tchurgau findet sich unter der Ueberschrift
. . Arbeitsruhe " folgende verständige Acutzerung über den Acht -
stundentag :

. . Fabrikarbeiter finden die beste Erholung in Garten - und Feld -
arbeit . Ten oft mißachteten Forderungen dieser Volksklasien : acht
Stunden Arbeit , acht Stunden Erholung und acht Stunden Schlaf ,
sollte früher oder später doch entsprochen werden können , sofern
. die Bedingung erfüllt wird , daß die Leute ihre Erholung wirklich
in der Arbeit im Freien , nicht aber im Müßiggang und bloß im
Wirtshaus suchen . "

Abgesehen von dem sehr überflüssigen Zusatz , ist die Bewertung
des Achtstundentages für die Arbeiter eine durchaus zutreffende .
Die gewerblichen Lehrlinge in der Fortbildungsschule werden sich
germ mit diesem Gedanken vertraut machen .

Portugal .
Amnestie .

Lissabon , 13. Februar . Ter König , der gestern im Staatsrat
den Vorsitz führte , hat die Begnadigung der Seesoldaten unter -
zeichnet , die i » die Revolte von 1906 verwickelt waren und eine
Amnestie bewilligt für Deserteure aus Armee und Disziplinarver -
gehen von Offizieren und Soldaten . .—

Belgien .
Tie tote Hand .

Räch dem französische » Kongrcgationsgcsetze wurde Belgien von
Zahlreichen Kongregationisten überflutet . Das Vermögen
dieser Reliaionsgesellschaften hat jetzt , soweit allein die Liegen -
schasten ( Grundstücke , Gebäude , Material usw . ) in Betracht
kommen , die enorme Höhe von 1l ) 3o Millionen Frank er -
reicht . Ter Wert der Grundstücke und Gebäude , die sich im Besitz
von Religionsgesellschaften befinden , beläuft sick ( die Berechnung
ist nach den Katastern und nach den Versicherungssummen gemacht )
auf 612,8 Millionen Frank . Die Anlagen , die sich im Besitz der
Gesellschaften befinden , aber an Private vermietet sind , werden auf
117 Millionen Frank geschätzt . Der Wert der Mobilien , des Mc»-
terials , der Kunstgegenstände usw . , die in den Klöstern aufgestapelt
sind , wird mit 308 . 1 Millionen Frank eingeschätzt . Auf alle diese
Besitzungen und Werte zahlen die Religionsgesellschaften keine
oder doch nur eine geringe Steuer . Als nominelle Besitzer
sind Privatpersonen vorgeschoben , die immer Familienväter sind .
Stirbt einer , so erh - lt der Fiskus nur 1 Proz . Erbschaftssteuer
anstatt 18,8 Proz . , der Satz , der bei Erbschaften zwischen Fremden
zu zahlen ist . Ander - Besitzungen befinden sich in den Händen von
mehreren Personen . 16 oder 12 an der Zahl . Sterben hiervon
welche , so werden diese immer wieder durch junge Leute ersetzt ,
wovurch wiederum der FiskuS um die ihm zustehenden Steuern
gebracht wird . Das Barvermögen dieser Religionsgesellschaften
endlich wird jeder Kontrolle und Besteuerung entzogen .

So genießen die Kongregationen in jeder Anziehung den aus -
giebigsten Schutz des Staates , beuten zur höheren Eyrc Gottes in
ihren klösterlichen Fabrikationsbetriebcn Frauen und Kinder aus ,
um auf der anderen Seite demselben Staat Millionen von schul -
d. gcn Steuern zu entziehen .

f > olland .

Tie Arbeitslosigkeit in Holland .
Amsterdam , 11. Februar 1968 .

Vcr Parteivorstand der sozialdemokratischen Arbeiterpartei
Hollands hat ein Manifest an die niederländischen Arbeiter bcrauS -
gegeben , in welchem er die jetzige Knsis behandelt , mit ihren Folgen
von Arbeitslosigkeit , das daran festsitzende Elend und die Ernicdri -
gung der Arbeiter , die unter dem Kapitalismus herrschende Anarchie
in der Produktion und dessen Machtlosigkeit gegenüber dem über
die Arbeiterfamilien hereingebrochenen Unglück . „ Machtlos steht
selbst die Arbeiterbewegung in diesem Falle, " sagt das Manifest ,
„ denn selbst die Arbeiterklasse hat über Produktion und Betrieb
nichts zu sagen . " Die KrisiS erweise die Notwendigkeit des So -
zialismus , und das Manifest ruft die Arbeiter auf , die Reihen
der Sozialdemokratie zu verstärken , zum politischen Kampf und be -
sonders zu dem um das allgemeine Wahlrecht .

England .
Ter Kampf gegen das Lberhans .

London , 12. Februar . Unterhaus . Prcmicrininistcr
Eampbcll - Bannerman brachte eine Resolution ein . für alle Ver -
Handlungen , die mit den beiden schottischen Landbills in Beziehung
ständen , einen Zeitraum von 6 Tagen festzusetzen . Die Bills seien
während der letzten Tagung vom Hause der Lords abge -
lehnt , für die jetzige Tagung jedoch wieder eingebracht worden . Ter
Pcmicrm , nister erklärte , es habe sich eine Veränderung zugunsten
dieser Bills fühlbar gemacht , über die das Unterhaus seine Mei -
nulig bereits ausgesprochen habe . Die Bills seien in dies - r Tagung
so frühzeitig wieder eingebracht worden , damit das Oberhaus hin -
reichend Zeit habe , sie nochmals in Erwägung zu ziehen . Das Vor -
gehen der Regierung stehe in Uebcrcinstimmung mit dem Plan , den
er über die Beziehungen der beiden Häuser in der letzten Session
vorgetragen habe und würde Zeit sparen und die Würde des
Unterhauses ansrechterhalte ». B a l s o u r bcfynlptete , mit
den Bills wolle die Regierung nicht legislative Politik treiben oder
irgend einer Klasse Schottlands eine Wohltat erweisen , sondern sie
sollten nur als ein Mittel zum Angriff auf die
Lords dienen . Die letzten Nachwahlen hätten gezeigt , daß die
Regierung nicht in der Lage wäre , eine große Umwälzung durckzu -
führen . Der Kanzler des Schatzamtes Asquith trat BalfourS An -
dentnngen bezüglich der Absichten der Regierung bei der Ein »
bringung der Bills energisch entgegen und sagte , die Bills fänden
in Schottland eifrige Unterstützung . —

Rußland .
Ein Kaiserwort .

Tie lange Reihe der Begnadigungen der Verbrecher vom Ver »
bände des russischen Volkes vermehrt sich durch die neuerdings er -
folgte Begnadigung der Unholde , welcktc im Oktober 1905 den
P o g r o ni in Tschernigoff veranstaltet haben und im vergangenen
Jahre vom Gericht zum Verlust aller bürgerlichen Rechte und
einigen Jahren Zwangsarbeit verurteilt worden waren . — Die
große Zahl der Begnadigungen war auch bisher ein Beweis dafür ,
daß man es hier mit einem System — der Ermutigung der
Räuber und Mörder — zu tun hat , die man als Bundesgenossen im
Kampfe gegen die Revolution willkommen heißt . — Nun erfahren
wir , daß der Zar in einer Audienz , die er dem Grafen Konownitzyn
gewährte , offen die Versicherung abgegeben hat , daßer keine von
den Personen , die wegen der Pogrome verurteilt worden sind , eine
Strafe erleiden lassen werde . — Es ist wahr , erwiderte der Monarch
auf die Klagen Konownitzyns . daß die Gerichte oft formell
vorgehen und die Angeklagten verurteilen müssen . Ich gcbe
Ihnen aber mein Kaiscrwort darauf , daß den Verurteilten
die S träfe « rla sfen werden wird . Die Straflosigkeit ist
auch wirklich für diese Verbrecher allgemein geworden . Die An -
geklagten im Prozeß wegen des Pogroms in Orscha riefen den
Richtern zu : „ Verurteilt uns . so viel Ihr wollt . — Wir haben
unseren Beschützer — den Kaiser . " —

'
flnnland .

Protest sstge » die Ernennung Sehns .
Htlsingfors , 12 . Februar . Die ordentliche Session des Land -

tags wurde heute eröffnet . Der Generalgouverneur hieß die

VollkSvertreler im Namen des Souberains willkommen . Der Präst -
dent antwortete in finnischer Sprache und sagte , das finnländische
Volk erwarte u�n geduldig die Verwirklichung der
Reformen und hoffe , daß dieselben zur friedlichen EntWickelung
des Landes beitragen werden . Seit dem Schluß der letzten Session
im vergangenen Herbst seien Ereignisse eingetreten , welch « zu
lebhaften Besorgnissen im Volke Anlaß gegeben hätten
In Ä c r l e n g n u n g der lokalen Gesetze sei eine der höchsten
Stellen in Finnland einer Persönlichkeit anvertraut worden , welche
aktiv dazu beigetragen habe , ein Regime im Lande einzuführen ,
das vom Kaiser - Grohsürsten durch das Manifest vom 4. November
1965 großmütig zurückgenommen worden war . In gewissen politi -
scheu Kreisen des Reiches erhebe man gegen Finnland falsche
Anklagen , die der politischen und wirtschaftlichen Lage des
Landes Schaden zuzufügen geeignet seien . Das Volk Finnlands
sei sich bewußt , daß die von den Vorfahren ererbte gesetzliche Orb -
nung zur gleichmäßigen inneren Entwickclung des Landes unbe -
dingt notwendig sei und hoffe , unter dem Schutze eben dieser
Gesetze auch weiterhin leben zu können .

Cürfcel .

Die armenischen Grenel .

Konstantinopel , 12. Februar . Die gestern nach privaten An -
gaben gemeldeten Vorfälle in Wan haben vor fünf Tagen
stattgefunden . Nach Konsulardepeschen wurde infolge der Zlnzeige
eines Armeniers in der Kirche sowie in den Häusern und Gärten
zwei Tage hindurch eine Durchsuchung vorgenommen , welche zur
Auffindung von 37 Kisten mit 869 Gewehren , 366 666 Patronen
und Dynamit führte . Nach Konsularangaben schössen die armem -
sehen Revolutionäre , um den Angeber , welcher von Truppen
begleitet wurde , zu töten . Nach türkischen Angaben schössen die
Revolutionäre aus den Fenstern auf die Truppen , wobei elf Sol -
baten getötet oder verwundet wurden . Die Konsulardepeschen
melden nichts von einer Dynamitexplosion ; eine solche hat vielmehr

später stattgefunden . Weitere Einzelheiten fehlen . Das Waffen -
depot sollte zweifellos zu einem größeren Coup dienen . —

Stadtverordneten - Versammlung .
7. Sitzung vom Donnerstag , den 13 . Februar ,

nachmittags 5 Uhr .
Der Vorsteher M i ch e l e t eröffnet die Sitzung nach 5 % Uhr .
Ter Ausschuß für den Antrag Arons betr . Maßnahmen zur

Linderung der Folgen der Arbeitslosigkeit hat gestern
nach dreistündiger Beratung beschlossen , der Versammlung sol -
genden dringlichen Antrag zu unterbreiten :

„ den Magistrat zu ersuchen , eine generelle Verfügung an die
Deputationen und Werke zu erlassen zwecks Beschleunigung der
Ausführung derjenigen Arbeiten , für die Kredite bereits be -
willigt sind , insbesondere eine raschere Inangriffnahme und
Weiterführung aller städtischen Bauten zu veranlassen . "

Dieser Ausschußantrag wird heute vorweg in Beratung
genommen .

Referent Stadtv . Nelke ( A. L. ) : Der Ausschuß bittet ein -
mütig , um keine Zeit zu versäumen , um Annahme dieses Antrages ,
da es sich um eine Notstandsfrage handelt , schon in . der heutigen
Sitzung .

Stadtv . Goldschmidt ( N. L. ) : Ich empfehle den gleichen Be -
schluß . Auf die Angelegenheit näher einzugehen , wird Gelegenheit
sein , wenn der Ausschuß definitiv Bericht erstattet .

Stadtv . Dr . Nathan ( soz . ° fortschr . ) : Was der Ausschuß vor -
schlägt , ist schon von dem Antragsteller Herrn Dupont bei der
Begründung des ? l » trages gefordert worden . Mit einer großen
sozialen Tat wird die Bürgerschaft also wohl mit diesem Beschlüsse ,
dem einzigen , den uns der Ausschutz bis jetzt vorlegen kann , nicht
überrascht werden . Wohl aber wird es sie interessieren , daß der
Ausschuß sich mit dem großen sozialen Problem der Arbeitslosigkeit
an einem einzigen Nachmittag abgefunden hat !

Stadtv . Dupont ( Soz . ) : Ich will nur mein Bedauern aus -
drücken über das , was aus dem Ausschüsse herausgekommen ist .
Das weitere behalten wir uns für den Zeitpunkt vor , wo der AuS -
schußbericht vorliegen wird .

Stadtv . Jacobi ( A. L. ) : Herr Nathan wirft dem Ausschuß vor .
keine soziale Tat vollbracht zu haben . Darum handelt es sich hier
gar nicht , sondern nur darum , möglichst schnell einen Vorschlag
zu machen , wie er heute vorliegt . Der Ausschuß hat damit seine
Schuldigkeit getan .

Der AuLschußantrag wird darauf einstimmig an -
genommen .

Die Vorcntwürfe zum Neubau einer Gemeinde -
Doppelschule an der Tegeler Straße ( Kostcnüberschlag
827 666 M. ) und eincö D i r e k t o r i a l g e b ä u d e S für das
Friedrichsgymnasium auf dem Grundstück Albrechtstr . 26
gehen auf Antrag dcS Stadtv . L c n tz ( A. L. ) an einen besonderen
Ausschuh .

Auf dem städtischen Grundstück an der Straße 31 Abt . XI dcS
Bebauungsplans , zwischen der Ungarn - und Türken -
st r a ß e , soll für den Stadtteil nördlich und nordwestlich des
Wedding eine Feuerwache errichtet und ebenso wie die Zug -
wache in der Schönlanker Straße mit Selbstfahrern ausgerüstet
werden . Der Porentwurf für den Bau ist vorgelegt ; d- r Kosten -
Überschlag schließt mit 382 666 M. ab . Außerdem erfordert der
besondere Kostenanschlagsauszug des Polizeipräsidiums für die
Ausrüstung der Wachräume 13 666 M.

Die Vorlage geht ebenfalls an den eben beschlossenen Ausschuß .
Die Wahl der Schuldeputation in Gcmätzheit des

neuen , am 1. April d. I . in Kraft tretenden Volksschulunter -
haltungsgesctzeS wird hierauf durch Stimmzettel vollzogen .

Es werden gewählt : Cassel , Hellriegcl , Iben ,
Leuip , Sökeland , Ulrich mU je 108 , M o d l e r ,
Schulze mit je 167 , Preuß mit 163 , Bütow , Sceger mit
je 77 , Singer mit 76 Stimmen .

Auf der ehemaligen Juden wiese soll zwischen
Wikinger und Hansaufer eine der Levetzoiostraße ungefähr
parallel laufende neue Straße 33b Abt . VII B. P . angelegt
werden , um eine zweckmäßige und vorteiUiafte Bebauung des Gc -
ländeS zu ermöglichen . Der Antrag geht von der Hauptintcr -
essentin , der „ Neuen Berliner Grundftücks - Aktien - Gesellschaft " , aus ,
die der Stadtgemeinde außer anderen Leistungen auch die Zahlung
eines Beitrages von 15 666 M. zu den Kosten der Anlegung der

sprecseitigen Straßenhälfte des Hansaufers angeboten hat . Mit
der Regulierung des HansauferS zwischen Tile Warden -

berg - und Levetzowstraße beabsichtigt der Magistrat im Etatsjahre
1968 ohnehin vorzugehen und hat dafür 368 766 M. in den Etat

eingestellt .
Tie Versammlung stimmt der Vorlage zu .
Der Abschluß eines Mietvertrages zwischen der Stadt und

dem Verein „ B c r l i n - T r e p t o w - S t e r n w a r t e" ist von
dem eingesetzten Ausschuß genehmigt und der vorgelegte Vertrags -
entwurs mit einer geringfügigen Aenderung gutgeheißen worden .

Referent ist Stadtv . L a d e w i g ( N. L. ) . Die Versammlung
beschließt ohne Debatte nach dem Ausschußantrage .

Dem Verband für e r st e H ü l f e ( E. V. ) , ' Abteilung
für Krankentransport , soll für das Jahr 1967 eine Bei -

hülfe von 3066 M. aus noch verfügbaren Bütteln bewilligt werden .
Stadtv . Dr . Weist ( Soz . ) : Wir werden diese Vorlage an -

nehmen , weil der Verband einen guten Zweck verfolgt , wir halten
sogar die geforderte Subvention für zu klein — ursprünglich waren
ja auch 5666 M. gefordert — und vor allem behaupten wir ,
daß die Stadt damit ihre Pflicht nicht ablösen kann . Wir haben
schon oft darauf hingewiesen , daß auch die Krankenbeförderung
früher oder später der städtischen Wohlfahrtspflege zugewiesen
werden muß . Daß der Verband an die Stadt herantreten würde ,
haben wir vorausgesagt , aber mit den jetzt geforderten 3666 M.
ist das Defizit des Verbandes nicht im Entferntesten gedeckt . Später
wird es mit diesem Verein so gehen wie mit der Rettungsgesell .
schaftz die Stadt wird schließlich nicht umhin können , auch den

Verband zu übernehmen . Darum bitken tvir den� Magistrat , bei

nächster Gelegenheit unseren Wünschen sich sympathischer gegenüber -
zustellen . Denn wir können uns nicht ein Rettungswerk denken

ohne vernünftige Krankenbeförderung . Ohne den Verband irgend di ? -

kreditieren zu wollen , müssen wir sagen , daß seine Einrichtungen
und die ähnlicher Privatunternehmungen eine Reihe von Miß »

ständen entstehen und bestehen lassen . Die heutige Beförderung
Kranker — namentlich mit ansteckenden Krankheiten behafteter
Kinder — in die Krankenhäuser ist geradezu eine öffentliche
Kalamität . Von 14 666 Transporten macht die Stadt Berlin allein

6566 ; sollte da nicht schon aus finanziellen Gründen die Stadt

lieber die Sache selbst in die Hand nehmen ? In Königsberg .

Hannover , Stettin , Hamburg und anderen Großstädten ist das

Krankentransportwesen längst auf die Stadt übernommen . Wie

steht es denn übrigens mit der jetzigen Einrichtung des Rettungs -

Wesens ? Es sollte uns doch darüber bereits bis zum 1. November

eine Vorlage gemacht werden . Diese ist aber bis heute nicht er -

schienen . Schöneberg hat inzwischen neuerdings die Anregung zur

Bildung eines Zweckverbandes für diesen Zweck gegeben .
Bürgermeister Dr . Reickc : Ich halte nicht für geraten , mich

über die Sache zu äußern , ehe der Magistrat Stellung genommen

hat . Dazu ist trotz unseres guten Willens die Möglichkeit bisher

nicht gewesen , aber in allernächster Zeit wird dem Magistrat eine

Vorlage unterbreitet werden .
Stadtv . Hammerst - in ( A. L. ) tritt den Ausfuhrungen des

Stadtv . Dr . Wehl inbetreff der Einrichtungen dcS Verbandes ent -

gegen ; dieser sei keine Erwerbsgesellschaft , sondern eine absolut

humanitären Zwecken dienende Einrichtung .
Stadtv . Dr . Langerhans : Ich bin mit Dr . Wehl der Meinung ,

eS ist u n e r h ö r t , daß wir noch keine Vorlage über das Rettungs -

Wesen erhalten haben ; der Bürgermeister muß doch die Wider -

stände überwinden und die Sache beim Magistrat durchbringen .

Bürgermeister Dr . Reicke : Bei aller Verehrung für den Vor .

redner kann ich eine Belehrung darüber , wie ich die Sache zu be »

schleunigen hätte , nicht annehmen . Eitra passe nemo obÜLatur .

( Ein Schelm tut mehr , als er kann . )
Stadtv . Dr . Wcyl : Es ist mir gar nicht eingefallen , zu

behaupten , daß der Verband eine private Erwerbsgesellschaft sei ;
die Einrichtung muß aber ausgebaut werden , und dazu fehlen
dem Verbände die Mittel .

Der Betrag wird bewilligt .
Tie lctztwilligc Zuwendung von zirka 750 660 M.

seitens des Rentiers Bolle für wohltätige und Wohlfahrtszwecke
wird auch seitens der Versammlung mit Dank angenommen .

Zur leichteren Durchführung der Verbreiterung der

Landsberger Straße soll das nach der Landwehrstraße

durchgehende Grundstück Nr . 41 erworben werden . Ter Eigen -
tümer , Rentier Otto Böhmert , hat seine ursprüngliche Forderung
von 566 666 auf 566 666 M. ermäßigt , so daß das Quadratmeter

auf 468 M. zu stehen kommt . Der Magistrat halt diesen Preis

für mäßig . Der Besitzer hat sich bis zum !. März gebunden .
Stadtv . Manasse ( Soz . ) beantragt Ausschußberatung und be -

ruft sich auf den günstigen Erfolg des gleichen Verfahrens bei

dem letzten Ankauf in der Landsberger Straße , wo ein Abschlag
von 36 666 M. erzielt worden sei .

Stadtv . Brnnzlow (21. L. ) empfiehlt sofortige Annahme , da

der Preis ohnehin sehr niedrig sei .
Stadtv . Manasse : Das wurde früher auch eingewendet . Es

ist doch nicht schlimm , wenn 15 Leute deswegen noch eine Stunde

zusammenkommen .
Stadtv . Galland ( A. L. ) : Eine Reduktion zu erreichen ist

völlig ausgeschlossen .
Stadtv . Hoffmann ( Soz . ) : Auch da ? hat man damals gleich -

falls gesagt . Der Versuch ist doch in diesem Falle nicht strafbar ,
sondern eventuell sehr einträglich .

Stadtrat Rast : Günstigere Äaufbcdingungen als in diesem
Falle kann es gar nicht geben .

Stadtv . Manasse : . Genau so ungläubige Thomasse waren Sie

auch damals . Schon im Interesse Ihrer Sparsamkeit sollten Sie

unseren Antrag annehmen .
Der Llntrag Manasse wird abgelehnt , die Vorlage angc -

nommen .
Der Magistrat legt die Etats des Vieh markteS , des

Schlachthofs und der Fleischbeschau für 1968 vor . Zur
Deckung der 2luSgaben der Fleischbeschau sollen die Beschau -
gebühren erhöht werden : für Rinder und Kälber um je 16 Pf . ,
für Fresser um 26 Pf . , iür Schweine und Schafe um je 5 Pf .
Die Bcschaugcbühr für Schweine steigt dadurch von 1,65 M. auf
1,16 M. Auch die Schlachtgebühr für Schweine , die 1966
um 5 Pf . ermäßigt worden war , soll wieder von 1,25 auf 1,36 M.

erhöht werden .
Stadtv . Hoffmann ( Soz . ) : Wir müssen diesmal schon beim

ersten Erscheinen des Etats gegen die Erhöhung der Fleischbeschau -
und Schlachtgebührcn protestieren . Innerhalb weniger Jahre hat
das Kuratorium zweimal eine Erhöhung abgelehnt , das letzte Mal
erst am 17. September 1967 . Die SDachtgebühr für Schweine
soll von 1,25 auf 1,36 M. erhöht werden . Scheinbar wird damit
der alte Satz von 1966 wiederhergestellt . Tatsächlich aber hatte
das Kuratorium im August 1965 die Untcrsuchungsgebühr um
5 Pf . erhöht , aber dafür , um nicht die Fleischpreise höher zu
treiben , die Schlachtgebühr für Schweine um diese 5 Pf . ermäßigt .
Jetzt soll aber nicht nur die Schlachtgebühr um diese 5 Pf . erhöht
werden , sondern die Beschaugcbühr auch um 5 Pf . — von 1,05 M.
auf 1,10 M. — heraufgesetzt werden ! Dadurch wird ein verwend -
barer Ucberschnß von 11233 M. herausgcwirtschaftct . Diese
Summe ist für die Stadt eine Bagatelle ; hätten Sie die Wert -
zuwachssteucr angenommen , dann hätten wir bedeutend mehr .
( Unruhe und Oh ! oh ! - Rufe . )

Es ist ja bei uns über geeignete Maßnahmen gegen die Gefahr
beraten worden , welche der Einwohnerschaft durch das von aus -
wärts eingeführte Fleisch drohten , da jede Kontrolle darüber fehlt ;
die betreffende gemischte Deputation scheint aber in Vergessenheit
geraten zu sein . Zum 3. Februar wurde ich durch den Ober -
bürgermeister zu einer Sitzung eingeladen , aber ani 29 . Januar
erfolgte eine Absage , und die Deputation scheint abermals zum
Schlummer verurteilt .

Die Begründung ist geradezu kurioS . Es wird auf die un -
günstige Ernte in einzelnen Futtermitteln hingewiesen . Auch daß
das Ergebnis der vorjährigen Viehzählung noch nicht bekannt ist ,
wird für die Erhöhung verwertet . Nur bei Schweinen rechnet man
mit einer Zunahme , bei Rindern mit einem Rückgang des Stuf -
triebs ; mit welchem Rechte denn ? Wie kann der Magistrat —
noch dazu gegen den Willen des ViehhofSkuratoriumS — diese
Erhöhung damit rechtfertigen ?

Durch die Gebührencrhöhung werden wir daö Gegenteil des
Gewollten erreichen . 1966 hat die Viehhofverwaltüng amtlich fest -
gestellt , daß 12 —14 Engrosschlächter ihre Schlachtungen nach aus -
wärts verlegt hatten ; erhöhen Sie jetzt die Preise , so werden Sie
auch noch den letzten Engrosschlächter aus dem Viehhofe heraus -
treibe ». Das Rind kostet an Schlacht - und Schaugebühr 3,40 M.
Die Wirkung der Erhöhung wird auf die kleinen Schlächter und
mit ihrem mehrfachen Betrage schließlich auf die Konsumenten
abgeladen werden . Die Vertreibung der Engrosschlächter würde
die Sache zu einer Schraube ohne Ende machen . Geben Sie ge -
wissen Leuten nicht Gelegenheit , sich vom Viehhofe zurückzuziehen ;
die warten ja nur darauf .

Es wird toeiter angeführt , daß 68 660 ?N. Erlös aus der
Düngerverwertung aus dem Etat ausgefallen sind ; aber die Kana -
lisationsdeputation verwertet doch diesen Dünger jetzt auch
im Interesse der Stadt ; sie wirft ihn doch nicht fort . Das
Ganze erinnert lebhaft an die Fischbecksche Sozialrcform , die
wesentlich im Abschrecken besteht . Herr Fischbeck begründete im
Kuratorium die Erhöhung der Gebühren damit , daß die Fleischer
fortgesetzt Verbcsserungen usw . verlangten ; da sei es ganz gut ,

wenn sie durch Mehrzahlen merkten , was . solche Dinge kosten ; dann
würden sie bescheidener in ihren Llnsprüchen . werden ! Wenn
das keine Abschreckung ist , dann weiß idsss nicht . . ( Stadtv .
Ladewig : „ Warum schreien Sie denn so ? " ) Damit Sie besser
hören » weil Sie und viele Ihrer Kollegen in sozialpolitischer Be »



zilHuNg schwerhZrig finb ! ( Große Seiferfett . ) Wenn also Fleischer
gegen den Gestank der Peptonfabrik und der Düngerlagerung zu -
sanimen mit der ganzen anwohnenden Bevölkerung ankämpfen ,
dann sollen sie am Geldbeutel dafür gestraft werden ! Eine von
Bürgern zum Teil gewählte Versammlung ( Zurufe ) — ein Teil
ist ja nur ernannt ( Heiterkeit und Unruhe ) — soll sich solcher
Gegnerschaft gegen hygienische Bestrebungen nicht mitschuldig
machen . Auch der mittlere Fleischer wird schließlich den Kon -
sumenten die Erhöhung doppelt und dreifach draufschlagen . Die

Fleischbeschau als hygienische Einrichtung braucht sich auch nicht
aus sich selbst bezahlt zu machen . Die jährliche Zuzahlung aus
städtischen Mitteln beträgt ja nur ein kleines mehr , als Sie
unter Umständen ausgeben zum Empfang fremder Fürsten . ( Große
Unruhe . ) Geben Sie nicht den Junkern Gelegenheit , darauf hin -
«utoeisen , daß die Städteverwaltung , während sie um Oeffnung
der Grenzen zur Verbilligung des Fleisches petitioniert , selbst zur
Verteuerung beiträgt . Oder glauben Sie , daß die Junker bei der

jetzigen Blockherrlichkeit Sie schonen werden ? Da werden Sie
eine so große Enttäuschung erleben , wie sie Ihr Blockheiliger
Bernhard Ihnen am 10. Januar bereitet hat . Ich hoffe , der Etat .

ausschuß wird die Erhöhung als unberechtigt wieder ausstreichen ,
damit nicht erst die Versammlung das tun muß . ( Beifall
bei den Sozialdemokraten . )

Stadtrat Fischbeck : Der Ausschuß ist abbestellt worden , weil
der Oberbürgermeister erkrankte : eine neue Sitzung soll einberufen
werden . Die Erhöhung der Gebühren habe ich allerdings im
Kuratorium zu begründen gesucht . Das Kommunalabgabengesetz
enthält in dieser Beziehung einschränkende Vorschriften ; so dürfen
die Schaugebühren die Kosten der Schau nicht überschreiten . Bei
den Kosten der Schlachtgebühr bleiben wir noch weit unter dem ,
was das Gesetz uns bewilligt . ( Hört ! Hört ! ) Da kann man uns
nicht als Fleischverteuerer hinstellen . Mit den 5 Pf . pro Schwein
sollen wir das Schweinefleisch verteuern ! ( Zurufe : Es sind Ist Pf . )
Das sind künstlich herbeigeführte Kniffe , um gegen die Kommune
Berlin Ausregung hervorzurufen . Wir können uns ja die Dinge
nüchtern im Ausschuß überlegen . Mit dem Hinweis auf die Wert -
zuwachssteuer können wir nichts anfangen , wir haben den Willen
der Versammlung zu respektieren .

Stadtv . Hossinann : Lassen Sie sich durch die Rede des Herrn
Fischbeck nicht irreführen . Ich habe nur festgestellt , daß jene ge -
mischte Deputation jahrelang geschlafen hat , ziemlich zwei
Jahre . Eine vernünftige Verwaltung soll nicht bei so hohen
Fleischpreisen die Gebüyren noch steigern . ( Zwischenrufe . ) Die
Preise , die zu Weihnachten etwas heruntergingen , ziehen bereits
wieder an . ( Zwischenrufe . ) Daß Sie es nicht merken , Herr
Ladewig ( Rufe : Nelke ! Protest des Stadtv . Ladewig . ) . Be -
ruhigen Sie sich, nach dem Zuruf verdiente Herr Nelke auch Lade -
wig zu heißen . ( Stürmische Heiterkeit . ) Eine Versammlung , die
die Wertzuwachssteuer ablehnt , hat kein Recht , die Lebensmittel
auch nur um einen Pfennig zu verteuern .

Stadtv . Cassel : Es ist gar nicht abzusehen , warum Herr Hoff -
mann mit einem solchen Kraftaufwand gegen den Stadtrat Fischbeck
zu Felde zieht . Man wird ja über die Erhöhung im Ausschuß
Iprechen . Das bestehende Gesetz muß die Stadt respektieren . Mit
der Ablehnung der Wertzuwachssteuer kann man uns bei dieser
Gelegenheit nicht kommen .

Stadtrat Lischbeck : Herr Hoffmann vertritt heute hier den
Mittelstand ; aber seine Liebesmüh um die mittleren Schlächter
nützt ihm nichts .

Stadtv . Hosfmann : Ich habe mich nicht um die mittleren
Fleischer bemüht . Es ist unwahr , daß es sich bloß um 5 Pf .
handelt , es sind 10 Pf . : je 5 Pf . Schlacht - und Schaugebühren -
erhöhung . Dazu kommen die Erhöhungen auf Schafe , Rinder und
Kälber hinzu , die zusammen für einen mittleren Schlächter jähr -
lich etlva bQO M. betragen . Die mittleren Fleischer überlasten wir
gern der Freundschaft des Herrn Fischbeck . Uns interessiert , daß
diese S( K) Mi den Konsumenten in Gestalt von je 1( 300 oder
1500 M. auferlegt werden und dagegen protestieren wir .
Ihre Fleischermeisterfreundschaft , Herr Fischbeck , können Sie ruhig
behalten , Sie passen ganz genau dazu . ( Heiterkeit . )

Die drei Etats gehen an den Etatsausschuß .
Tie 49. und 17. G e m e i n d e s ch u l e ( Blumenstraße 63c und

Ackerstraße 67 ) beabsichtigt der Magistrat zum Oktober 1908 ein -
zuziehen . Schwierigkeiten werden sich seiner Ansicht nach daraus
in keiner Weise ergeben . Das frei werdende Schulhaus der
49 . Schule soll für andere Schulzwecke , das der 17. zur Unter -
bringung der 960 . Schule , die jetzt in ungeeigneten Mietsräumen
( Scheringstratze 9) haust , Verwendung finden .

Stadtv . Dr . Arons ( Soz . ) : Es läßt sich ja ganz gut vor -
stellen , daß bei den Berliner Verhältnissen ein Schullokal an einem
bestimmten Orte überflüssig wird . Aber dann sollte solche Schule
doch abgebaut , nicht eingezogen werden . In der Blumenstraße sind
noch 14 Klassen mit 573 Schülern ; die Nachbarschulen sind gefüllt .
( Große andauernde Unruhe , welche die Anführungen des Redners

zum Teil verloren gehen läßt . ) Das Gleiche gilt für die Schule
in der Ackerstraße , wo 15 Klassen mit 651 Mädchen besetzt sind .
Weshalb soll der Abbau nicht erfolgen ?

Stadtschulrat Dr . Fischer : Die beiden Schulen haben in den
letzten Jahren ihre Klassen aus ihrem eigenen Einschulungsbezirk
nicht mehr füllen können ; sie sind aus den N a ch b a r bezirken ver -
sorgt worden . In den umliegenden Schulen der Blumenstraße
sind 667 Plätze und 2 Klassenräume frei ; in derAckerstraße ist es
ähnlich . Die alte Praxis fortzusetzen , scheint nicht mehr opportun .
Wir hätten den Abbau vorgeschlagen , wenn nicht besondere Um -
stände vorlägen . Die Kinder haben , wie gesagt , in den Nachbar »
schulen Platz . Filialschulen sind nur traurige Notbehelfe .

Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen .
Der Müllabladeplatz III am Stralauer Anger ,

auf dem seit 1399 und zum Teil noch länger etwa 180 090 Kubik -
meter Hausmüll lagern , soll abgeräumt und das Terrain von
38 695 Quadratmeter baureif gemacht werden . Es besitzt einen
Wert von mehreren Millionen . Für die Abräumung ist eine Auf -
Wendung von 750 000 M. festgesetzt . Den Unternehmern soll die

Verpflichtung auferlegt werden , bei dieser „angesichts der all -

gemeinen wirtschaftlichen Lage ungesäumt in Angriff zu nehmenden "
Arbeit , soweit Berlin in Betracht kommt , nur solche Arbeiter zu
beschäftigen , welche in Berlin wohnen und mindestens 3 Monate
im letzten Jahre hier gearbeitet haben . Die Kosten sollen den Er -

sparnissen des Vorjahres entnommen werden .
Stadtv . Pfannkuch ( Soz . ) : Wir hätten gerne eine Erweiterung

der Vorlage gewünscht , welche der Beseitigung der Arbeitsnot

mehr Rechnung getragen hätte , indem man gleichzeitig
wie es auch bereits vor einigen Jahren aus gleichem

Anlaß geplant war — die Herstellung einer Schmuck -

anlag « in die Wege leitete . Heute stehen wir davon ab , Anträge

auf weitere Verfolgung jenes Projektes einzubringen . Wir sind
damit einverstanden , daß die 180 000 Kubikmeter Müll weggeschafft
werden das Gelände der Bebauung erschlossen und die Wegschaffung
als Schaffung von Arbeitsgelegenheit verwertet wird . Wir richten
aber an den Magistrat das weitere Ersuchen , in den Verträgen
auch einen M i n d e st l o h n für die Arbeiter festzusetzen , der

mindestens den Lohnsatz überschreiten muß , zu dem die Arbeiter
in der städtischen Straßenreinigung eingestellt werden . Der Unter -

nehmer , der diese Arbeit übertragen bekommen soll , kann an -

st ä n d i g e n Lohn zahlen . Es sind 8 Herren zur Submission
aufgefordert worden ; die Preise differieren zwischen 4,45 und

3,95 M. ; ein nicht aufgeforderter Unternehmer will das Kubik -
Nieter schon mit 3,90 M. wegschaffen . Dieser Herr hat früher mit
der Stadt im Vertragsverhältnis gestanden , 2 Jahre lang , und
wurde dann abgesägt . Es haben sich Prozesse daraus entwickelt ,
die er meistens gewonnen hat . Er erbietet sich , die noch
schwebenden Prozesse fallen zu lassen — es handelt sich um nicht
geringe Objekte — andere , die er noch anstrengen will , nicht anzu -
strengen und die Gerichtskosten aus den schwebenden Prozessen auf
seine Tasche zu nehmen , wenn er wieder bei den städtischen Ar -
beiten zugelassen wird . ( Hört ! hört ! ) Auf jeden Fall würde cS
uns sehr erfreulich sein , wenn der �Magistrat erklärte , daß den

Verantw . RebolstT Georg Tavidsvhn ) SetlinT Inseratenteil verantw . Z

Unternehmern die Verpflichtung auferlegt werden soll , einen

Mindestlohn zu zahlen , der über den Anfangslohn der Straßen -
reinigungsarbeiter hinausgeht .

Stadtrat Böhm : Ich kann persönlich eine solche Zusage hier
nicht machen . Der Magistrat wird erst morgen Beschluß fassen ;
die Vorbereitungen sind soweit getroffen . Ich will es gern über -
nehmen , dem Magistrat morgen zu berichten , daß der Wunsch hier
ausgesprochen ist .

Stadtv . Goldschmidt : Wir dürfen in der Tat nicht zugeben ,
daß während einer Arbeitslosigkeit Unternehmer die Not der Ar -
beitslosen ausnutzen , indem sie geringere Löhne zahlen als für
gleiche Arbeiten in normalen Zeiten . Die Vergebung dieser
Arbeiten darf auch nicht abhängig gemacht werden von Anerbieten ,
welche ein bestimmter Unternehmer gemacht hat , um wieder in Be -
Ziehungen zur städtischen Verwaltung zu kommen . Im Vertrag
muß ausgemacht werden , daß die Kubikmeter in Rechnung
gestellt werden und nicht die Fuhren ; es wird daduch vermieden ,
daß besonders hohe Profite gemacht werden .

Stadtv . Pfannkuch : Der Anregung , binnen einer gewissen Zeit
die Arbeit auszuführen , kann ich nicht folgen Für die Erklärung
des Stadtrats Böhm bin ich dankbar , habe aber zu rügen , daß
die Straßenreinigungsdeputation seit Dezember , wo der Gedanke
der Abräumung zuerst vorgetragen wurde , nicht in die Lage ge -
bracht� worden ist , das Projekt weiter vorzubereiten .

Stadtrat Böhm : Die Deputation hat einen bestimmten Antrag
an den Magistrat gerichtet , der eine Subkommission niedergesetzt
hat . Da brauchte die Deputation doch nicht nochmals befragt zu
werden .

Die Vorlage wird angenommen .
Schluß ' ch9 Uhr .

Soziales .
Bierboykott ist gestattet .

Ueber den Eisenacher Bierboykott liegt jetzt das Urteil des
Reichsgerichts vor . Wiewohl wir seinerzeit über den siegreichen
Verlauf des Kampfes berichteten , veröffentlichen wir wegen der
grundsätzlichen Bedeutung des Urteils uachstehend den wesentlichsten
Teil der Entscheidung und des ihr zugrunde liegenden Sachver -
Halts .

Als infolge der Aenderung des BrausteuergesetzeS auch von
den Brauereien und den Gastwirten in Eisenach die Bierpreise
erhöht wurden , war dortselbst auch der an den verschiedensten Orten
betannte Bierkrieg entstanden . Von feiten des dortigen Gewerk -
schaftskartells wurden gegen die Gastwirte und Flaschenbierhändler
eine Reihe von Maßregeln ergriffen , trat mittels Boykottierung
derjenigen Wirte , welche sich den Forderungen des Gewerkschafts -
kartells widersetzten , eine allgemeine Herabsetzung der Bierpreise
durchzuführen . Es erwirkten acht Gastwirte von Eisenach eine einst -
wcilige Verfügung , nach welcher dem Geiocrkschaftskartell bei Ver -
meidung einer Geldstrafe bis zu 1509 M. für jeden Fall der Zu -
Widerhandlung verboten wurde , erstens öffentliche Aufforderungen
zur Meidung von bestimmten Lokalen , zweitens Aufforderungen
an einzelne Wirte zu erlassen , Plakate auszuhängen , auf denen
die angeblich gemeinsam mit der Leitung des Bierkriegs ausge -
arbeiteten Bierpreise stehen , drittens Verzeichnisse der Wirte zu
geben , welche die Forderung bewilligt haben , oder welche sie nicht
bewilligt haben , viertens in öffentlichen Ausforderungen vor dem
Besuche der Wirtschaften , in denen Eisenacher oder Apoldaer Bier

verzapft wird , zu warnen oder das Trinken solcher Biere zu ver -
bieten .

Gegen diese einstweilige Verfügung wurde von dem Gewer ! -

schaftskartell Widerspruch erhoben , und es entschied darauf das Land -

gericht Eisenach dahin , daß die Verfügung unter zweitens ausge -
hoben , im übrigen aber bestätigt wurde . Auf die Berufung beider
Parteien entschied das Oberlandesgericht in Jena vollständig zu »
gunstrn deS GewerkschaftSkartellS . indem es die ganze Verfügung
aufhob .

Gegen dieses Urteil hatten die beklagten Gastwirte Revision
beim Reichsgericht eingelegt . Der VI . Zivilsenat des höchsten Ge -

richtshofes erkannte auf Zurückweisung der Revision . Er legt dar ,

daß in dem Boykott eine gegen die guten Sitten verstoßende Hand -
lungsweise nicht gesunden werden könne . Allerdings werde durch
ein Vorgehen , wie es hier geschildert sei , immer ein gewisser Zwang ,
eine Einwirkung auf die freie Wllensbestimmung des Gegners
ausgeübt ; aber eine solche Einwirkung sei nicht ohne weiteres

widerrechtlich oder unsittlich . Auch das Uebel , welches dem Gegner
mit der Meidung seiner Verkaufsstätte und der Nichtabnahme seiner
Ware zugefügt werde , um seinen Willen zu beugen , bestehe notwen -

digerwelse in einer Schädigung desselben . Aber eine , wenn gleich
vorsätzliche Schädigung des Gegners im wirtschaftlichen Kampfe
sei insolange nicht unerlaubt , als sie nicht ein gesetzlich geschütztes
Rechtsgut verletze , oder in einer gegen die guten Sitten verstoßenden
Weise erfolge . Eine solche Maßregelung des Gegners seitens einer

Interessengruppe dadurch , daß die Teilnehmer der Vereinigung
und deren Parteigänger zum Abbruch und zur Vermeidung ge -
schäftlicher oder sonstigen rechtlichen Beziehungen zu jenen bestimmt
werden , bilde eben das Wesen des sogenannten Boykotts .

Dis Vorgehen des Gewerkschaftskartells werde in diesem Falle

nicht etwa zu einem unerlaubten , weil von ihm mittels der Presse
die Unterstützung weiterer Kreise angerufen worden sei und die Au -

gelegenheit in einer Volksversammlung zur Erörterung gebracht
worden war . Der Fall , daß die Bohkottanten in ihren öffentlichen

Kundgebungen die Sache wahrheitswidrig dargestellt hätten , liege

nicht vor . Zudem habe eS sich hier um Verhältnisse gehandelt , die

gewiß in Eisenach und Umgegend allgemein bekannt gewesen seien .

Auch die Namhaftmachung der Wirte gestaltete sich hier nicht zu
einem verwerflichen Mittel . Es möge sein , daß die betreffenden
Gastwirte , die vorwiegend auf den Konsum der Arbciterbevölte -

rung angewiesen seien , durch die Ausführung des Boykotts von

einem empfindlichen VevmögenLschaden bedroht und betroffen
worden sind . Aber daß die von dem Gewerkschaftskartell verhängten

Matzregeln an sich mit der Abschneidung jeder Erwerbsmöglichkeit

für die Betroffenen verknüpft gewesen wären , oder daß es hierbei

darauf abgesehen gewesen sei . die Boykottierten dauernd in ihrer

wirtschaftlichen Existenz zu schädigen , fei aus dem Vor -

bringen der Gastwirte nicht zu cutnehmen . Ein derartiger Bier -

krieg werde gewöhnlich gemäß der Natur der Verhältnisse nur von

beschränkter Dauer sein , und durch die in Mitleidenschaft gezogenen
Brauereien das Streitverhältnis reguliert und erleichtert werden .

ßuQ Induftne und Handel »
Das Preistreiber - Kleeblatt .

Ein beliebtes Mitte ! der Profitjäger , die Schuld für die wilden

Preistreibereien auf die Arbeiter abzuwälzen , ist der Hinweis auf

deren Begehrlichkeit und die enorm gestiegenen Löhne . Nach diesem

Rezept arbeiten nicht nur die Agrarier , die Kohlenwucherer haben

sich auch schon längst auf diese Taktik verstanden . Und sie fanden

immer willige Skribenten . Auch preußische Minister versuchen , mit

dem Argument der Lohnsteigerung die Ausbeutung der Konsumenten

zu verteidigen . Zu der edlen Gesellschaft gesellt sich nun noch die

„ Deutsche Kohlen - Ztg . " . In ihrer Nummer vom 8. Februar d . J . be -

richtet sie über die sonderbare Rede Delbrücks , die dieser anläßlich
der Beratung über den Etat der preußischen Berg - , Hütten - und

Salinenverwaltung in der Budgetkommission hielt . In diesem
Artikel ist durch Fettdruck folgender Satz hervorgehoben :

Im übrigen wurde hinsichtlich der Steinkohlenbergwerke her -
vorgehoben , daß man bis 1887 zurück ein stetiges Hinaufgehen
der Lohne neben einem Nachlassen in der Arbeitsleistung verfolgen
könne . Daraus ergebe sich eine Steigerung der Kohleiipreise .

Das holde Trio , das talsächlich die volle Verantwortung trägt

für die Plünderung der Konsumenten : der Fiskus als Kohlen -

Produzent , das privateKohlemnagnatentum und ein raffgieriges Händler -

lh . Glocke , Berlin . Druck u. Verlag : Vorwärts Buchdr . ». Berlagsanstglt

tum hat sich nunmehr zusammengefunden , um der Ocffentlichkeit

Faulheit und Begehrlichkeit der Arbeiter als die Ursache der Kohlen »

teuermig zu deuuiizieren . Neu ist diese Taktik ja nicht , aber in

dieiem Falle ist sie besonders bösartig . Ein ganzer BerufSstand .

dessen Angehörige jeden Tag das „ Totenhemd " wagen , deren Arbeit

im Laufe der letzten Jahrzehnte außerordentlich schwieriger und ge «
fahrvoller geworden ist , werden vor aller Welt der Faulheit bezichtigt .
Das ist preußisch - deutsche Kultur : Mit den Skorpionen des Lebens «

mittelwuchers werden die Arbeiter gezüchtigt , als Heloten in Recht «

losigkeit erhalten , mit der Geißel des PrenßenwahlrechtS mißhandelt
und obendrein noch niederträchtig beschimpft . Zur Charakteristik der

obigen leichtfertigen Behauptung drucken wir hier aus einer Tabelle .
die von den Aellesten der Berliner Kaufmannschaft nach amtlichem
Material zusantmengestellt , im „ Berliner Jahrbuch für Handel und

Industrie " , Jahrgang 1907 , veröffentlicht ist . nachfolgende Angaben
ab . Im Oberbergamtsbezirk Dortmund gestaltete sich die Ent »

Wickelung der Löhne und der Erlöse wie folgt :

Der Erlös pro Tonne ist viel stärker gestiegen als der Lohn .
Dabei muß aber noch berücksichtigt werden , daß die eingesetzten
Wertziffern tatsächlich hinter dem effektiven Erlös zurückbleiben .
Andererseits beweisen die enorm gestiegenen Gewinne , die die Kohlen «
bergwerle abwerfen , daß die Preissteigerung der Lohnerhöhung weit

vorausgeeilt sein muß . Direkt leichtfettig ist es auch , die nackte

Förderziffer als Maßstab für den Fleiß der Arbeiter zu verwenden .

Schon vor zehn Jahren hat der Bergbauliche verein in seinem
Jahresbettcht aus die Unzulässigkeit eines solchen Verfahrens hin »
gewiesen . Die Förderziffern lassen nicht erkennen , in welchem lim «

fange Vorttchtungsarbeiten erledigt worden sind , in welchem Umfang
die Gewinnungsverhälmisse sich verschlechtert haben und wie groß
der Anteil der Belegschaft an der Erzeugung von Nebcnprodnltcn
gewachsen ist . Solche „Kleinigleiten " genieren natürlich «inen könig «
lich preußischen Minister nicht , aber die Leute wenigstens , die
an der Kohlenvetteuerung direkt persönlich interessiert sind , sollten
sich doch hüten , leichtfertige Unwahrheiten und Beschimpsimgen als
Deckmantel ihrer Profitbefriedigung zu benutzen .

Geschäftsgang in der Saliindustrie . Der industrielle Absatz ist
im legten Jahre um 82 689 Doppelzentner reines Kali gestiegen ,
davon entfallen auf Deutschland allein 53 643 Doppelzentner . Eine
Steigerung weisen ferner auf die Vereinigten Staaten mit 5210
Doppelzentner . Oesterreich mit 3000 Doppelzentner , die Schweiz mit
1400 Doppelzentner , in Frankreich ist die Zunahme ebenso groß ge -
Wesen wie in den Bereinigten Staaten . Der landwirtschastliche
Abiatz ist im ganzen nur um 1 951 607 Doppelzentner reines Kali
gestiegen . In Deutschland betrug der Mehrverbrauch 123 290 Doppel »
zentner , in Rußland und in den skandinavischen Königreichen ist er
um etwa je 10 000 Doppelzentner gestiegen , in den Vereinigten
Staaten um 78 987 Doppelzentner zurückgegangen . Deutschland
steht demnach immer noch an der Spitze der Kali verbrauchenden
Länder .

Letzte JVaebnebten und Dcpclcben ,
Hungertyphus .

Budapest . 13. Fckbruar . ( B. H. ) Wie ein hiesiges Blatt
zu melden weiß , ist infolge des ungeheueren LcbensmittelwucherS
und der dadurch verursachten Hungersnot in den unteren Schichten
der Bevölkerung der Hungertyphus epidemisch ausgebrochen . Das
St . Blasien - Hospital sei von TyphuSkrankrn überfüllt . Die Spital «
leitung sowie die Behörden verweigern angeblich jede Auskunft ,

« Bor dem Streik .

London , 13. Februar . ( B. H. ) In Hcnlch drohen 10 000
Kohlenarbeiter mit dem Ausstand , falls ihnen die geforderte Lohn -
aufbesserung verweigert wird . Durch einen cventl . Ausstand
würden etwa 25 000 Personen bettoffen werden .

Arbeitcrwohnungen .
Rom , 13 . Februar . ( B. H. ) Die Regierung ermächtigte

die Depotkasse , der Gemeinde Rom eine Anleihe von 10 Mil -
lionen Lire zu gewähren , welche Summe zur Erbauung von
Arbeiterwohnungen verwendet werden soll .

Gegen Ausnahme - Gesetzgcbung .

HelsingforS , 13. Februar . ( B. H. ) Die Sozialisten stellten im
Landtag den Antrag , in Finnland die volle Gleichberechtigung der
Juden einzuführen . _

Die russische Regierung schämt sich !

Petersburg . 13. Februar . ( B. H. ) Nach einem Zirkular des
Justizministers werden in Zukunft alle Preßprozesse bei ge
schlossenen Türen verhandelt werden .

Banderole .

Konstantinopel , 13. Februar . ( B. H. ) Wie auf der Pforte
verlautet , hat der Ministerrat beschloffen , die Tabakregte in der
Türkei aufzuheben und das Banderolenfystcm einzuführen .

Unentwegt !

London , 13. Februar . ( W. T. B. ) Heute nachmittag suchte
eine Schar von Anhängerinncn des Frauenstimmrechts zum Unter «
Hause vorzudringen , wurde aber von einem starken Schutzmanns «
aufgebot daran gehindert . Es wurden neun Verhaftungen vor ,
genommen . _

Ein hochfliegcnder Dachdecker .

BraunfelS , 13 . Februar . ( B. H. ) Der Dachdecker Friedrich
Menzinger von hier hat eine Flugmaschine erfunden , die eine
epochemachende Neuheit sein soll . Das Patent der Maschine ist
bereits anerkannt , die Tctailpläne liegen dem Kriegs »
Ministerium vor .

' zZäulSingerLEo . ,BerlinL�V . Hierzu 3 Beilagen « . Uaterhaltungsbl .
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Keiclistag .
Ivo . Sitzung vomDonnerstag , den 13. Februar 1S08 ,

nachmittags 1 U h r .

SluZ Slnlab dieser , der 100 . Sitzimg ist der Präsidententisch von
den Schristfilhreru >nit einem prächtigen Bukett geschmückt .

Ll m Bnndesratstis che : K r a e t k e.

« uf der Tagesordnung steht zunächst die dritte Beratung eines

Nachlragserats , welcher 8<)<1 00V M. zur Förderung von Ver -

suche n auf dem Gebiete der Motorluftschiffahrt
( Zcppelin ' sche Versuche ) fordert .

Debattelos wird der NachtrngZetat bewilligt .
Es folgt die zweite Beratung des Etats der ReichSpost

und Telegraphenverwaltung .
Hierzu beantragt die Budgetkommission , den Reichskanzler zu

ersuchen , Anordnungen zu treffen , daff im Interesse der Durchführung
der Sonntagsruhe die Annahme vvn PaMen an den Poftichaltcru
an den Borabenden der Sonn - und Festlage nur bis nachmittags
b Uhr erfolgt .

Tie Abgg . v. Damm und Genossen ( Wirtsch . Vgg . ) beantragen
eine Resolution , welche die Wiedcreiiifsjbrung der AuSnahmetnrife
für Postkarten , Drucksachen , Warenproben und GeschäflSpapiere im
Orts - und Nachbarverkehr verlangt .

Die Abgg . Gamp - Miissauiieu ( Rp. ) u. Gen . beantragen eine
Resolution , welche Ostiiwrkeiiziilagen <200 000 M. für mittlere Beamte ,
420 000 Mark für Kanzlei - und liuterbeamte , 10 000 M. Erziehungs -
beihülfen sür höhere Beamte ) verlangt .

Die Beratung beginnt beim Titel : Gehalt des Staatssekretärs ,
44 000 M.

Abg . Dr . Droescher (k. ) : Der Etat ist mit Rücksicht au
die wirtschaftliche Lage aufgestellt worden . Das Jahr 1907 zeigt
ein Minderüberschusz von 20 Millionen Mark . Dem ist durch einen
sehr vorsichtigen Voranschlag der Einnahmen Rechnung getragen
worden . Die Rücksicht auf die Finanzlage bindert uns auch vor -
läusig , dem Antrage v. Damm zuzustimmen . Zu der beabsichtigte »
Reform der Telephongebühren , die in der Oeffentlichkcit so viel
Widerspruch gefunden haben , kann ich noch nicht Stellung nehmen
weil der Entwurf noch nicht vorliegt .

Die Einschränkung der Siellenvermehrung , die wir im Etat
finden , darf nicht zu einer Einschränkung der sozialpolitischen Be -
strebungen der Verwaltung auf eine Verkürzung der Dienstzeit ,
namentlich der Unterbeamten führen . Allerdings müssen die
niustergültigen

'
sozialpolitischen Bestrebungen der Postver

Wallung Halt machen vor den unabweiSlichen Forderungen
von Handel und Industrie . Deshalb können meine Freunde
der von der Budgelkommission beantragten Resolution nicht
zustimmen , zumal die angestrebte Erweiterung der Sonntagsruhe
dadurch nicht erreicht werden dürfte . — Auf die Beamten über -
gehend , empfiehlt Redner besonders die Postdirekloren dem Wohlwollen
der Verwaltung , die gegenüber den Posträlen in jeder Beziehimg be -
»achtciligt seien . Fürdie höheren Postbeamten sollte man eine einheitliche
Laufbahn mit einer einheitlichen Gehaltsskala schaffen . Bei den
Unterbeamten ist eine Prüfung für den Zugang zu den gehobenen
Stellen geschaffen ; das muß eine neue Quelle von Unzufriedenheit
schaffen , indem die Geprüften sich gegenüber den anderen für etwas
besseres halten . Es sollte für sämtliche gehobene Unterbeamten ,
auch für die gegenwärtigen , eine einheitliche Stellung
und einheitliches Gehalt geschaffen werden . Auch ist zu erwägen ,
ob sür die gehobenen Unterbeamten nicht eine besondere Dienstklnsse

zn schaffen ist . Sehr wünschenswert wäre auch eine Anfbesscruug
der Landbriefträger , die mit den Stadtbricfträgern gleichgestellt werden
sollten . ( Bravo i rechts . )

Abg . Singer ( Soz . ) :
Die ausführliche Begründung der Wünsche des Vorredners steht ,

glaube ich, mehrfach in Widerspruch zu seiner Grundauffassung . Wo

ich mit ihm zusammentresfen kann , bin ich erfreut , - insofern , al « die

Wünsche , die er für die verschiedenen Kategorien von Unterbeamten

hier geäußert hat , mir den Beweis geliefert haben , daß er nicht
ohne Erfolg die Rede » gelesen hat , die seit Jahrzehnten auf dieser Seite

des Hauses gehalten sind . (Heiterkeit . ) Wenn Sie sich erinnern ,
ivas in bezug auf die Landbriefträger , über ihre lange
Dienstzeit und ihre schlechte Bezahlung von uns früher ausgeführt
ist , so muß ich doch sagen , wenn die Herren bereit gewesen wären ,

diese Wünsche frijher zu bewilligen , so hätten sie reiche Gelegenheit

kleines feuilleton .
Der älteste der Goldmacher . Der englische Gelehrte Ray

Lankester erinnert bei Gelegenheit der Aufregung über den franzö -
jischen » Diamantenmacher " an einen genialen Mann , den er als
den letzten Alchcmisten bezeichnet . Er hieß James Price , hatte in

Oxford den Doktorgrad erworben und erfuhr die fast unerhörte
Auszeichnung , daß er im Alter von 20 Jahren zum Mitglied der

ehnvürdigen Gclehrtenakadomie , der Royal Society in London ,

cuvählt wurde . Das geschah im Jahre 1777 . Zwei Jahre später
lud er eine Anzahl von Naturforschern in sein Laboratorium ein ,
um ihnen die Verwandlung minderwertiger Metalle in Silber
und Gold vorzuführen . Price produzierte ein weißes Pulver , von
dem er behauptete , daß es die fünfzigfache Menge seines eigenen
Gewichts an Quecksilber in gediegenes Silber überzuführen ver -
möchte , serner ein rotes Pulv - ir , das dieselbe Arbeit an der sechzig -
fachen Gewichtsmenge Quecksilber besorgen sollte , nur daß als End -
crgebnis gediegenes Gold versprochen wurde . Die Experimente
gingen vor sich. Siebenmal nacheinander wurden die Pulver in
einem Tiegel mit Quecksilber gemischt , viermal das weiße und drei -
mal das rote , und tatsächlich erschien nach Erhitzung der Tiegel im

Ofen Silber und Gold darin . Die Edelmetalle wurden an Ort und
Stelle von Chemikern geprüft und als rein befunden . Später
wurden die Goldproben dem 5rönig Georg III . überreicht , und

Price veröffentlichte eine Schrift mit dem Titel : „ Ein Bericht über
einige Experimente usw . " , worin er zwar die Lehre vom „ Stein der
Weisen " zurückwies , aber behauptete , daß er durch mühsame Expcri -
mente entdeckt habe , wie diese zusammengesetzten Pulver zu be -
beiten seien , die zur praktischen Verwirklichung des längst gesuchten
Wunders führten . Das Geheimnis wollte er jedoch nicht verraten .
Einige Mitglieder der Royal Society verhielten sich skeptisch und
bestanden darauf , daß Price seine Versuche vor dieser Gesellschaft
selbst wiederholen sollte . Der „ Forsöber " , der mit seinen Experi -
mentcn selbstverständlich eine ungeheure Aufregung erzielt hatte ,
versuchte jedoch mit allen Mitteln , diesem Verlangen aus dem
Wege zu gehen . Schließlich aber konnte ' .r nicht länger auf seiner
Weigerung beharren , sagte also zuguterletzt zu , und seine Vor -
führung wurde auf den August 1783 anberaumt . Nach der Ucber .

lieferung soll nun eins der Mitglieder der Royal Society am Tage
zuvor sich ins Laboratorium eingeschlichen und dort festgestellt
haben , daß die Tiegel einen falschen Boden besaßen , auf dem das
Gold und das Silber verborgen werden konnte », bevor die wunder »
baren Pulver hineingebracht wurden . Price hatte nun wohl Wind
davon bekommen , und als die Besucher alle im Laboratorium ver -
sammelt waren , trank er vor ihren Augen ein Glas aus und fiel
tot nieder . Er hinterließ ein Vermögen von 14 Million , so daß
Armut ihn zu dieser Täuschung keinesfalls veranlaßt haben konnte .

Die Ausbeute an Naturgas in den Vereinigten Staaten von
Amerika wächst von Jahr zu Jahr außerordentlich . Nach den
Berichten der Geologischen Landesaiistalt der Vereinigten Staaten
war der Wert des dort verbrauchten Erdgases 1901 : 27 Millionen
Dollars , 1902 : 30 . 9 Millionen Dollar , 1903 : 35,3 Millionen Dollar ,
1004 : SS. S Millionen Dollar , 1905 : 41,6 Millionen Dollar und

dazu gehabt , da wir diese Wünsche jahraus jahrein bier vorgetragen
haben . ( Sehr richtig ! bei den Sozialdemokraten . ) Die Fragen , die
der Herr Vorredner am Eingänge seiner Rede berührt hat ,
geben mir zu einigen Bemerkungen Veranlassung . Es hat
mich angenehm überrascht , daß der Vorredner sich ab -
fällig über die Verkeuerung der Drucksachen und der Post -
karten im Ortsverkehr ausgesprochen bat . Ich hätte nur
gewünscht , daß dieses Hobe Blaß von Einsicht den konservativen
Herren gekommen wäre , als sie den Beschluß über diese Verteucrmiz
gefaßt haben . Auch hier kann ich ohne Uebertreibung feststellen , daß
wir keinen Augenblick im Zweifel waren , daß sich diese Folgen heraus -
stellen müßten , welche der Vorredner jetzt beklagt . Wen » damals
die Herren von der Rechten und die Nationalliberalen — den
Nationalliberalen haben wir ja besonders den schönen
Beschluß zu verdanken — mehr Uebersicht über
die Folgen dieser Einrichtung gehabt hätten , so wären
die nachteiligen Wirkungen nicht eingctieien . Wen » der
Staatssekretär so kritisch ist , die Mehreinnahmen jetzt
nicht mehr so doch anzunehmen , so halte ich auch das
noch für falsch . Wir müssen die Posieiurichtniigen nicht als f i s -
kalische Betriebe , sondern als V e r i e h r s i n st i t u t betrachten
und deshalb lviederhole ich aufs bestimmteste , der Post ist kaum
jemals ein schlechterer Dienst erwiesen worden , als durch die Auf -
Hebung der Herabsetzung des Portos im Ortsverkehr . Wir stehen
auch nicht auf dem Staiidpmikte des Vorredners , welcher meint , aus
finanziellen Gründen könne man jetzt nicht die Herabsetzung wieder
befürworten . Nach unserer Meinung

kann ein Unrecht überhaupt nicht früh geniig gut gemacht werden .
( Zustimmung bei den Sozialdemokraten . ) Wir können nur wünschen ,
daß der alte Zustand in bezug auf den Ortsverkehr so schnell als
möglich wieder eingeführt wird . Ueberhaupt muß man ganz unge -
schminkt gegenüber dem Lobgesaug des Vorredners auf die Post -
Verwaltimg noch einmal hervorheben , daß eine bureau -
k r a t i s ch e r e und verknöchertere Verwaltung im Deutschen
Reiche nicht existiert als gerade die P o st ve r w a l t u n g. ( Lebhafte
Zustiiiimiina bei den Sozialdemokraten . ) Für die Erweiterung des
Verkehrs , für die Verbesserung des Verkehrs , für die möglichste
Verbilligiuig des Verkehrs tritt die Postverwaltimg nicht ein , viel -
mehr sehen wir das gerade Gegenteil unter der Leitimg ihres gegen -
wältigen Chefs , der kein anderes Bestreben kennt , als

möglichst hohe Ueberschüsse

herauszuwirtschaften . Für ihn bedeutet eine Reform nur eine
Verteuerung des Verkehrs , nicht wie in früheren Zeiten eine Ver -
billiguug . ( Sehr wahr ! bei den Sozialdemokraten . ) Ein klassisches
Beispiel dafür ist ja auch die neue T e l e p h o n g e b ü h r r e f o r m ,
die er im Auge hat . Nach dem , lvaS man bis jetzt darüber gehört
hat , soll dieses unentbehrliche Verkehrsmittel erheblich verteuert
werden , und wie ich glaube , am schlimmsten zu Lasten der kleinen
Gewerbetreibenden , während die Verteuerung nach oben hin nur eine
mäßige ist . Bei Heranziehung der Sachverständigen hätten wir es
für richtiger gesuiiden , wenn der Staatssekretär auch Mitglieder des
Reichstages und Leute aus Organisalioiieii herangezogen hätte , von
denen mau annehmen darf , daß sie die Bedürfiiifie der kleinen Ge -
werbetrcibenden und des Mittelstaiides genau keimen . Statt dessen
hat er Sachverständige lediglich aus den Kreisen des Großhaudels
gefragt , denen ich Sachverständiiis nicht absprechen will ,
die aber in einer so einichneideiideii Sache nicht die alleinigen
Vertrauensleute der Berwaltimg fein dürfen . Hoffentlich wird die
sogenannte Telephvmeform , lvenn sie kommt , hier im Reichstage
ein Gesicht erhalten , daß man von einer wirklichen Reform sprechen
kann . Ich möchte die Gelegenheit benutzen , um den Wunsch auszu -
Drechen , daß der Reichstag ein für allemal darauf verzichtet , der
Reichspostverwaltung die Vollmacht zu geben , auf dem Wege der

Verordnung die Gebühren festzusetzen . ( Sehr richtig ! links . ) Die

Verwaltung denkt nur immer au eine Erhöhung der Gebühren ,
und da muß sich der Reichstag das Recht vorbehalten ,
' einerseits Aenderungen vorzunehmen . Der Vor -
redner hat schon das

Koalitionsrecht der Beamten

erwähnt . In der Budgetkonimission hat schon der Staatssekretär mit
Bezug darauf von einer Vereinsmeierei der Beamten gesprochen , von der
er nichts wissen wolle . Sollte das Wort wirklich gefallen sein , so
nimmt der Staatssekretär hoffentlich die Vereine aus , die , wie er
mit großer Genugtuung erzählte , ihn bei Fahiieiifestcn und Fahnen -
weihen antelegraphiert haben . ( Heiterkeit und Sehr gut ! bei den

1906 gar 47 Millionen Dollars . Daran ist allein das industrie -
reiche Pemisylvanien mit fast der Hälfte beteiligt ; auch Ohio ,
West - Virginien , Indiana , New - Aork und Kansas liefern er -
hebliche Ausbeute . Der Menge uack wurden 10,9 Millionen
Kubikmeter verbraucht , gegen' das Vorjahr eine Steigerung
von 12,8 Proz . Verwendung findet das Erdgas hanptiächlich
in der Industrie , und zwar am meisten in den Eisenhütten und den
Stahlwerken , ferner in den Glashütten , zum Betriebe von Gas -
Maschinen usw . In Canada wird ebenfalls sehr viel Erdgas ge -
Wonnen und verbrauchst Man beabsichtigt dort sogar , die Stadt
Montreal von einem 14' 4 Kilometer weit entfernten Erdgasfeld ans
mit Gas zu versehen . Selbst in Anbetracht der Kosten sür eine der -
artig lange Leitung würde das Gas an der Verbrauchsstelle noch
weit billiger sein älS das dort erzeugte SteiukohlcngaS .

Humor und Satire .

Lieg nitzer Knüttelreime .

ES wirkt die Gesellschaft zur Verbreitung
Von Volksbildung segensreich unter der Leitung
Berühmtester geistiger Kapazitäten .
Denn der Wissenschaft erscheint es von nöten ,
Daß das Volk die niederen Triebe bcmeist ' re ,
Und sich für die edelsten Güter bcgcisstre .

Tendenzkos spnidelt besagte Quelle
Der Bildung , denn sie fördert zur Stelle
Den Sang an Acgier und Schillers Gedichte
Und Höckels Natürliche SchöpsungSgeschichte .
( DieS Buch allerdings mit dem Vermerke ,

. Daß es den christlichen Geist nicht stärke . )
Immerhin haben in Liegnitz die Frommen ,
Es der Gesellschaft übel genommen ,
Daß der Jenenser TeufclSprophet
Ueberhaupt auf der Biicherliste steht .
Und als oberster Obskurant
Hat Kultusminister Holle erkannt ,
Daß gegen solchen Frevel der Knittel
Des Boykotts sei daS wirksamste Mittel .

Was tun jetzt die Helden vom BilduiigSverem ?

Natürlich heißt es jetzt tapfer fein .
Voll zornigen Mutes stoßen zur Seite
Sie nunmehr den . . . . .Höckel !

So handeln gescheite
Männer dem preußischen Geiste zum Ruhm .

Anderswo nennt maists Eunuchentum .

_ _ Fridolin .

Notizen .
- - Theaterchronik . Im Neuen Schauspielhaus

geht Sonnabendnachmittag 3 Uhr wieder „ Iphigenie auf Tauris "
als S ch ü l e r v o r st e I l u ii g zu ermäßigten Preisen in Szene .

— Als Chef des N a t i o n a l - T h e a t e r S in Kristiania
und Nachfolger Björn BjörnfonS ist Wilhelm Krag gewählt

Sozialdemokraten . ) Aber die Bemerkung ist doch höchst charakteristisch
für die Auffassuiig , die beim Chef der RcichSpostvertvaltung vor¬
handen ist über die Bcsticbmigen , sich in Organisationen zusammen -
zuschließen . Ich glaube , die Beamten Iv er den anders
darüber denken . ( Sehr richtig ! links . ) Die Beamten habe »
nach unserer Meinung genau dasselbe Recht , sich in Organisationen
zusammenzuschließen wie jeder andere Staatsbürger .
( Sehr richtig ! links . ) Es ist

ungeletslick ,
wenn man sie daran hindert , ihre wirtschaftlichen Interessen in

Organisationen zn vertreten . Die Anffasiiing , daß der Beamte kein
Koalitionsrecht habe , findet in den tatsächlichen Berhälmiffen nicht
die mindeste Begriindiiiig . Wir betrachten es als eine Herabsetznng
der bürgerliche » Qualität der Beamten , wenn man ihnen zumutet ,
weil sie Beamte sind , auf die wichtigsten staatsbürgerlichen Rechte
zu verzichten ( Beifall bei den Sozialdemokraten ) . Das ist ein

Standpunkt , den wir auf das allerentschiedenste verurteilen .

Ich muß sagen , daß der Staatssekretär im Laufe der Jahre
diesen Bestrebimgeii gegenüber eine immer schroffere Haltung
eiiigeiiommen hat . Er bemüht sich , den ll m st a n d vergessen
zumachen , d a ß n i ch t mehr ein General an der Spitze
der P o st v e r w a l t n n g steht . ( Sehr gut l bei den Sozialdemo -
kraten . ) Die Art , wie er den Beamten die staatsbürgerlichen Rechte
abspricht , unterscheidet sich in nichts mehr von der Disziplin und dem

Kadavergehorsam im Heere . ( Sehr richtig ! bei den Sozialdemo -
kraten . ) Der Resolution der Budgetkommission , die einen früheren
Schallerschknß an Sonnabenden verlangt , stimmen wir zu .
Wir halten nicht nur für die Sonnabende einen früheren
Schalterschluß für nötig , sondern auch für die anderen Wochen «
tage . Dagegen werden wir die Ostmarkeiizulagen ablehnen . Wir
haben keine Veranlassung , unsere Ansfassung in dieser Beziehung
irgendwie zu ändern . ( Sehr wahr l bei den Sozialdemokraten . ) Wir

sind der Meinung , daß diese Ostmarkenzulagen durch nichts gerecht «
fertigt sind . Wir betrachten sie als eine Prämie auf die von der

Verwaltung gewünschte Schikaniermig unserer Mitbürger polnischer

Zunge . Gerade jetzt , wo im ReichsvereinSgesetz ein K 7 enthalten
ist und Ivo im preußischen Landtage die Enteignungsvorlage zur
Verhandlmig steht , haben die Polen schon ohnehin genug unier der

preußischen Knute zu leiden . ( Sehr gut ! bei den Sozialdemokraten . )
Wenn ich nun zn einer Betrachtung der Sozialpolitik der Reichs -

postverwaltimg übergehe , so halte ich nicht mit der Anerkennung
zurück , daß auf diesem Gebiet gegen früher Fortschritte zu ver -

zeichnen sind . Ich bin aber der Meinung , daß diese Forlschritte nicht
derartige sind , daß der Staatssekretär Veranlassmig haben könnte ,
auf seinen Lorbeeren auszuruhen . ( Sehr wahr ! bei den Sozial -
demokraten . ) Ans der Statistik , die uns alle Jahr vorgelegt wird , geht
hervor , daß die höheren Beamten in viel größerem Maße mit

sozialer Fürsorge bedacht werden als die mittleren und iiiitercn Be -
muten . ( Hört ! hört I bei den Sozialdemokraten . ) Während z. B.
90 Proz . der Obcrbeamten eine sieben - bis achtstündige Arbeitszeit
haben , haben 33 Proz . der Iliiterbcamten eine neun - bis zehn -
stmidige Arbeitszeit . ( Hört I hört ! bei den Sozialdemokraten . ) Von
den oberen Bcamtcii haben 3,5 Proz . länger als zehn Srunden
Dienst , von de » Unterbeamten 21,7 Proz . länger als 12 — 14 Stunden .
( Hört ! hört ! bei den Sozialdemokraten . ) Die große M e h r z a h l der
oliercn Beamten hat wöchentlich nur 46 Stunden Dienst . Bei den
U n t e rb e a m t e n hat die große Mehrzahl

mehr als 60 Stunden Dienstzeit in der Woche .

( Hört ! hört ! bei den Sozialdemokraten . ) Dasselbe Verhältnis finden
wir bei der Sonntagsruhe . Einem ganz kleinen Prozentsatz von
Oberbeamten stehen 74,4 Proz . der mittleren Beamten und 58,8 Proz .
der Unterbeamten gegenüber . ( Hört ! hört I bei den Sozialdemo «
kraten . ) Aus diesen Zahlen geht hervor , daß die Unterbeamten

gegenüber den Oberbeamten schlechtere Bezahlung , längeren Dienst
und weniger Sonntagsruhe haben . Während die Anzahl der Ruhe -
schichten im Jahre bei den oberen und mittleren Beamten über

Hundert beträgt , genießen die Unterbeamten nur bis zu 60 Ruhe -
schichten im Laufe des Jahres . ( Hört ! hört I bei den Sozialdemo -
kraten . ) Auf allen Gebieten stellt sich also heraus , daß das Matz
der sozialen Fürsorge im größeren Maße angewendet wiid bei den
oberen und mittleren Beamten als bei den Unterbeamten . Dabei
kann doch kein Zweifel darüber vorhanden sein , daß schon die ganze
Art des Dienstes bei den Unterbeamten ein höheres Maß sozialer
Fürsorge erfordert . ( Sehr wahrl bei den Sozialdemokraten . ) Ich

worden , ein sehr bekannter norwegischer Schriftsteller . Fernando
Nissen schreibt hierzu in „ Sozialdemokraten " u. a. : „ Unter Björn -
sons Leitung haben die Arbeiter mit immer größerem Eifer das

National - Theater besucht , obwohl das Repertoir monalelang so geist -
loS war , daß man es unmöglich empfehlen konnte . Nun hoffen wir ,
daß das Repertoir reicher werde und erwarten zugleich , daß der neue

Chef der Bedeutung der „breiten Massen " für das Theater dasselbe
warme Interesse entgegenbringe wie sein Vorgänger . " Die Arrangeure
der Hohenzollernauffiihrungen mit Volk bei Kroll könnten einmal
in Kristiania anfragen , wie dort VollSaufführnngen veranstaltet
werden .

. — Otto Erich Hartlebens Briefe beabsichtigt seine
Witwe unter Redaktion von Dr . Heitmüller zu veröffentlichen .
Freunde und Bekannte Hartlebens werden gebeten , seine Briefe an
den Verlag von S . Fischer . Berlin W. , zur Abschrift zu überlassen .

— Bossische Kunst - und Nationalpolitil . Seit

Wochen ist die nationale Kinderbewahranstalt für Erwachsene , die

„Voss . Ztg . " , besorgt um das deutsche Gemüt , soweit es in der kgl .
Oper zu Hause ist . Dort wirkt als Primadonna , merkt Euch das ,
deutsche Opernbesucher , Emmy D e st i n n. Hocbvergöttert und doch
Tschechin . Ja , noch mehr : ein Ghettostiick „ Rachel " ist von ihr versaßt und
dem „ Verein tschechisch - akademiicher Juden " in Prag zur Ausführung
überlassen worden . Ob die Verräterin am deutschen Volke : in Firma
Vossische Erben , es selbst ins Tschechische übertragen hat oder es nur
duldete , das ist noch die Frage , die die deutsche Nachtwächterin nicht
schlafen läßt . — Ist diese nationale Riecherei nicht ekelhaft , unsagbar
lächerlich und lakeienhast ?

— Schweigsam , wie Hinz peter , wird man in Zukunft
sagen müssen . Der ehemalige kaiserliche Schulmeister hat seine Tage -
bücher vor seinem Ableben verbrannt , allen Hohenlohes , Bismarcks
und sonstigen Kennern der hohen Weisheit , niit der die
Welt regiert wird , zum mahnenden Vorbilde . Seine anderen ge »
schriebenen Werke sollen dem Kaiser zugestellt worden sein . Was
soll mm der gute Untertan von den Tagebüchern halten ? Wurden
sie doch nicht einmal dem preußischen Staatsarchiv anvertraut , das
heute noch Dokumente des 17. und 18. Jahrhunderts nicht einsehen
läßt . Sollte Hinzpeter nicht an die Dauerhaftigkeit preußischer
Staatsgeheimnisse geglaubt haben !

— Koschere Buschmänner . Der wilde Buschmann , der

sich glücklich schätzt , lvenn er seinen Hunger mit Heuschrecken und
wildem Honig stillen kann , der ohne Ekel die giftigsten Schlangen
röstet und frißt , nachdem er ihnen ihre Giftzähne ausgerissen und

das darunter in einer Drüse befindliche Gift sorgfältig beiseite gelegt
hat . für den Ratten und Mäuse ein Leckerbissen sind , der mit gutem
Appetit halb verfaultes Aas den Schakalen und Geiern streifig

macht , — dieser selbe Buschmann stürbe lieber vor Hunger , als daß
er ein Stück Schweinefleisch anrühren sollte , weil er dadurch glauben
würde seine Menschenwürde zu verunreinigen . Mit allem Schmutz ,
allem Ungeziefer , trotz der wenig angenehmen Atmosphäre , die ihn

für enipfiiidliche Nasen schon ans fünfzig Schritte bemerkbar macht ,

hält er sich doch noch für sauberer als den gut gewaschenen und be »

kleideten Europäer , der von dem schmutzigen Tiere ißt , welches er

wie den Tod verabscheut .



möchte den dringenden Wunsch an die NcichSpostverlvaltung richten .
dieser Seite der Statistik eine höhere Auf merk «
s a m k e i t Zuzuwenden . Ich möchte hierbei aussprechen , dah
dieselben Resolutionen , die wir beim Militär - und Marineetat an -
genommen haben , nämlich , daß bei der Vergebung von
Arbeiten die� tarifmäßigen Löhne von den Unternehmern ver¬
langt werden , und das ; die Arbeiteranoschüsse gehört werden
sollen , auch auf die Postvcrwalwng aiiSgcdchiit werden sollten . Für
den Fall , dost eine solche Resolution nicht eingebracht werden sollte ,
glaube ich im Sinne derjenigen Parteien zu sprechen , die jenen
Resolutionen zugestimmt haben , daß ihr Wille ist , daß der
Geist dieser Resolutionen auch in die Postverwaltung einzieht .
lSehr wahr ! links . ) Die Reichspostverwaltung ist eine große
Arbeitgeberin . Deshalb sollte sie Arbeiten nur an Unternehmer
vergeben , denen sie in Verträgen die Pflicht auferlegt , die Löhne
zu zahlen , die durch die Organisationen der Arbeiter , ganz
gleich welcher Richtung , erreicht worden sind . Das geschieht heute
leider nicht . Für die Anfertigung einer Uniform , die acht Stunde »
erfordert , werdcir S,2ö M. gezahlt sHört ! hört ! bei den Sozial «
demokraten ) , für eine Hose 1 M. bis 1,10 M. Das sind Löhne , die
viel zu niedrig sind , und die man sich nur erklären kann durch daS
Bestreben der Postverwallung , die Lieferungen möglichst billig zu
vergeben . 8000 Stellvertreter von Unterbeamten bekommen 2,26 M.
pro Tag ( Hört I hört ! bei den Sozialdemokraten ) , 1140 , die eine
7>/ , bis lOstiindige Arbeitszeit haben , 2,38 M. ( Hört ! hört ! bei
den Sozialdemokralen . ) Wir haben 3099 Soimtagsaushelfer , die
einen Dienst von zehn Stunden haben und 2,20 M. dafür be¬
kommen . ( Hört ! hört ! bei den Sozialdemokraten . ) Das sind
Löhne , die man

geradezu skandalös
nennen muß . ( Sehr wahr ! bei den Sozialdemokraten . ) Wo
nimmt die R e i ch S p o st v e r w a l t n n g in i t ihren U e b e r -
f _chüffen den Mut her , solche Löhne zu zahlen ?
( Sehr wahr ! bei den Sozialdemokraten, ) Nennt man das soziale
Fürsorge ? Wenn solche Statistiken gemacht werden , dann solllen
doch dem Staatssekretär endlich einmal die Augen aufgehen über
die wirklichen Zustände . Was niigt alle Statistik , wenn wir hier
alle Jahre dieselben Klagen vorbringen müssen . Ich komme nun
zu der Frage des früheren Schalterschlusses . Für Pforzheim ,
das eine blühende Goldwagenindustrie hat . hat der Verband der
Hülfsarbeitcr eine sehr interessante Statistik aufgemacht . Danach
waren am 19. November 1907 kurz vor Schalterschluß 83 Personen
am Schalter ( Hört I hört ! bei den Sozialdemokraten . ) . Der
Schalterschluß erfolgte statt 8 Uhr 8 Uhr 55 . Ani 20. No¬
vember waren 91 Personen um 8 Uhr am Schalter anwesend , der
Schaltcrschluß erfolgte 9 Uhr 3 ( Hört I hört ! bei den Sozialdemo -
lralen . ) . Am 21. November befanden sich 83 Personen vor dem
Schalter , der erst um 9 Uhr geschlossen werden konnte . Am 22. No -
vember waren es gar 133 Personen und der Schalterschlnß erfolgte
nach llhr . ( Lebhaftes Hört ! hört ! bei den Sozialdemokraten . )
So lagen die Verhältnisse auf dem Pforzheimer Hauptpostamt . In
den Ftlialämtern waren ähnliche Verhältnisse vorhanden , da drängten
sich immiitclbar vor Schalterschluß zlvischeu 11 und 64 Personen ,
und der Schalterschluß erfolgte zwischen und ' ,�10 llhr . In der
Kommission hat nun der Staatssekretär gesagt , diese Zustände be -
deuteten für die Beamten keine besondere Erschwerung , da sie ja
a b g e l ö st würden . Es handelt sich auch nicht nur um die Be -
amte » , denen natürlich auch ein früherer Schalterschluß er -
wünscht ist , es handelt sich darum , daß die Geschäfts¬
leute gezwungen werden müssen , ihre Pakete
früher aufzugeben , damit die Angestellten nicht bis 9 oder
gar nach 9 Uhr auf den Postämtern ivarten brauchc ». Es ist durch -
aus möglich , die Schalter früher zu schließen , dadurch zwingt man
die Geschäfte , ihrerseits dafür zu sorgen , daß die Pakete im Lause
des Tages schon zur Post gebracht iverden . Der Staatssekretär
würde sich ein ganz allgemeines Verdienst für seine Beamten , für
daS Publikum und für die Angestellten der Geschäfte eriverben , wenn
er energisch darauf driiizen würde , daß der Schalterschlnß früher
erfolgt . An den Sonnragen sollte man von den Beamten nur den
nnbedingt nolwendigen Dienst verlange ». Man hat » ur mitgeteilt ,
daß an einem Sonntag nachmittag auf einem einzige « Postamt
25 000 Drucksachen abgestempelt werden mußten . Ich glaube , es ist
die einmütige Auffassung des Reichstags , daß die Beamten für eine
solche Beschäftigung am Sonntag nicht da sind . Was hätte es ge¬
schadet , wenn die Abstempelung dieser Drucksachen erst am Moiilag
früh erfolgt wäre . Ich meine , » tan sollte die Beamten an den
Soimtagen möglichst schoiien und von ihnen nur den
Dienst verlangen , der im Interesse der Abwickelung des
Verkehrs unbedingt noiweiidig ist . ( Sehr richtig ! link ». )
Ganz besonders iiolwendig ist es , Remedur zu schaffen bei den
Berliner Postillionen , wenn man sich nicht dem Vorwurf
aussehen will , daß man ihre Arbeitskräfte in uiizuläisiaer Weise auS -
nutzt . Sie haben eine wöchenklichc Arlicitszeit von 64� Stunden ,
während ( 50 Stunden wöchentlich bekanntlich nicht ii b e r schritten
tv e r d e u solle » ! wenn die Leute einen dienstfreien Sonntag
haben , so beginnt ihr Dienst in der nächsten Woche von 9 bis 2' / ,
und von lli5 bis " /jU , so daß sie dann also täglich 12 Stunden ,
das heißt

wöchentlich 72 Stunden

haben . ( Hört ! hört ! bei den Sozialdemokraten . ) Jeder zweite
Sonntag ist bei ihnen dienstfrei , aber am nichtdienstfreien Sonntag
habe » sie von k> bis �/. . 2 Uhr und von 6 bis 11 Uhr abends
Dienst , öfters haben sie ' auch von Sonnabends nachmittags 3 Uhr
bis Sonntags früh 8 Uhr Dienst . Die Wünsche der Postillione in
dieser Richtung sind sehr bescheiden . Sie verlangen , daß die
Sonniagoardetl so geregelt tverde , daß sie an einem Sonntage nur
des Vormittags , an den , nächsten nur des Nachmittags Dienst haben ,
und daß der dritte Sonntag dienstfrei ist . Alle 6 —7 Wochen haben
sie Nachtdienst , der eine ganze Woche in Anspruch nimmt und von
abends 8 Uhr bis morgens 6 Uhr dauert , also 70 Dienst -
stunden umfaßt . ( Hört ! hört ! bei den Sozialdemokraten . )
Eine besondere Vergütung für Nachtdienst be -
kommen die Postillione n i ch t. Da , wo sie in die Lororte müssen ,
und daß geschieht alle drei Wochen , haben sie noch eine besondere
Erschwerung . Da haben sie von 3 Uhr morgens bis 3 Uhr nach -
mittags Dienst , also in dieser Woche , in der der Sonntag dienstfrei
ist , habe » sie eine Dienstzeit von 6 mal 12 ober 72 Dienststunden
wöchentlich . ( Hört ! hört ! bei den Sozialdemokralen . ) Um das
schöne Los der Postillione voll zu machen , kommt dann noch der
sogenannte Pfcrdedienst hinzu , der , wie man mir versichert ,
6 Stunden in Anspruch nimmt , so daß in dieser Woche

78 Stunden Dienst

haben . ( Hört ! hört ! bei den Sozialdemokraten . ) Ich möchte die
dringende Aufforderung an die Verwaltung richten , diesen Mit -
teilungen nachzugehen und bei Feststellung ihrer Richtigkeit dafür
zu sorgen , daß für diese besonders belasteten Beamten Abhülfe
geschaffen wird . Daß die Klagen über unvassende Behandlung
der Unterbeamtcn durch ihre Vorgesetzten nicht aufhören , ist sehr
bedauerlich . Aus Einzelheiten will ich heute nicht eingehen . Als
charakteristisch will ich nur hervorheben , daß man auch mit Strafen
gegen die Untcrbeamtcn sehr schnell vorgeht . Besonders aus
Hannover wird darüber geklagt . Dort ist ein Unterbeamter mit
einer Strafe von 1,50 M. belegt worden , weil er einen Vorgesetzten
nicht gegrüßt hat . Auch in den Kreisen der vorgesetzten Beamten

sollte man beachten , daß man bei so niedrigen Gehältern , wie sie
die Postbeamten beziehen , Geldstrafen nur in allerdringcndsten
Fällen oerhängen darf , weil jede Mark , die man einem

dieser gering bezahlten Beamten abnimmt , die ErnährungS -

Möglichkeit� seiner Familie verringert . ( Sehr
wahr ! bei den Sozialdemokraten . ) In Frankfurt a. M. wird von
den Tclegraphenbeamten Klage geführt darüber , daß sie alle drei
bis vier Tage eine Toppeltour zu machen haben , wobei der Beamte
von früh bis nachts im Dienst sein muß . Auch dieser Klage sollte
die Postverwaltung nachgehen und ihr abhelfen . Die Damen »
welche in den Vorräumen vor den Postschaltern ihren Platz finden .
sind seit einiger Zeit von 2 ans 2. 30 M. cnifgcbeffert worden .

Gegenüber den augenblicklichen Tcuerungsverhältnisjen , die ja der

Vorredner ebenfalls beklagt hat — ich habe nur vermißt fein Be -
dauern darüber , daß er und seine Freunde durch Bewilligung der
Zölle die

Ursache dieser Verteuerung
waren ( Sehr richtig ! bei den Sozialdemokraten . ) — , also gegen -
über dieser Verteuerung wird eine weitere Ausbesserung in den
Bezügen dieser Damen notwendig sein , auch möchte der Staats -
sckretär doch ins Auge fassen , ihnen nach längerer Dienstzeit eine
feste Anstellung und Pensionsberechtigung zu gewähren . Ich will
nun noch eine » Punkt erwähnen , den ich schon wiederholt angeregt
habe . Auf Andrängen des Reichstages — in der Reichspost -
vcrwaltung sind alle Verbesserungen aus der Anregung des Reichs »
tagcö hervorgegangen , niemals aus der Initiative der Verwaltung
« sehr wahr ! bei den Sozialdemokraten ) — , also auf Andrängen des
Reichstages ist beschlossen worden , die Geldbestellung an den
Sonntagen fortfallen zu lasten , und zwar im Interesse der not -
wendigen Sonntagsruhe der Beamten . Ich habe auch keine Klagen
über dies Fortfallen der Geldbestellungen an Sonntagen gehört .
Nun hätte man ja auch voraussetzen dürfen , daß mit der Aufhebung
der Geldbestellung am Sonntag die G e I d b r i e f t rä g e r , die ja
naturgemäß am Montag das am Sonntag fortgefallene Quantum
Arbeit mit übernehmen müssen , nun auch Sonntagsruhe erhalten
hätten . Aber dieses Maß sozialpolitischer Einsicht hat die Reichs -
postverwaltung nicht . Die Geldbricfträger werden
jetzt am Sonntag zum Bureaudienst verwendet . ( Hört !
hört ! bei den Sozialdemokraten . ) Wohl niemand im Hause , der
für die Beseitigung der Sonntagsgeldbestellung eingetreten ist ,
hat dabei etwas anderes im Auge gehabt , als die E r m ö g l i ch u n g
der Sonntagsruhe für die Beamten . Statt dessen müssen
sie nun am Montag vermehrte Arbeit leisten und haben Sonntags
andere Arbeit zu tun . Hier sollte der Staatssekretär verfügen ,
daß die Beldbriefträgcr die Sonntagszeit für sich be -
baltcn können . " �Zustimmung bei den Sozialdemokraten . )
lieber die vom Vorredner berührte Frage der sogenannten ge -
hobenen Unterbeamtenstellen haben wir unS häufig unterhalten .
Ich will heute nur ganz kurz betonen , daß wir durchaus nicht der
Meinung sind , daß damit etwas für die Verwaltung und die Be -
amten Vorteilhaftes geschaffen ist ; vielmehr muß die Besetzung
dieser Stellen , die

nach der Willliir der Vorgesetzten
erfolgt , eine Quelle von Unzufriedenheit erregen . Darüber herrscht
bei den Unterbeamten nur eine Meinung . Ich habe die Ver -
mutung , daß der Vorredner bei den augenscheinlich guten Bezieh » » .
gen , die er zu den oberen Beamten hat , seine Meinung über diese
Stellungen aus diesen Kreisen gewonnen hat . Das von ihm vor -
geschlagene Mittel des Examens sichert vor Willkür ebensowenig ,
denn der Vorgesetzte wird eben nur den Beamten , der ihm gefällt ,
zunl Examen zulassen . Das Avencement in die gehobenen Stellen
müßte meiner Meinung nach noch dem Dienstalter crsoigen , so daß
jeder Unterbeamte die Aussicht hat , in diese Stellungen zu ge -
langen . ( Sehr richtig I bei den Sozialdemokraten . ) Ich möchte
mich nun noch zu zwei Punkten allgemeiner Art äußern . Den
ersten , glaubte ick>. würden die Herren von den freisinnigen
Parteien in der Budgetkommission anschneiden . Es ist dort jedoch
nicht geschehen Ich weiß nicht , ob die Blockanbänglichkeit der
Herren vom Freisinn auch dazu führt , daß sie Dinge , die ihre
eigene Partei betreffen , lieber verschweigen , als

durch ihr Vorbringen den Block gefährden . ( Heiterkeit bei
den Sozialdemokraten . Zurufe bei den Liberalen : Ter Fall
Schcllenberg ist bei der ersten Lesung erwähnt ! ) Ganz
richtig , aber es liegt darin eine um so größereBlockfrcund -
lichkeit , als Sie sehr gut wissen , daß bei der ersten Lesung
des Etats dem Fall nicht die genügende Aufmerksamkeit gescbenlt
werde » konnte . ( Unruhe bei den Freisinnigen . Sehr wahr ! bei
den Sozialdemokraten . ) Ich glaubte jedenfalls , Sie würden in
der Budgetkommission auf den Fall eingehen . Ich kann
zu dem Fall nur sagen , daß es geradezu unerhört ist , daß
die Reichspostverwaltung sich herausnimmt , bei der Betätigung der
politischen Ueberzeugung in das vom Gesetz garantierte Wahl -
recht jo einzugreifen , wie es hier geschehen ist . Ter
Dr . Schellcnberg in Wiesbaden ist Postvertrauensarzt . Bei der

Hauptwahl hat er vermutlich seiner politischen Ueberzeugung Aus -
druck gegeben ; bei der Stichwahl war er vor die Wahl gestellt ,
zwischen einem rechtsstehenden Nationalliberalcn und einem So »
zialdemokraten zu entscheiden . Er hat den Sozialdemokraten ge -
wählt und die R e i ch s p o st o e r w a l t u n g hat ihn seine «
Amtes als Po st Vertrauensarzt darauf entlassen . ( Hört !
hört ! bei den Sozialdemotraten . ) Auf welches Recht kann sich
der Staatssekretär stützen bei einem Vorgehen ,

das alles biskerige übertrifft ?

Es heißt doch dem von der Verfassung garantierten Wahlrecht
geradezu ins Gesicht schlagen , wen » die Reichspostver -
waltung ihre wirtschaftliche Macht dazu benutzt , einen von ihr wirk -
schaftlich abhängigen Mann dafür zu bestrafen , daß er seiner
Ueberzeugung Ausdruck gegeben hat . ( Sehr wahrl bei bejt Sozial¬
demotraten . ) Wenn solche Beispiele gegeben werden , wie kann
man sich da wundern , wenn von untergeordneten Stellen
ebenso vorfahren wird . Wa » nützen die schönen Redensarten ,
was nützt es , wenn der Reichskanzler in salbungsvoller Weise er »
klärt . daS Wahlrecht ist gewährleistet , er hindere niemanden an der
Betätigung seiner politischen Ueberzeugung . Dieses Vorgehen der
Reichspostverwaltung in Verbindung mit «iner Anzahl anderer
Ereignisse ist mehr als alles andere geeignet , das Ansehen des
Deutsche » Reiches im Auslände herabzusetzen . ( Lebhaftes Sehr
richtig ! bei den Sozialdemokraten . ) Das ist eben das charakteri -
stische , das bureirukratische an der Reichspostverwaltung , daß sie sich
nicht nur als Arbeitgeber betrachtet , sondern auch als Vormund

für die Beamten und die Personen , die in irgendeiner Beziehung
zu ihr stehen . Was in aller Welt hat cS mit der Ausübung der

Funktionen des Dr . Schcllenberg zu tun . ob er einen National -
liberalen , einen Zentrumsmann oder einen Sozialdemokraten wählt ?
Glaubt der Herr Staatssekretär vielleicht , daß es eine national -
liberale Arzneikunde gibt ? Was denkt sich der Herr
Staatssekretär eigentlich dabei , mit welchem Recht kommt er dazu .
sich das Recht anzumaßen , einen Mann , der nach seiner lieber -

zeugung seine Stimme abgibt , dafür in irgend einer Weise benach -
teiligcn zu dürfen ? Was geht es den Staatssekretär
an . wie der Man abgewählt hat ? Um Tinge , die ihrer
Exekutive entzogen sind , hat sich die ReichSpostverwaltung nicht zu
kümmern . ( Lebhaste Zustimmung bei den Sozialdemokraten . ) Ich
bin begierig , wie der Staatssekretär das Verfahren gegen Dr .

Schellcnberg rechtfertigen will . Es gemahnt das an

russische Tu stände

über die man in Deutschland nicht mehr zu sprechen , geschweige zu
klagen haben sollte . Der Zufall , daß ich hier im Plenum der erste
bin , der den Fall anschneidet , entbindet die übrigen Parteien nicht
ihrer Verpflichtung , energisch Protest einzulegen gegen das Ver -

fahren der Reichspostverwaltung , welche die staatsbürgerlichen Rechte
illusorisch macht und eine Auffassung züchten mutz , wonach
die Beamten sich nicht mehr als freie Männer betrachten dürfen ,
sondern als

Lohnsklaven der NcichSpostverwaltnng .

( Lebhafte - ? Sehr richtig ! bei den Sozialdemokraten . ) Der Verein
der Berufsgenossen des Dr . Schcllenberg hat eine Empfindung dafür
gehabt und die Stelle des Postvertrauensarztes in Wiesbaden ge -
sperrt . Ich halte diesen Schritt des ? IcrztevereinS für durchaus
gerechtfertigt . Ter Herr Staatssekretär hat zum Ausdruck ge -
bracht , daß Dr . Schellenberg nicht deshalb entlassen sei , weil er
sozialdemokratisch gewählt habe , sondern weil er sich de s s e n

gerühmt habe . Man muß schon die Auffassung eines Staats -
sckretärs haben , um diesen feinen Unterschied zu begreifen . Ader

ganz abgesehen davon , daß es den Staatssekretär gar nichts an -

ginge , selbst wenn Dr . Schcllenberg sich seiner Abstimmung gerühmt
hätte , so bestreitet der Mann in der Press «, daß eS sich so vcr -
halte . Hoffentlich macht der Staatssekretär das begangene Un -

recht wieder gut . Jedenfalls ist es Aufgabe des Reichstages , des

berfassun�Smäßigien Hüters de ? alloiemcinen , Igldchcn , lnrekten
und geheimen Wahlrecht ? , energisch dagegen zu protestieren , day
die Reichsverwaltung es sich herausnimmt , das von der Verfassung
garantierte Wahlrecht durch solche Maßnahmen illusorisch zu machen .
( Lebhaftes Sehr richtig ! bei den Sozialdemokraten . ) Ter anders
Punkt , über den ich sprechen will , betrifft das Briefgeheimnis . Auch
hierüber ist im Reichstage schon wiederholt gesprochen worden . Der

Reichspostsekretär Stephan hat einmal , um den Reichstag über das

Briefgeheimnis zu beruhigen , den Ausdruck gebraucht : Das Brief -
geheimnis ist so sicher wie die Bibel aus dem Altar ! ( Lachen bei
den Sozialdemokraten . )

Wir können aber auS einer ganzen Reihe von Einzelheiten
feststellen , daß die Korrespondenz vieler Mitglieder
unserer Partei regelmäßig überwacht , die an
unS gerichteten Briese geöffnet und so schlecht
wieder zugemacht werden , daß man deutlich merken
kann , daß unberufene Hände daran hcruingearbeitct haben .

Wiederholt sind Briefe , die an unS gerichtet waren , viel später
angekommen , als sie nach den sonstigen Verhältnissen ankommen

mußten . Wir wissen ja ohnedies , daß die Polizei Wert daraus
legt , unsere Korrespondenz kennen zu lernen . Wir sind leider nicht
in der Lage , über dieses Vorgehen im preußischen Abgeordneten -
hause bei dem Minister deS Innern Beschwerde zu führen ; da aber ,
wie ich nachweisen werde , auch die NrichSpostverwaltung sich zur

Helferin solcher Manipulationen

macht , ( lebh . Hört ! Hörtl - Ruse bei den Sozialdemokraten ) muß ich
diese Sachen auch hier im Reichstage vorbringen . Ich darf bc -

baupten und könnte es unter Namensnennung beweisen , daß Leute
direkt damit beschäftigt werden , die Korrespondenz hervorragender
Persönlichkeiten unserer Partei zu überwachen , nachzuspionieren ,
von wem wir Briefe bekommen und an wen wir Briefe richten .
( Unruhe rechts . ) Ich stütze mich dabei nur auf unbestreitbare
Tatsachen und werde ein Beispiel dafür sogleich auf den Tisch
des Hauses niederlegen . Mein Freund und Vorstandskollege
Pfannkuch , der frühere Abgeordnete für Magdeburg , der vielen

von Ihnen bekannt sein dürste , verschickte jüngst einen Brief , auf
dem seine Adresse als die des Absenders aufgedruckt stand , an

Julius Gehl , den Vorsitzenden der freien Vereinigung der

Maurer , nach einer Straße in Berlin C. Der Brief wurde einige

Tage später dem Adressaten übergeben mit der Aufschrift : » Ver -

zogen nach Steinstraße 88 - , er war aber in einem Zustande , aus

dem hervorgeht , daß er inzwischen geöffnet und mit Markenpapicr
wieder zugetlebt worden war . Gerade das ist bezeichnend , daß
er mit dem bekannten perforierten Briefmarkenpapier wieder zu -

geklebt war , und gibt einen deutlichen Hinweis auf die Mitschuld
eines Postbeamten . ( Lebh . Bewegung und lautes Hört ! hört ! be ,

den Sozialdemokraten . — Lachen und Unruhe rechts . ) Da » ist

nicht nur eine Unverfrorenheit und Schlechtigkeit seitens des Post -

bcamten . der sich dazu hergegeben hat , den Brief öffnen zu lassen .

sondern auch eine kolossale Dummheit der Leute , d' ie sich zu so

niedrigem Dienst hergeben , und denen man doch etwas mehr

Schlauheit zutrauen sollte . Der Adressat ist bereit , zu beschwören .

dah er den Brief in diesem beschädigten Zustande erhalten hat .

Offenbar ist irgend ein Polizeibeamter durch die Adresse des

Empfängers und Absenders angereizt worden , den Inhalt de »

Briefes zu erforschen . Da haben Sie den unleugbaren Beweis .

daß unsere Briete überwacht und sogar geöffnet werden . ( Hört !

hört ! bei den Sozialdemokraten . ) Von ausländischen Freunden

ist unS in einer ganzen Reihe von Fällen mitgeteilt worden , das ;

die an sie gerichteten Briefe in einem Zustande ankommen , der

dafür spricht , daß sie geöffnet worden sind . Ein Brief , der

aus unserem Bureau Ende Januar nach Breslau abgeschickt wurde «

traf bei dem Adressaten mit einer

Lerspätung von fünf Tagen

auS Dresden ein . Offenbar war es kein Privatmann .
der sich die Mühe machte , den Brief neu zu couvcrtieren . ihn mit

einer Zehnpfennigmarte zu versehe » und dann

nach Breslau weiter zu schicken . ( Sehr wahr ! bei den

Sozialdemokraten . ) Auch dieser Brief ist unrechtmäßigerweise gc -

öffnet , und um die Spur zu vertvischen , über Dresden nach dem

Bestimmungsort geschickt worden . Ohne dem Staatssekretär per -

sönlich daraus einen Vorwurf machen zu wollen , möchte ich an

ihn doch die dringende Bitte richten , seinen Beamten einzuschärfen ,
daß das Briefgeheimnis unantastbar ist und daß sie allen Vcr -

lockungen , von welcher Seite sie auch kommen mögen , Widerstand

leisten sollen . Die von der Polizei besoldeten , vom Volke mit dem

Namen Achtgroschenjungen bezeichneten Spitzel suchen eben nicht

nur in unseren Reihen Verräter , sondern führen auch Postunter -
beamtc in Versuchung , entgegen dem Gesetz und entgegen ihrer

Dienstpflicht das Briefgeheimnis zu verletzen . Der Staatssekretär

sollte hier Wandel schaffen , oder mindestens durch « ine neue Vcr -

fügung die Beamten

vor diesem Gesindel warnen .

( Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten . ) Ich möchte meine

Ausführungen schließen mit dem Bedauern , daß ich genötigt war .
wiederum auf so viele Mißstände aufmerksam zu machen . Wir

bedauern , daß der Staatssekretär die Post nicht wie ein großes
Vcrkehrsinstitut leitet , das seine Aufgabe darin sieht , den Verkehr
möglichst zu erleichtern , und nicht wie ein StaatSinstitut , daS in

sozialer Fürsorge vorbildlich sein sollte , sondern sich immer mehr
von fiskalischen Gesichtspunkten leiten läßt . Wir haben nicht die

Hoffnung , daß er andere Bahnen einschlagen wird , nachdem wir

jahrelang gesehen haben , wie er sich immer weiter nach rückwärts

drängen ließ . Aber unser lebhaftes Bedauern über diesen Zustand
und die Konstatierung , daß daS Publikum durch ihn schwer ge -
schädigt wird , möchte ich auch heute aussprechen . ( Lebhafter an -

haltender Beifall bei den Sozialdemokraten . )

Staatssekretär des Reichspostamts Kraetkc :

Ich lehne es ab , an . die Beamten eine der -

artige Verfügung zu erlassen , weil das eine

Beleidigung sein würde . ( Lebh . Bravo ! rechts . Unruhe
links . ) In kann cS nicht anders , um keinen härteren Ausdruck

zu gebrauchen , als eine leichtfertige Verdächtigung
nennen , wenn der Vorredner kein anderes Material anzuführen
hat , als er hier vorgetragen hat , und wenn er daraus den Schluß

gezogen hat , die Postverwaltung achte das Briefgeheimnis nicht .

( Unruhe link ?. ) Das ist die schwerste Beleidigung , die einer Post .

Verwaltung gegenüber gemacht werden kann , und ich protestiere
für meine sämtlichen Briefträger und Postbeamten gegen diese

Beleidigung . ( Bravo ! rechts . Unruhe links . ) Der Borredner�hat
eine Fülle von Einzelheiten vorgebracht , die ich jetzt nicht prüfen

kann , denen ich aber nachgehen werde , aber da » eine kann ich

sagen , daß feine Behauptung , die Geldstrafen würden reichlicher

erhoben , vollständig unrichtig ist . ES ist allgemein bekannt , daß
ich kein Freund von Geldstrafen bin . DaS wissen die Chefs der

Provinzialverwaltungcn und daS wissen die Beamten auch . Ich
kann zahlenmäßig beweisen , daß die Zahl der Geldstrafen abge -
nommen hat . Innerhalb der letzten sechs Jahre hat eine Ver -

m- hrung des Personals um 24 . 92 Proz . stattgefunden . Trotzdem

ist in dem gleichen Zeitraum die Zahl der Geldstrafen um 90 Proz .

gesunken . ( Hört ! hört ! rechts . ) DaS beweist , daß die unteren

Instanzen die Auffassung des Chefs der ReichSpostverwaltung ge -
teilt haben . ( Beifall recktS . ) Ter Vorredner hat nun den Fall
Schellcnberg zur Sprache gebracht . Ich weiß nicht , ob Dr .

Schcllenberg ihm dafür sehr dankbar sein wird , daß es von seiner
Seite geschah . Ich kann dazu das Folgende erklären : Ich erfuhr .

daß Dr . Schellcnberg sozialdemokratisch gewählt hatte .

( Zuruf bei den Sozialdemokraten : Durch eine Anzeige ! ) Gewiß

durch eine Anzeige . Darauf habe ich einen höheren
Beamten zu Dr . Schcllenberg geschickt und diesem
hat Dr . Schellenberg gesagt : Ja . ich habe sozialdcmo -
k r a t i s ch gestimmt . Das ist bekannt geworden und hat

sich in der Siadt verbreitet . Zuerst erfuhr eS eine Kellnerin

( . Heiterkeit » und von ihr kam es in die Kreise der Postbeamten

hinein . Solange die sozialdemokratische Partei

unscrenEinrichtungen feindlich gegenüber steht



syrotzcZ Eclächicr Bei den Sozialdemosrnicn . Zuruf « links : Das

Baben wir schon zu oft gehört ! ) . — das kann gar nicht oft genug

gesagt werden — ,

so lange dürfen Beamte als Sozialdemokraten nicht
geduldet tverden .

( Bravol rechts . Lebhafte Zurufe links : Gewissensfreiheit ! Es war

ja kein Beamterl ) Tie Zugehörigkeit zur Sozialdemokratie der -

trägt sich nicht mit dem Eide , den der Beamte geleistet
. hat . ( Zuruf links : Es war ja kein Sozialdemokrat

und k e i n B e a in t e r . — Heiterkeit links . ) Ich bin auch nicht
der Auffaffung des Vorredners , der immer so getan hat . als sei
Tr . Schellenberg ein Beamter und ich sein Vorgesetzter . Davon
kann gar keine Rede sein . ( Zuruf links : Ra also ! ) Die Postver -
waltung schliegt mit den Vertrauensärzten einen Vertrag ab , in

diesem Vertrag ist beiderseitige ttündigung vorgesehen : „nach -
stehendes Abkommen ist auf unbestimmte Zeit getroffen und kann

dreinwnatlich gekündigt werden " . ( Zuruf links : Und man

mutz r e i ch s l r e u wählen . — Heiterkeit lini� ) Ein solcher

Vertrag ist auch mit Dr . Schellenberg geichlossen worden . Es tat

mir leid , datz durch seine eigene Unvorsichtigkeit sich in der Stadt
das Gerücht verbreitete , er habe sozialdemokratisch gewählt . Ick )
schickte also einen Beauftragten der Oberpostdirektion zu Dr .
Schellenberg und lietz ihm sagen , wenn die Tatsache , die unter
den Beamten bereits bekannt getvorden war . richtig sein sollt . ' ,
so wäre es daöBeste , ivenn e r von dem Vertrage
zurückträte . ( Unruhe links . ) Herr Dr . Schellenberg lehnte
das ab und so blieb mir nichts anderes übrig , als meinerseits
den Bertrag zu kündigen , damit bei den Unterbeamtcn keine

Irrungen und Wirrungen entstehen könnten . ( Grotzes Gelächter
links . ) Wenn der Fall noch einmal vorkommen sollte .

würde ich uoch einmal genau so handeln .

( Lebhaftes Bravo ! rechts . Grotze Unruhe links . )
Der Vorredner hat weiter ausgeführt , datz wir unsere soziale

Fürsorge nach verschiedenem Matz messen und zwar , datz wir die
Oberbeamten bevorzugen . Das ist auch wieder eine unrichtige Be¬

hauptung , die der Phantasie des Borredners entsprungen ist .
( Unruhe links . ) Wenn er die Statistik näher gelesen hätte , würde
er wahrscheinlich zu einem solchen Urteil nicht gekommen sein .
Datz die Arbeitszeit von höheren Beamten und Unter -
Beamten eine verschiedene ist , darüber haben wir uns
schon vielfach unterhalten . Wohl jeder einzelne von uns ist der

Ansicht , datz geistige Tätigkeit mehr anstrengt als körperliche Tätig -
keit und datz es in der ganzen Welt so ist , datz die geistig arbeitenden
Menschen weniger beschäftigt sind als die körperlich arbeitenden .
Tie Auffassung dcS Vorredners teilen die Unterbeamten selbst nicht .
Sie sind vollständig davon überzeugt , datz die ReichZpostvcrwaUung
in erster Linie für sie sorgt . ( Lachen links . ) Ich meinerseits
halte es wenigstens für meine erste und grötztc Aufgabe , wenn cö

sich um die Erhöhung von Besoldungen handelt , zunächst der�Unicr -
deamten zu gedenken . Der Vorredner hat auch ans der Statistik
herausgelesen , datz wir sehr schlecht bezahlen . Dieses Ergebnis
bat er dadurch herausbekommen , datz er sich einen ollgemeinen
Durchschnittslohn konstruierte . Er hätte berücksichtigen sollen , datz
ein grotzer Teil des Anshülsspersonals Sonntags nur 2 — 3 Stunden

beschäftigt ist . Für diese kurze Zeit tönnen wir natürlich nicht
mehr wie 2 M. bezahlen . In Wirklichkeit zahlen wir überall die
ortsüblichen Tagelöhne . Aus der Beseitigung des Aus -

tragen » der Postanweisungen an Sonntagen folgerte Herr Singer ,
datz nun die Geldbriefträger am Sonntag frei haben mützten . Wenn
eine ganze Kategorie am Sonntag frei wird , so suchen wir dadurch
Vorteile für das ganze Personal herzuleiten und verteile » die

gewonnenen Arbeitskräfte auf das ganze Personal . Tann haben
die Geldbestellcr Vorteile und die anderen Untcrbcamten auch .

Die späte Aufgabe von Sendungen ist gewitz ein Uebelstand ,
ober ich mutz mich doch schlietzlich nach den Bedürfnissen des Ver -

kehr » richten . In dem von chrn erwähnten Pforzheimer Fall Häven
alle unsere Einwirkungen bisher nicht die Industrie veranlassen
können , die Sendungen früher aufzugcven . — Herr Dröscher sprach
sehr ausführlich über Beamtenverhältnisse . Ich Iveitz nicht » ob er
darüber so orientiert ist, , jedenfalls sollte er sich vor Verallge -
meineruiigcii hüten . Ich möchte die Herren davor warnen , auf
jeden Wunsch , der ihnen vorgetragen wird , einzugehen und ihn zu
verallgemeinern . Wir haben selbst natürlich das größte Interesse
daran , allen berechtigten Wünschen der Beamten entgegenzu -
kommen . Tie Befürchtungen , die Herr Dröscher an die bevor »

stehende Reorganisation knüpfte , sind ganz unberechtigt . Tie

bessere Oualifilation von Damen zum Telephondienst hat sich in

ollen Ländern gezeigt . Was die gehobenen Unterbeamtenstellen

anlangt , so kann ich zur Beruhigung des Herrn Dröscher mit -

teilen , datz nicht die Absicht besteht , die früheren gehobenen Unter »

bcamten und diejenigen , die später durch eine Prüfung in diese
Stellen gekommen sind , differenziert zu behandeln . — Bestreiten
mutz ich, datz der Dienst der Landbriefträger ebenso anstrengend
ist wie der städtische Briefträgerdienst . Der Landbriefträger kann
ruhiger arbeiten und braucht nicht so zu hasten . Einzelne Land -
briefträger sind auch mit Pferden ausgerüstet . Das Futtergeld
ist natürlich im Laufe der Zeit erhöht worden .

Abg . K- Psch ( frf . Vp. ) :

Ter Abg . Singer hat schwere Vorwürfe gegen die Reichspost -
Verwaltung erhoben . Das Material , das er zur Begründung vor -

getragen hat , Hai keineswegs ausgereicht , um seinen schweren
Verdacht zu begründen . Hatte er mehr Material , so hätte er eS
uns vorlegen sollen . Wäre sein Material beweiskräftig gewesen ,
so hätte ihn sicherlich da » ganze Hauö unterstützt . Denn wir alle

wünschen die Wahrung des Briefgeheimnisses , und in dieser Frage
gibt es keine Parteiunterschiede . ( Lachen bei den Sozialdemo -
traten . ) Im Falle Schellenberg billigen wir das Verhalten
der Staatsregierung nicht . Die Ausübung des Wahlrechts mutz
für alle Bürger frei sein und wir verurteilen die Matzregelung
eines Beamten , der sozialdemokratisch gestimmt hat , um so ent -
schiedener , als wir sonst die Sozialdemokratie aufs energischste be -
kämpfen . ( Sehr wahr bei den Freisinnigen . ) Der Abg . Singer
sah in der Postverwaltung nur Rückschritte . W i r sehen auch
vereinzelte Fortschritte , namentlich in der Ausdehnung
dcö Berner Vertrage « durch die Beschlüsse des Weltpostvereins -
kongresseS in Rom . Um so bedauerlicher ist die fortdauernde Ver -
teuerung und Erschwerung des inneren Verkehrs . Mit dem ?lbg .
Singer bedauere ich die Abschaffung des billigen OrtSportos und
schiede die Schuld an der Finanznot des Reiches auf die unsinnige
Verteuerung des Verkehrs . Aber gerade die Sozialdemokratie hat
der Abwürgung der Privatposten zugestimmt und unseren Eugen
Richter , der ihr die jetzt eingetretene Entwickelung vorhergesagi
hat , als Unglückspropheten verspottet . Dabei hat Eugen Richter
sich noch immer als ein besserer Prophet erwiesen wie der Führer
der Sozialdemolratie . ( Sehr wahr ! bei den Freisinnigen . ) Jetzt
soll die Reform der Telephongebühren auch noch das Telephonieren
verteuern ! Die Verteuerung wird nach einer Statistik der Ber -
liner Spezialgeschäfte im Durchschnitt 285 Proz . betragen . ( Hört !
hört ! ) Auch diese Verteuerung wird in erster Linie die Angc -
hörigen des Mittelstandes , die kleinen Handwerker , Geschäftsleute
und Gastwirte treffen und die Reichskasse obendrein durch den

Rückgang dcö Telephonverkehrs schwer schädigen . ( Sehr wahr !
links . ) ' — Ich komme dann zu den Bcamtenfragen . Wo bleibt
die Gehalts an fbessernng ? Wartet man vielleicht auf
Preutzen ? Preutzen geht wahrlich in Deutschland nicht voran .
( Sehr wahr ! bei den Freisinnigen . ) Wir erwarten die Beamten -
vorläge noch mit aller Bestimmtheit vor Ostern ohne jede Rücksicht
auf die Reichsfinanzreform . Vielleicht werden dadurch die einzel »
staatlichen Fmanzminister dann weniger steifbeinig gegen direkte
Reichsfteaern . Die Konservativen haben durch ihren Partei -
sekretär ja auch den Postbeamtenvereinigungen schreiben lassen ,
datz sie unter keinen Umständen unter die im Vorjahre vorge -
sckilagenen Besoldungssätze heruntergehen würden . Täte das eine
andere Partei , so würden die Konservativen es sicherlich als
demagogisch bezeichnen . ( Sehr wahr ! links . ) Die Post -
Beamten sind seit Jahren mit Recht unzufrieden . Den Pojtelcven ,

die durch daS Postassessorenlum schwer geschädigt werden sollen ,

hat der Staatssekretär eine Audienz abgeschlagen, weil sie sich
auch an Reichstagsabgeordnete gewendet hätten . Das Blatt der

Postdirektoren , die „ Blätter für Post und Telegraphie " , hat der

Staatssekretär als „ unverständige Blätter " bezeichnet , und seien
diese mit Disziplinarstrafen bedroht . Den Leiter des Post -
assistentcnverbandes hat er mit Entziehung eines Monatsgehaltes
bestraft , weil er ihn für einen unbequemen Artikel in der „ Post -
zeitung " verantwortlich machte . Auch den Unterbeamten ist die

Bildung von Verbänden über das ganze Reich nicht gestattet .
damit nübt ihre Masse einen Druck auf die Regierung ausübe .
Die Beamten wollen gar kein unbeschränktes 5�oalitionsrecht > sie
wissen , datz seine Grenze gezogen wird durch das Wohl des
Vaterlandes . ( Sehr wahr ! rechts . ) Aber unter richtiger Aufsicht
und Leitung könnte man ibnen die Bildung von Gesamtverbänden
wohl erlauben . Die Resolution der Budgetkommission und die

Resolution Gamp lehnen wir ab , der Resolution v. Damm stimmen
wir natürlich zu .

Staatssekretär K r ä t k c bestreitet die Matzregelung von Post -
direkioren und Oberpostsekretären . Wenn seine Beamten sicki an
Reichstagsabgeordnete wendeten , sei das ein Ausdruck des Mitz -
trauenS ge�en ihn . ( Wiederspruch links . )

Hierauf vertagt das Haus die Weitecberatung des Postetats
auf Freitig 1 Uhr .

Schluß 6 ' A Uhr . _

Das Keichsvereinsgeietz
vor der Kommission .

Die Kommission zur VorBeratung de ? Reichsvereinsgesetzes
füllte die DonnerStagSsitzung mit der Beratung des § 4 deS Re -

gierungScntwurfeö auS , der nach der Vorlage folgenden Wort -

laut hat :
„Oeffentliche Versammlungen unter freiem Himmel bedürfen

der Genehmigung der Polizeibehörde . Die Genehmigung ist
schriftlich zu erteilen .

DaS Gleiche gilt von Aufzügen , die auf öffentlichen Strotzen
oder Plötzen staltfinden sollen . Die Genehnligirng ist von dem
Veranstalter mindestens 48 Stunden vor dem Beginn der Ver -

sannnlung oder des Aufzuges unter Angabe des OrtcS und der

Zeit nachzusuchen .
Die Genehmigung darf nur versagt werden , wenn auS der

Abhaltung der Versammlung oder der Veranstaltung des Aufzuges
Gefahren für die öffentliche Ordnung und Sicher -
heit zu betürchten sind .

Gewöhnliche Leichenbegängnisse sowie Züge der Hochzeit ?-
Versammlungen . Ivo sie hergebracht sind , bedürfen einer Ge -

nehiiiignng nicht . "
Die Freisinnigen beantragten , dem § 4 folgende Fassung zu

geben :
„ Soll eine Versammlung unter freiem Himmel abgehalten

werden , so ist dies in der Anzeige oder in der dieselbe ver -
tretenden öffentlichen Beka » iitmachu » g ausdrücklich hervorzuheben .

Versammlungen , welche ans öffentlichen Plätzen und Straßen ,
in Städten und Ortschaften stattfinden sollen , sowie öffentliche
Aufzüge in Städten und Ortschaften bedürfen der Genehmigung
der Polizeibehörde . Die Genehmigung ist schriftlich zu erteilen .

Die Genehmigung ist von dem Veranstalter mindestens
24 Stunden vor dem Beginn der Versammlung oder deS Auf -

zuges unter Angabe des Ärtes und der Zeit nachzusuchen . Die

Genchmigung darf nur versagt werden , wenn von der Ab -

Haltung der Versainmlung oder der Veranstaltung des Aufzuges
eine Gefährdung des öffentlichen Verkehrs zu
bejürchicil ist .

lieber die Verlveigermig der Genehmigung ist dem Ver -
anstalter sofort eine kostenfreie Bescheinigung mit Angabe der
Gründe zu erteilen .

Geioöhnliche Leichenbegängnisse sowie Züge der HochzeltS -
Versammlungen , wo sie hergebracht sind , bedürfen einer Genehmi -
gung nicht . "

Die Sozialdemokraten beantragten , in dem Z 4 einfach und

kurz zu sagen :

„ Bersammliingen , die auf öffentlichen Plätzen und Straßen
stattfinden , sind spätestens 0 Stunde » vor dem Beginn durch den
Veranstalter oder Einberufer bei der mit der Ordnung des
öffenilickie » Verkehrs betrauten Ortsbchvrde anzuzeigen . "

Nur für den Fall der Ablehnung dieses prinzipiellen Antrages
schlugen unsere Genossen vor . die Anmeldungsfrist in dem dritten

Absatz der Regierungsvorlage auf 12 Stunden — statt 48 Stunden —

festzusetzen und die GenehmigungsbefilgniS dahin zu beschränken ,
daß die Polizei die Genehmigung nur dann versagen darf , toenn
von der Abhaltung der Versammlung eine Verkehrsstörung
zu befürchten ist , die eine erhebliche Schädigung des öffentlichen
Wohles enthält . Schließlich beamragte unsere Fraktion noch , in
diesem Paragraphen ausdrücklich anzuerkennen , daß kirchliche
Prozessionen , Bittgänge , Wallfahrten , Leichenbegängniffe , Hochzeirs -
ziige , sowie die Unizlige der Innungen und Bereine einer Ge¬

nehmigung nicht bedürfen .
Diesen Antrag » ahm auch daS Zentrum auf . Im übrigen

beantragte es zu den freisinnigen Anträgen Zusätze , die bezwecken ,
der LandeSbehörde zu überlassen , zu bestimmen , unter welchen Vor¬

aussetzungen ftir Versaminluiigen unter freiem Himmel ihr die

Anzeige an die Polizeibehörde statt der Einholung der Ge -

nehniigung genügt .
Die Konservativen Beuchclt und Genossen schlugen vor ,

den vier Absätzen der Vorlage als fünften Absatz hinzuzufügen :
„ Die LandeSzentralbehörde kann bestimmen , daß auch

andere Aufzüge , welche eine Einwirkung auf öffentliche An -

gelegenheiie » nicht bezwecken , der vorgängigen Anzeige und Ge -

» ehmigung nicht bedürfen , und daß Aufzüge , welche durch mehrere
Ortschaften führe », nur einer Behörde angezeigt und von ihr ge -
nehmigt zu werden brauchen . "

Auf Anregung ihrer freisinnigen Blockbrüder Dr . Müller -

Meiningen und Paher zogen jedoch die Konservativen die Be -

schränkung diese « Antrages auf die Aufzüge , „ivelche eine Einwirkung

auf öffentliche Angelegenheiten nicht bezwecken " zurück . Hingegen
kamen die Freisinnigen den Konservativen dadurch entgegen , daß sie
die Notwendigkeit einer Geilehinigimg neben den Leiche , chegaiignissen
und Hochzeitsgesellschaften auch für die Innungen zu streichen

beantragten , aber natürlich nur für die Innungen , nicht etwa auch

für die übrigen Vereine .

Nach der Begründung der Anträge durch die Antragsteller trat
die Kommisston in die Debatte ein . Abg . Kohl ( Z. ) warf die Frage
auf , ob Versammlungen , die über den geschlossenen Raum deö Ver -

sammlungslokals hinaus sich auf den Garten oder Hof des Ver «

sammlungSgebäudes erstrecken , als Versammlungen unter freiem
Himmel anzusehen seien . Obwohl die Regierung eine einigermaßen
befriedigende Erklärung abgab , zog es das Zentrum verniinftigerweise
doch vor , ausdrücklich zu beantragen , daß öffentliche Versammlirngen
in einem mit dem Versammlungslokal zusammen -
hän genden . eingefriedigten Hof oder Garten

nicht als öffentliche Versammlungen unter
freiem Himmel zu gelten halten . Die Regierung , für die

heute an Stelle deS lieber im Landwirtschaftsrate und Herrenhause
weilenden Staatssekretärs meist der Unterstaatssekretär Wermuth
sprach , wehrte sich auch heute mit aller Entschiedenheit

gegen jede über ihren Entwurf hinausgehende Beschränkung
der Polizeiwillkür . Sie erklärte von vornherein , daß eure

Beschränkung des Genehmigungsrechtes � der Polizeibehörde

gegenüber öffentlichen Aufzügen und Verfamutlungen unter

freiem Himmel im Bundesrat auf Zustimmung nicht rechnen könnte .

Iii ihrem Bemühen fand sie die llilterstützung deS Konservativen

B e u ch e l t , der in der Regierungsvorlage eine sogenannte mitilcre

Linie erblicken wollte , von der der Block nicht abweichen dürfe . Eine

ähnliche Auffassung ließen auch die Nationalliberalen durch den

Abgeordneten Dr . Junck vertreten . Sie gaben zwar ohne weiteres

zu, daß die Bestimmungen der Vorlage mehr vom Geiste der Polizei

als von dem der Freiheit durchdrungen sei , wollten aber doch im

Interesse des Zustandekommens der Vorlage alle weitergehenden An -

träge ablehnen .
Genosse Hildenbrand sah in den Befürchtungen der RegierungS -

Vertreter nur den Ausdruck ihrer ständigen Angst vor der Illoyalität
der Staatsbürger , die durch die bisher gemacvten Erfahrungen mit

freiheitlicheren VersammIuugLrechten in keiner Weise begründet sei .

Hätten z. B. die Behörden , wenn der letzljährige internationalc

Sozialisteiikongretz in Preußen abgehalten worden wäre , die Gc -

nehmigung zu den großen Deiiioitstrationsversanunlungen versagt .
was in Preußen ja sicher gestehen wäre , so hätten sie

dadurch nur eine tiefgehende Mißstimmung der Bevölkerung

hervorgerufen . So habe sich in Württemberg auf den

Cannstalter Wasen die Demonstration in imposanter Ruhe

ohne jede Störung der öffentlichen Ordnung oder des Ver -

kehrS abgespielt , und alle Beteiligten seien znsrieden gewesen . Auch

in Preußen werde niemand auf den Gedanken kommen , öffentliche

Versammlungen an Stellen abzuhalten , an denen der Verlehr be -

sonderö stark sei , das läge ja auch gar nicht im Juteresse der Ver -

anstalter selber . Die Vorlage bedeute für den größeren Teil Deutsch -
land « die Beseitigung des VersamnilungsrechtS der

Arbeiter überhaupt . Denn überall dort , wo durch den Druck

der Behörden oder der Arbeitgeber der Sozialdemokratie die Lokale

abgetrieben würden , verweigerten die Behörden natürlich auch die

Erlaubnis zur Abhaltung von Versammlungen unter freiem Himmel .
Solle der neue Vereinsgesetzentwurf für ganz Deutschland annehm -
bare Bedingungen für die Ausübung des Vereinsrechteö schaffen , so

müsse mindestens hier der Willkür der Polizei ein Riegel bor -

geschoben werden . Als Kuriosum erwähnte Genosse Hildenbrand ,

daß nach einer Mitteilung des SecmannSverbaltdeS in Bremerhaven
der Brauch besteht , daß bei den dort üblichen Leichenbegängnisien
mit Musikbegleitung die Bürgervereine und Kriegervereine steuerfrei

sind , während die Gewerkschaften dafür als für eine öffentliche Musik -

aufführung 10 M. Gewerbesteuer zahlen müssen .
Genosse Heine hob hervor , daß man in der Behandlung von

Volksversammlungen unter freiem Himmel in Deutschland drei

Stufe » von rechtlichen Norme » unterscheiden könile . In Württem¬

berg könnten diese Versammlungen nur unter Anwendung des schweren

Geschützes eines direkten Verbotes unmöglich gemacht werden . In
Sachsen sind die Versammlungen unter freiem Himmel erlaubt ,
aber die einzuholende Genehmigung kann versagt werden . In
Preußen sind Versammlungen unter freienr Himmel überhaupt verboten ,
und nur nach vorausgegangener Genehmigung der Polizei zulässig .
Die Regiertuigsvorlage zum Reichsvereinsgesetz folgt dem reaktia -

närsten Beispiele , dem Preußens , und bedeutet sogar für Sachsen
eine Berschlechtening des geltenden VersanmtlungSrechteS . Im
übrigen begrüßte Genosse Heine die vom Unterstaatssekretär Wermuth
abgegebene Erklärung , daß nach Inkrafttreten des ReichSvereinS -
gesetzeS die Polizei aus ihren allgemeinen Befugnissen kein Recht
mehr zur Beschränkung öffentlicher Versammlungen ableiten lünne .

Inzwischen war Bethmann�Holltoeg erschienen und

führte anS , daß die Regierung sich alle Mühe gegeben habe , die

Versammlungen m geschlossenen Räumen von allen seither mög -
lichen Scherereien zu befreien . Für Versammlungen auf öffentlichen
Plätzen und Straßen aber und für Versammlungen unter freiem
Himmel müsse die Polizei unbeschränkte Befugnis behalten ,
um Ruhe und Ordnung unter allen Umständen auftecht er -
halten zu können . Die Anträge , die eine Regelung der

konfessionellen Umzüge der Prozessionen usw . beabsichtigen , bitte er
an « diesem Gesetzentwurf herauszulassen , und sie der landeL -

gesetzlichen Regelung zuzuweisen . Die Materie sei denn doch zu heikel ,
um auch damit noch das Reichsvereinsgesetz zu bepacken .

Verschiedene Versuche , die Freisinnigen zum Aufgeben ihres
Standpunktes und zur Zurückziehung ihrer Anträge zu veranlassen .
sind bis jetzt vergeblich geivesen . Die Abstimmung über die An¬

träge wurde bis zur nächsten Sitzung der VereinSgcsetzkommission
am Freitag aufgeschoben . Wenn nicht über Nacht die Freisinnigen
doch noch umfallen , dürften ihre Anträge eine Mehrheit in der Kom «

misston finden .

Die Seldverkchivendung in üiautkcho «.
( Sitzung der Budgetkvmmission vom 13. Februar . )

Die Beratung des Etats für Kiautschou beginnt mit den
eigenen Einnahmen . Die einzige direkte Steuer ist
eine Grundsteuer , die mit 6 Proz . vom Grundsteuerkapital erhoben
wird , bringt 135 000 M. P a a s ch e regt an , noch mehr direkte
Steuern zu machen , von denen auch die Chinesen betroffen werden .
Es wird eine entsprechende Resolution aitgenommcu . Die
sonstigen eigenen Einnahmen werden genehmigt .

Die Beratung der Ausgaben führt nun zu den gestern an -
gekündigten Bersuchen , hier und da abzustreichen . Paaschs
kritisiert , daß bei der Z i v i l v e r w a l t u n g die Beamten
außerordentlich hoch bezahlt würden . Nominell
allerdings seien die Gehälter nicht außergewöhnlich , aber die OrtS -
znlagen seien so hoch , daß die Gehälter dadurch mehr
als verdoppelt , zum Teil verdreifacht werden . Ein
Jntendantursekretär . der von 2232 bis 4632 M. Gehalt haben soll .
steht sich auf über 10 000 , der Juteiidant , dessen Höchstgehalt 7860 M.
betragen soll , auf 16 500 M. Einkommen . Admirul Capelle
teilt mit . daß die Beamten mit ihren Beziigen noch nicht zu -
frieden sind ; die Marineverwaltimg werde mit Gesuchen um
Ausbessetung überschwemmt . Paaschs klagt über das üppige
Leben der Kolonialbeamten : daß wöchentlich ein - bis
zweimal S ekt getrunken werde » muß . bewachten sie als ganz natür -
lich . In Kiautschou seien jetzt mit großen Kosten alle modernen
Kiilturcuirichtungen geschaffen ivorden , wozu da » » noch die lvlossalen
Gehälter . Man drängt sich nach den Kolonien . Die Zivilver -
ivaltuny erfordert nahezu l ' /z Millionen Mark bei
1450 Weihen , die sich in Kiautschou aufhalten , da » sind 1000 M.
auf den Kopf jedes Weißen . P a a s ch e spricht den Wunsch auL ,
daß vom nach st ei » Jahre ab gespart wird und beantragt eine
neu geforderte stelle zu streichen . Gröber möchte es nicht beim
frommen Wunsch lassen und regt sofortige Abstriche an .
v. Tirpitz ist ganz verwundert über die Kritik , eö sei früher
nie an den P o s i t i o n e » gerüttelt worden . Die National -
liberalen , die Konservativen und Antisemiten schrecken vor sestem
Zugreifen zurück und so endet die lange Debatte mit der Annahme
einer nichtssagende » Resolutiou und dem Abstrich einer Sekretär -
stelle . .

Bei der Landesverwaltung wird ein neuer ständiger
HülfSarbeiter verlangt . Spahn möchte neue Stellen überhaupt
nicht bewilligen . Erzberger krilisiert die große Zahl der
P o liz e i b ea inte » : Kiautschou sei verhältnismäßig reicher mit
Polizei ausgestaltet wie Berlin . Gröber tadelt , daß zwei G c-
fängnis - Oberaufseher und nur ein Aufseher vorbanden
ist . — Der neue Hülfsaufseher wird gestrichen , sonst wird alles
bewilligt .



Bei allen weiteren Titeln , Justizverwaltung , Bauverwaltnnj },
Hafenvenvaltung , UnterricktSverwalMng ujm . wiederholten sich die
Beschwerden über hohe Bezahlung der Beamten . Die Oberlehrer
erhalten z. B. ohne Ortszulage 12 000 M. Nach einigem hin und
her werden indessen alle Anforderungen genehmigt .

Die Forderung von 201 600 M. für B e z a h l u n g v o n v o r -
übergehend beschäftigten Hülfsarbeitern findet
Arendt augcrgewöhulich hoch , und beantragt 10 000 M. abzii -
streichen und will energisch dieser ganzen Art der Verwaltung ent -

gegeutreten . Auf Ersuchen Erzbergers wird eine Spezifikation
der Summe gegeben . Die Mitteilungen ergeben , dah neben den
etatsmäjjige » Beamten noch eine ganze Anzahl Kräfte beschäftigt
werden , also eine Art Verschleierung des Etats eintritt .

Abgelehnte Stellen werden auf dem Umwege über diesen Fo » ds
wieder in den Etat hineingebracht . — Arendt zieht seinen Antrag
zurück . Der Titel wird bewilligt .

Ein weilerer Posten , der zeigt, wie üppig dort drüben in
Kiautschou gewirtschaftet wird , betrifft die bauliche Unter -
Haltung der Dien st wohngebäude und des Gartens des
Gouverneurs ; nicht weniger als 204 670 M. werden hierfür ge -
fordert . Der Staatssekretär v. Tirpitz schiebt die Schuld auf die

Regenzeit , das Lazarett koste allein jährlich b0 000 M.
Unterhaltungskosten : die freiwillige Feuerwehr erhält eine
lauiendc Zuwendung von 1500 M. und aufferdein 4000 M. ein -

malige Unterstützung . Es werden schließlich 24 500 M. an dem Titel
ibgestricheu .

Längere Debatte verursachte die Forderung von 373 000 M. zur
Frrichluug und Unterhaltung von Lehran st alten
für ch i n e fische Schüler ; 300 000 M. sollen einmalige Aus
gaben für Einrichtung der Schule , 73 000 M. laufende Ausgaben für
Lehrmittel usw . sein . P a a s ch e sähe es lieber , wenn die Chinesen
ihre Schulen selbst bezahlen : er befürchtet außerdem , daß man den
Deutschen dadurch eine chinesische Konkurrenz großziehe . Man würde
auch in Deutschland nicht verstehen , daß man den Chinesen Ho6
schulen errichte , während es im eigenen Lande in dieser Beziehung
noch fehle . Der Korreferent v. Thünefeld schließt sich diesen Be -
merkungen an : er befürchtet , daß die Summen überdies bald stark
anwachsen werden .

v. Tirpitz will die Schulen deshalb schaffen , um die deutsche
Sprache und damit deutschen Einfluß in China zu verbreiten . Eng -
land , Frankreich und Amerika gingen ganz ähnlich vor . Im Jnter -
esse der Förderung des Deutschtums in China hält er die Errichtung
von Gewerbeschule , Gymnasium und Hochschule für dringend nötig .
v. Richthosen verteidigt die Forderung und will sie gern bewilligen .
Spahn hält sie für nicht genügend motiviert und möchte erst eine
Denkschrift über die Unternehmungen anderer Staaten auf diesem
Gebiete haben .

Ein RegierungSvertreter , Dr . Franke , Schulmann von Beruf .
verteidigt die Forderung und bewegt sich dabei in den Gedanken -
gängen des Marineministers . Wenn der deutsche Einfluß in China
Boden gewinne » soll , sei jetzt und mit dieser Schuleinrichtung der
richtige Weg gegeben . — Abg. Arendt ist von den Ausführungen
nicht überzeugt , es handelt sich für die Budgetkommission um einen
Plan , dessen Tragweite gar nicht abzusehen ist . Die Einrichtungen
anderer Staate » seien Privatunternehnlungen . Paaschs beantragt ,
statt der 375000 M. nur 30000 M. als einmalige Ausgaben
zu bewilligen und W i e m e r erklärt sich für diesen Antrag .

Ledebour hebt hervor , daß in dem Autrage Paasche nur ein
gradueller , kein prinzipieller Unterschied zur Regierungssorderung
gegeben sei . Wenn eirnnal der Anfang gemacht ist , sei es auch
mit noch so geringen Mitteln , so ist die Mehrheit gebunden , auch die
folgenden Forderungen zu genehmigen . Wir werden
daher auch den Antrag Paaiche ablehnen . Die Argumente der Re «
gicrungsvertreter find unzutreffend , nicht auf das chinesische Volk
wirkt man bildend ein , es handelt sich um eine Mandarinenschule ,
sonst nichts . Die Geldmittel sollten lieber aufgewendet werden ,
unsere heimischen Sckrnlen zu fördern .

Die Beratung wird hier auf morgen vertagt ; die heutigen Ab »

striche beziffern sich bei dem 13 Millionen - Etat auf 49 300 M.

parlamentarisches .
WahlPrüfungSkommisfio « des NcichstageS . ( Sitzung vom 13 . Fe -

firuar . ) Zur Verhandlung stand die Wahl des Abg . Böhme
<5. Kassel . Marburg - Kirchhain - Frankenberg ) . Der der Wirtschaft -
lichen Vereinigung augehörende Abgeordnete ist in der Stichwahl
mit 10 443 gegen 8274 Stimmen , die aus den früheren Abgeordneten
des Kreises , v. Gerlach , entfielen , gewählt worden . Nach dem Wahl -
Protest sind eine Menge , zum Teil geradezu ungeheuerliche Wahl -
beeiuflusiungen vorgekommen . So hat im Landratsamt zu Kirchhain
eine Versammlung der Bürgermeister des Kreises stattgefunden . in

welcher sie vom Stellvertreter des Landrats , dem Kreisselretär ,

Belehrungen erhielten . Die Mehrheit der Kommission nahm an ,
daß die Bürgermeister amtlich zusammen berufen , und daß
die auf sie ausgeübte Beeinflussung als eine amtliche
anzusehen sei und sie beschloß daher . Beweis zu er -

heben . Wird die Behauptung des Protestes erwiesen — woran
kaum gezweifelt werden kann — , so würden Böhme rund 2300
Stimmen zu kassieren sein , was dann mit Rücksicht auf die sonstigen
Verstöße zur Kassierung der Wahl überhaupt führen dürste .

Beweis soll noch weiter erhoben werden , ob in mehreren im

Protest genannten Orten die Ji ' olierräume entweder nicht vorschrists -
mäßig eingerichtet oder auch gar nicht vorhanden waren . In einem
Ort soll der Wahlvorsteher mehrmals in den Jsolierraum
gegangen und den Wählern Böhme - Zettcl gegeben haben . Im Orte

Hassenhausen ist an der Türe in , Wahllokal ein Plakat , in dem gegen
die v. Gerlachffchcu , Juden scelen " zu Felde gezogen wird ,
augeschlagen gewesen . In einem Orte wurden die v. Gerlachffchen
Kontrolleure vom Wahlvorsteher mit „ Treppeher unter -
werfen " bedroht , er brauche keine jüdischen Aufpaffer usw .
Als Beweis für die Kampfesweise der Antisemiten führt
der Protest an , daß der Schnaps in ihrer Wahlagitation eine große
Rolle gespielt habe und charafteristischer Weise „ Böhme -
wasser " genannt worden sei . Die Prüfung der übrigen Protest -
punkte soll morgen festgesetzt werden .

Einlauf .

Im R e i ch s t a g e ist eingegangen : Bericht der XVI . Kom -

Mission für das Gesetz betr . die Erleichterung deö Wechsel -
p r o t e st e s.

Neuestes Verzeichnis der bei dem Reichstage eingegangenen
Petitionen .

66 . Bericht der Petitionskommission .
Mündlicher Bericht der Budgetkommifsion über Kapitel I

der Einnahmen an Zöllen , Steuern und Gebühren
mit Anlagen : Ucbersicht der Einfuhr der wichtigeren
Waren in das deutsche Zollgebiet in den Rechnungsjahren 1904 ,
1903 und 1900 und den Monaten April bis Dezember 1907 sowie
des dafür anfgekommenen Eingangszolls .

Nachweisung der in den einzelnen Monaten der Rechnungsjahre
1904 bis 1907 angeschriebenen Roh - Solleinnahme an Zöllen .

Eine Nachweisung der Roh - Solleinnahme an Salz st euer
nach Abzug der Vergütungen und an Salzzoll in den Rcchnungs -
jähren 1904 bis 1906 und in den Monaten April bis Dezember 1907 .

Eue der Partei .
Aus den Organisationen .

Der Sozialdemokratische Verein Köln .
ReichStagSwahllreise Köln - Stadt und Köln - Land

. . . . . .. . .

zählte nach dem vom Parteisekretär B. Müller erstatteten Jahre «
bericht an , 31 . Dezember 3100 Mitglieder und weitere 300 steuernde
Parteimitglieder gegen 3700 am Jahresschluß 1900 . Die Jahres

der die
umfaßt ,

einnähme betrug 24 357 M. , wovon an daS Agitatioliskomitee für
die obere Rhcinprovinz 3000 , an den Parleivoi stand 2200 M. ab -

geführt wurden . An den Reiätslagswahlfonds leistete der Verein
3700 M. , für die Sladtratslvahl in Köln 1878 M. Zuschuß . Es rief
ledhasten Univillen hervor , daß trotz vielfacher Aufforderungen durch
Presse und Versannnlungen gemäß den Crinittelungeii des Partei -
sekretariats noch 600 Vereiiismitglieder sich die preußische Staats -

zuHörigkeit nicht verschafft haben , bei Landtags - und Gemeindewahlen
also nicht durch Stiunnabgabe für die Sozialdemokratie eiutrclen
können . Es soll energisch dahin gewirkt werden , daß alle jene Ge -
noffen sofort das Verfäunite nachholen .

Parteiliteratur .
Karl Marx zum Gedächtnis .

Am 14. März 1903 werden es 23 Jahre , daß Karl Marx tot

ist . Aus dieser Veranlassung gibt die Buchhandlung Vor -

wärts , Berlin S \ V. 68 , eine Abhandlung aus der Feder
Karl Kautskys über diesen großen Bahnbrecher des Sozialis -
mus heraus . Kautsky schildert nicht den äußeren Lebensgang des

Denkers , sondern er will das Verständnis dessen erleichtern , was

Marx der Welt gebracht hat . Die Arbeit will nicht nur eine
Studie zur Parteigeschichtc , sondern auch ein Beitrag zur Ent -

scheidung aktueller Fragen sein .

Taktlosigkeit .
AuS Hannover wird uns geschrieben :
Am Dienstagabend sprach in Hannover die Genossin Lilh

Braun über „ TodeSzug und Auferstehung der grandes amoureuses " .
Der Vortrag war angekündigt als „ V. Popiilär - wissenschastlicher
Vortrag " . Wir verlangen nun nicht , daß ein Parteigenosse nur in
Versammlungen oder bei Veranstaltungen spreche , die von der Partei
oder Arbeiterorganisationen ausgehen . Es gibt aber doch gewisse
Rücksichten , die jeder Parteigenosse schon seiner politischen Rein -
lichkeit schuldig ist . Diese Rücksichten hat die Genossin Braun
völlig außer Acht gelassen , als sie sich herbeiließ , in Hannover

zu reden . Denn der Vortrag war veranstaltet vom „ Hannover -
schen Anzeiger " . einem bürgerlichen Annoncenblatte mit
sogenanntem unparteiischen politischen Inhalt . Lediglich
der Reklame für dieses Blatt dient die Veranstaltung der „ Populären
Vorträge " . Und die Genossin Braun kann es mit ihrer Parteiehre
vereinbaren , sich zu solcher Reklame herzugeben I Die Hallung der
Genossin Braun gewinnt noch besonderen Reiz , wenn man bedenkt ,
daß erst am Sonnlag vorher unsere Parteigenossen in Hannover
ein Flugblatt verbreiteten , in dem gegen den „ Hannoverschen
Anzeiger " wegen seiner schäbigen und gewissenlosen Bericht -
erstattung über unsere Wahlrechlsdemonstration zu Felde ge -
zogen wird . Für ein solches Blatt dann bei einem
Eintrittsgeld von 60 und 35 Pfennigen einen Vortrag zu halten ,
das ist , gelinde gesagt , eine Taktlosigkeit , die sich ein Sozialdemokrat
nicht zu schulden kommen lassen darf . Am Sonntag laufen die
Arbeiter zu Hunderten in Hannover mit Flugblättern herum , um
den „ Anzeiger " an den Pranger zu stelle », und zwei Tage darauf
kommt Frau Lily Braun und stellt sich in den Dienst desselben
Blattes . So versteht es diese Genossin vorzüglich , den proletarischen
Klassenkampf zu — fördern . Hoffentlich trägt diese Veröffentlichung
dazu bei . die Genossin vor anderen deranigen Seitensprüngen zu
bewahren , wir wünschen das ihres Renommees willen , denn in
Hannover spricht man recht nett von diesem Streich . Jedenfalls
hätte sich die Genossin erst erkundigen können , ehe sie sich in solcher
Weise kompromittierte .

Gerichts - Zeitung *
Versammlung unter sreie « Himmel .

Die Polen Sz . und Genossen waren auf Grund des Vereins -

gefetze » angeklagt worden , welches unter anderem vorschreibt :
Oeffentliche Versammlungen unter freiem Himmel bedürfen der vor¬

gängigen schriftlichen Genehmigung der Ortspolizeibchörde ; die

Genehmigung darf nur versagt werden , wenn aus der Abhaltung
der Versammlung Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung
zu befürchten ist . Sz . und Gen . hatten an einein S o k o l g a u -
t u r n s e ft auf einem Gutshofe teilgenommen , welcher zwischen Ge -
bäuden versteckt lag . Zu dem fraglichen Fest hatten sich nicht nur

Sokolmitglieder , fondern auch Frauen und Kinder in erheb -
sicher Anzahl eingesunden . Obschon die Torwege zum Guts -
Hofe verschlossen gehalten wurden , gelang es doch den Polizei -
beamten dadurch auf den Gutshof zu gelangen , daß sie über die

Uniftiedigung des GutshofeL kletterten und die Versammlung für
aufgelöst erklärten . Die Strafkammer verurteilte die
Angeklagten wegen Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften de ?
VereiuSgesetzcS und betonte , von einer Versammlung einer ge -
schlossenen Gesellschaft könne vorliegend nicht die Rede sein . D i e
Revision der Angeklagten wurde dieser Tage vom Kammer -
gericht als unbegründet zurückgewiesen , da die
Vorentscheidung ohne Rechlsirrtum ergangen sei . Im Einklänge
mit dem Oberverwaltungsgericht nimmt das Kamniergericht an .
daß durch die Zugehörigkeit zu einem Verein , der sich
über verschiedene Provinzen von Preußen erstreckt , wechselseitige
persönliche Beziehungen unter der Gesamtheit der Vereine -
Mitglieder nicht entstehen können . Bei der großen Zahl der Mit -
glieder der Sokolvereine ist nach Ansicht der höchsten preußischen
Gerichte nicht vorauszusetzen , daß diese einen bestimmten abgegrenzten
Kreis innerlich verbundener Personen bilden . Es könne die Zahl
der Mitglieder eines Vereins eine so große und die Voraussetzung
für den Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft eine so geringe sein ,
daß seine Mitglieder als ein in sich geschlossener , bestimmt ab -

gegrenzter Kreis von Personen , die innerlich untereinander verbunden
seien , nicht angesehen werden dürfen .

Milde Richter .
Einen Beweis dafür , daß Richter Roheitsdelikten gegenüber

milde sein können , lieferte eine Verhandlung , die dieser Tage vor
dein G l e i lv i tz e r Schöffengericht stattfand . Freilich stand als An

geklagter nicht ein Arbeiter , sondern ein Student vor den

Schranken des Gerichts , nämlich der Student Ernst Robert

Caro , Sohn des Geheimen Kommerzienrats Caro .

Iii der Nacht vom 13. zum 14. Oktober ulkte der etwas angeheiterte
Angeklagte den städtischen Nachttvächter Magcner an . Der Wächter
solle nicht die Straße krummtreten , sondern sich fortscheren . Der
Wächter ersuchte den Studenten , weiter zu gehen und ihn nicht zu
belästigen . Als Antwort hieb Caro den Wächter mit
feinem Stock über den Kopf , so daß dem Wächter der Hut
fortflog und der Getroffeue taumelte . Nun zog der Wächter seinen
Säbel , um die weiteren Hiebe abzuwehren : er bekam aber noch
mehrere Schläge von Caro auf den Kopf usw . Der G e -

richtssekretär Hentschel , welcher dem Wächter zu Hülfe
kam . wurde von Caro mit Fußtritten in den Unter »
leib und in den Rücken regaliert . Endlich ge -
lang es dem Wächter , mit Hülfe des Gcrichtssekrelärs
den Studenten festzunehmen und zur Wache zu bringen . Umerwegs
unternahm er , von seinem Freunde , einem Buchhalter Gasch ,
unterstützt , einen Fluchtversuch . Auf der Wache benahm sich der
Student renitent . Er wollte die Wache trotz vielfacher Aufforderungen
nicht verlassen , schlug mit der Fan st auf den Nachtwachmann
und den Volizeisergeanten . Schließlich wurde er — nicht in Arrest
gebracht , fondern gewaltsam ins Freie befördert . Später suchte der
Student durch Geld die Rücknahme des Strafantrags zu erwirken .
Der AmtSanwalt beantragte wegen eines Falls schwerer ,
einer leichten Körperverletzung . Beleidigung und Widerstand gegen
den Studenten insgesamt — 100 , gegen den Mitangeklagten Buch -
Halter 30 Mark Geldstrafe . DaS Gericht entschied dem Antrag
entsprechend . Wäre ein Arbeiter unter gleichen Uniständen gleich
milde fortgekommen ?

Falschmünzer ,
die äußerst raffiniert zu Werke gegangen waren , mußten sich gestern
vor dem Strafrickner veranlwoiren . Wegen gemeinschaftlichen Münz »
verbreweus verhandelte daS Schwurgericht des Landgerichts I gegen
den 22jähligen Schuhmacher Adolf Keinpin , den 2ljährigen
Schlosser Albin Klein und den Kellner Georg Langer . Die

Angeklagten find mit Ausnahme des letzteren schon wiederholt vor -
bestraft . Klein hat u. a. auch schon eine zweijährige Gefängnisstrafe ,
die ihm wegen Müuzverbrecheiis zudiktiert worden war , verbüßt .
Nach seiner Entlassung aus der Strafanstalt wurde K. Stammgast .
in einem der berüchiigsten Verbrecherkeller in der Kleinen Harn »
burgerstraße . Hier wurde er auch mit den beiden anderen An «

geklagten bekannt , die . wie er selbst , zu den schlimmsten Feinden
der Arbeit gehören . Eines Abends entstand in der Verbrecherkneipe
ein Wettstreit darüber , wer von den Anwesenden am meisten ü »
„Kittchen " ( Gesängnis ) gesessen habe . Klein war nicht wenig st » �
darauf , daß er mit der von ihm verbüßten Gefängnisstrafe wegen
Müiizvcrbrcchens den Sieg davontrug . Er wurde aufge ' ordert zu
erzählen , wie er damals „ das Ding gedreht " habe . In Kcmpin
reifte der Plan , ebenfalls sich auf das Falschmün ierhaiidwerk zu
legen . Er teilte dem als Sachverständigen aus diesem Gebiete

geticnden Klein diese Absicht mit und dieser war mit Freuden
einverstandeu . Als dritter im Bunde wurde noch der An -

geklagte Langer hinzugezogen , der unter fal ' chein Namen
in der Belforter Straße ein leeres Zimmer mieten mußte , welches nur
notdürftig mit Möbeln ausgestaltet wurde . Die Hauptsache aber
war ein eiserner Schmelzofen , der von den drei Falschmünzern deS

Nachts in Betrieb gesetzt wurde . Mit Hülfe von Gipssonnen fertigten
die Augeklagten Zwei - und Einmarkstücke , die sehr gut
hergestellt ivaren und sich im Klange von echtem Gelds nicht unter¬
schieden . In einer Nacht wurden gewöhnlich 100 Falsifikate ber -

gestellt , deren Absatz Kempin und Langer am nächsten Tage be -

sorgten . Als vor dem falschen Gelds in Berlin öffentlich
gewarnt wlirde , verlegten die Falschmünzer ihr Absaygebiet
nach den Vororten Auf die Frage , wo er die ersten Falschslücke
in Berkehr gebracht habe , aiitivorlete Kempin vergnügt lachend :
„ Natürlich in Köpenick , denn d a ist i ni in e r etwas zu
holen ! " — Vor Gericht waren die Angeklagten geständig .
Die Geschworenen bejahten die Schuldfragen im Sinne
der Anklage und billigten den Angeschuldigten Kcmpin und Langer
mildernde llmstände zu. Das Gericht erkannte gegen Klein auf
2 Jahre Zuchthaus und 3 Jahre Ehrverlust , gegen Kempin
»iid Langer auf je 1 Jahr Gesängnis und 3 Jahre Ehr -
Verlust . _

Ein Opfer der Schundliteratur .

Durch das Lesen von S h e r l o ck - H o l m e s h e f te n
und anderen Erzeugnissen der modernen Schundliteratur ist der
1 5 j ä h r i g e Laufbursche Fritz G r o t h e zu einem Erpressungs -
manöver verleitet worden , welches an Dreistigkeit und Raffinement
kaum seinesgleichen finden dürfte . Vor der 1. Strafkammer des
Landgerichts I mußte sich G. am Dienstag wegen versuchter Er -

Pressung verantworten . — Eines Tages anfangs Januar d. I .
erhielt der in einem Sanatorium in Hermsdorf angestellte Ober -
koch L. einen anonymen Brief . Der Absender , der sich als ein guter
Freund ausgab , teilte ihm mit , daß er in Erfahrung gevracht habe , daß
L. . obwohl er verheiratet sei , mit einer Frau F. ein intimes Ver -

hältnis habe , welches nicht ohne Folgen geblieben sei . Der Brief -
schreiber drohte , dies der Frau des L. bezw . dem Mann der

Frau F. mitzuteilen . Die Folge wäre natürlich eine

doppelte Ehescheidung und ein Sirafversahren . Dies alles
könne L. abwenden , wenn er sich bereit erklären würde , den

Betrag von 150 M. zu zahlen und zwar solle er sein Einverständnis

hiermit durch eine kurze Annonce in dem „ Vermischten Teil " einer

hiesigen Zeitung kundgeben . Der Empfänger des Briefes , der von
einer derartigen Ehebruchsaffäre keine Ahnung hatte , wandte sich so «
fort an die Polizei . Um dem unbekannten Erpresser eine Falle zu
stellen , wurde ein Inserat in der verlangten Weise aufgegeben . Der
Erpresser wurde darin veranlaßt , sich de » Brief mit den Ivo M. von
einem Postamt abzuholen . Zum allgemeinen Erstamien entpuppte
sich der gefährliche Bursche als ein kleines schwächliches Jüngelchen
und zwar war es der jetzige Angeklagte Grothe , der diese Er -

Pressung inszeniert hatte . Auf der Polizeiwache räumte der

Füilfzehnjährige ein , daß er durch das Lesen von Kriminal -
und Sherlock - Holmesgeschichten auf den Gedanken gekommen sei ,
sich Geld zu verschaffen , mit welchem er dann zur See gehen wollte .
Der Staatsanwalt beantragte 14 Tage Gefängnis . DaS Gericht

ging jedoch noch darüber hinaus und erkannte aus einen Monat

Gefängnis , da derartige verbrecherische Triebe frühzeitig unter -
drückt werden müssen .

Die Annahme deS Gerichts , daß das Gefängnis „verbrecherische
Triebe " unterdrücken könne oder daß auf solche die Tat deS An -

geklagten zurückzuführen ist , ist völlig verfehlt . Das Gefängnis
könnte allein die Wirkung auf den jungen Menschen ausüben , ihn in

der Tat zum Verbrecher zu erziehen . Bislang war er lediglich ein

Opfer der Schundliteratur .

Klus der frauenbewegung *
Ei » Vorschlag .

Die „ Deutsche Tageszeitung " veröffentlicht einen im

Januschau - Stil gehaltenen Artikel . Darin wird die erschreck -

liche Lasterhaftigkeit , Faulheit . Anmaßung und Begehrlichkeit
der Arbetter geschildert . Der Dreschflegelpädagoge , der gegen die
verdammte Humanitätsduselei zu Felde zieht , schildert unter anderem
auch die entsetzliche Not der Besitzerfraueu . Hier der Notschrei der

gequälten Junlerseele :
„Besitzerftauen fahren ans dem Lande umher und suchen

Dienstmädchen zu mieten und kehren nieist zurück , ohne solche
gemietet zu haben , aber mit innerer Erbitterung und häufig genug
tränenden AugeS über die Unverschänuheit der Mädchen , die sie
gebeten haben , zu ihnen zu ziehen , lind schließlich die Mädchen .
die gemietet werden , wnS verstehen sie ? So gut wie nichts l
Was aber das Schlimmste ist , die Mädchen wollen weder ernstlich
etwas lernen , noch sich in die Verhältnisse schicken , wollen
nur tun , ivas ihnen beliebt , sich möglichst gut amüsieren und einen

hohen Lohn einstreichen . "
Das ist ja enljetzsich ! Wahrlich der Opfer sind zu viele . Ernst -

Haft bitten wir die Besitzerfrauen , ihre losibareZelt nicht mehr nutz -
los zu vetichwenden und sich dabei noch bis zu Tränen —

rübren zu lasten . Die Zeit , die sie aus der Mädchensiiche vertun .
sollen sie ruhig dazu verwenden , die notioendigen Arbeiten zu ver -

richleu und dadurch die Tiensibotciinoi abschaffen . Sie brauchen
nicht zu besürchien , als Arbeitswillige belästigt zu werden .

Versammlungen — Veranstaltungen .

Berlin . Sonntag , den 16. Februar , im EewerkschaftShause . Engel -
Ufer 15 : Neuntes Stiftungsfest : Goethe - Feier . Vortrag :

haben bei Frau Klotzsch . Fichtcsir . i ; »- rau Kulicke . Prinzen -
straße 102 ; Frau Steiulopf . Orameustraße 45 ; Frau Matschke ,
Wolgaster Straße 8; Frau Jordan . Lübecker Straße 43 ; Frl .
Petereit , Naunynstraße 5, und im Bureau , Lindenstraße 3,
1. Hof 4 Tr .

Montag , den 17. Februar » im Neuen Klubhause , Kommandanten »
straße 72 : Vortrag : . . Zur Geschichte der Frau " . Nefcrentin :
Wally Zepler .

Nixdorf . Sonntag , den 16. Februar . 6 Uhr . in Hoppes Festsälen .
Hermaunstraßc 49 : Vortrag des Genossen Emil D i i t m e r :

„ Tie Schule und unsere Frauen " . Nachher : Geselliges Bei -

sammensein .
Lichtenberg . Montag , den 17. Februar . Uhr . bei Gebrüder

Arnhold , „ Schwarzer Adler " . Frankfurter Chaussee 3/6 :

Generalversammlung . Vortrag : Kurt Heinig : „ Etwas aus
der Geschichte der Ehe " . Neuwahl des Vorstandes .
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Hbgeordiietcnhaud *
80 . Sitzung vom Donnerstag , 13 . Februar , IlUhr .

Llm Ministertische : B r e i t e n b a ch, Ho l l e.
Auf der Tagesordnung steht zunächst die erste Beratung des

Gesetzentwurfs über die Herstellung einer Eisenbahn -
Dampffährenverbindung zwischen Saßnitz und
Trelleborg .

Zur Herstellung dieser Verbindung werden 8 810 000 M. ver¬
langt , die im Wege der Anleihe aufgebracht werden sollen .

Minister Breitenbach weist darauf hin , daß die Vorlage einem
wirtschaftlichen Bedürfnis entspreche . Seit 1897 bestehe eine Post -
dampfschiffverbindung mit Schweden , die aber dem gewachsenen
Verkehr nicht mehr genüge . ( Beifall . )

Abg . Malkewitz (k. ) : Meine Freunde werden die Vorlage wohl -
wollend prüfen . Ich beantrage , sie zur Vorberatung der Budget -
kommission zu überweisen . Die Verbindung ist als eine dankenswerte
Vcrkehrsverbindung zu betrachten .

Die Abgg . Dr . König ( Z. ) und Lusensky ( natl . ) sprechen sich
im wesentlichen zustimmend zu der Vorlage aus und sind mit der
Kommijsionsberatung einverstanden .

Abg . Broemel ( frs . Vg. ) bedauert , dah für die Vorlag « , die
nahezu 9 Millionen fordere , keine Rentabilitätsberechnung gegeben
worden sei . Es sei zweifelhaft , ob sich der Verkehr aus dieser
Linie erheblich steigern lasse . Die Budgetkommission müsse die
Vorlage genau prüfen und dürfte ihre Arbeit nicht übereilen .

Die Vorlage geht an die Budgetkommission . Dann wird die
allgemeine Besprechung über den Kultusetat fortgesetzt .

Abg . Schiffer ( natl . ) : Es ist bedauerlich , dah der Abg . Dr .
Heydebrand gestern gegen den Abg . Dr . Friedberg Angriffe richtete ,
die völlig unbegründet waren . Er überschätzt unseren Einfluh ,
wenn er meint , daß wir einen Minister gestürzt haben . Wir sind
auch zu klug , das zu probieren , ivcil wir wissen , dass das wahr -
schcinlich den entgegengesetzten Effekt haben würde . ( Lachen rechts . )
Warum hat Herr V. Heydebrand uns die Ueberschätzung des
Wissens gegenüber dem Glauben vorgeworfen ? Er behauptete ,
die Rechte sehe in der Schule eine Erziehungsanstalt , während
wir sie nur als Bildungsanstalt betrachten . Wir sind aber stets
dafür eingetreten , daß die Schule eine Erziehungsanstalt sein soll
und dass der Kirche ein weiter Einfluß auf sie eingeräumt werden
muß . Wir stehen auf dem Boden der Verfassung , wir wollen
aber nicht , daß die Schule der Kirche unterstellt wird . ( Lebhafte
Zustimmung linkst Herr v. Heydebrand regte einen Abstrich von
der Forderung für neue Kreisschulinspektorstellen an . Handelt
cS sich da vielleicht um den Versuch einer Machtprobe ? ( Wider -
spruch rechts . ) Bei den Verhandlungen über das Volksschulunter -
baltungsgesetz hat die Regierung erklärt , sie werde in den meisten
Fällen wohl keinen anderen Vorsitzenden für die Schuldeputation
zur Verfügung haben als den Ortsschulinspektor . Das ist etwas
ganz anderes , als was uns von der Regierung dargelegt wurde .
Die Regierung hat eben zu suchen , ob sie einen anderen Vor
sitzenden findet , und ich bitte den Minister , die Ausführung�
bestiminungen zum Schulunterhaltungsgesetz einer Nachprüfung zu
unterziehen . Früher hat der Minister erklärt , daß die Ortsschul -
eufsicht da beseitigt werden soll , wo ein Rektoratssystem besteht ,
und ich nehme an , daß er diese » Grundsatz durchführen wird .
Ebenso hat der Minister erklärt , dah auf die Geistlichen keine Ein -
Wirkung ausgeübt werden soll , um die Ortsschulaufsicht zu über -
nehmen . Trotzdem ist einem Falle einem Geistlichen mit Diszi -
plinarmaßregeln gedroht worden , als er aus Gewissensbedenken
die Uebernahme der Sckmlaufsicht ablehnte . ( Hört ! hört ! links . )
Bitten möchten ich den Minister noch , eine einheitliche Verfügung
über die Stellung des Rektors zu den Klassenlehrern zu erlassen .
Bei der Verfügung der Licgnitzcr Regierung gegen die Gesellschaft
für Verbreitung von Volksbildung ist unter allen Umständen die
Heimlichtuerei zu verwerfen , mit der man da verfahren ist . Was
bezweckt man überhaupt mit dem Vorgehen ? Wer die beanstandeten
Bücher lesen will , verschafft sie sich doch . Will man die Menschen
vor schädlichen Bazillen schützen ? Man kann doch den Menschen
nicht unter eine Käseglocke setzen , um sie vor jeder schädlichen Be -
rührung zu behüten . ( Heiterkeit . )

Ministerialdirektor Dr . Schwartzkopff : Der Abg . Schiffer legt
der Bestimmung über die Besetzung der Stelle des Vorsitzenden
im Schulvorstande mit dem Ortsschulinspektor eine zu große Be -
dcutung bei . Da für alle Orte mit bis zu 3000 Seelen und für
die Gesamtschulverbände , die auf dem Lande die Regel bilden , eine
Schuldeputatio » vorgesehen ist , so kommt diese Regelung , die der
Abg . Schiffer bekämpft , nur für einzelne Landgemeinden in Frage ,
die weniger als 3000 Seelen haben . Da liegt es doch aber auf
der Hand , daß der Lokalschulinspektor geeigneter ist als Vorsitzender
des Schulvorstandes als der Gemeindevorsteher . Tatsächlich hat die
Regierung bei der Beratung des wchulunterhaltungsgcsetzes in Aus -
ficht gestellt , daß sich in solchen Fällen die Ernennung des Orts -
schulinspektors zum Vorsitzenden empfehlen würde , und etwas
anderes wird in den Ausführungsbestimmungen auch nicht gesagt .

Abg . Dr . Borsch ( Z. ) : Der Abg . Dittrich hat gestern die Frei -
heit für die Ordensniederlasiungen und deren Angehörige und da -
durch lediglich die Freiheit verlangt , die sie als preußische Staats -
bürger zu beanspruchen haben . Die Nationallibcralen laufen Sturm
gegen die geistliche Schulaufsicht . Tatsächlich ist der Geistliche der
Seelsorger der Familie , und diese wendet sich an ihn , wenn sie
Beschwerden über die Schule hat . Deshalb treten wir für die geist -
liche Schulaufsicht ein . Der Abg . Schiffer hat gesagt , seine
Freunde wollten der Kirche einen weitgehenden Einfluß auf die
Schule einräumen , trotzdem bekämpfen die Nationalliberalen aber
die geistliche Ortsschulaufsicht und die konfessionellen Zwergschulen .
( Sehr richtig ! im Zentrum . ) Wenn die technischen Angelegen -
heilen der Schule von einem Schulinspektor im Hauptamte beauf -
sichtigt werden sollen , so erscheint es mir zweifelhaft , ob der Geist -
liche noch den genügenden Einfluß auf die Leitung des Religions -
Unterrichts in der Schule haben wird . Wir wünschen , daß der
Minister sich nicht von parteipolitischen Gesichtspunkten leiten läßt .
sondern sich stets bewußt ist , daß die Kinder des christlichen Volkes
christlich erzogen werden müssen . Dazu werden wir jederzeit mit -
zuwirke » bereit sein . ( Beifall im Zentrum . )

Minister Holle : Die Bedenken des Vorredners , daß dem Geist -
lichen nicht der genügende Einfluß auf den Religionsunterricht
derbleiben wird , wenn die technischen Angelegenheiten der Schule
von einem Krcisschulinspektor im Hauptamt beaufsichtigt werden ,
teil « ich nicht . Wir werden alles tun , um der Verfassungsvor -
schrift auf diesem Gebiete gerecht zu werden . Dem Abg . Schiffer
erwidere ich, daß ich nicht daran denke , einen Lehrer gegen feinen
~ ~ e " 8üm Ortsschulinspektor zu ernennen . Den Ausführungen
des Ministerialdirektors Schwartzkopff üb « r die Ausführungs .
bestimmungen kann ich mich nur anschließen . Die Gesuche um
Genehmigung von Ordcnsniederlassungen werden wohlwollend ge -
�

t
CäJ ni " Wen aber die früher vereinbarten Grundsätze aufrecht -

erhalten werde,, . ( Beifall rechts . )
v' schbeck <frs . Vp. ) : Wir wünschen , daß die Schulaufsicht

von Tadogogeii ausgeübt wird , während die Rechte die geistliche
Schu lau nicht tou nicht ; das ist der Unterschied , der zwischen uns

ff »! nMier � L au �n Vorschlägen und Vorlagen , die wir
vom Minister zu erwarten haben . Stellung nehmen , wenn dazu
Gelegenheit S�ben fem wird . Was den Fall der Gesellschaft für
Verbreitung von Volksbildung angeht , so hat der Minister gemeint ,
fie solle na ftonale und kirchliche Schriften den Bibliotheken zur
Verfugung stellen . Was aber national und kirchlich ist , wird immer
der eine so und der andere anders ansehen . Ich kann nicht ein -
sehen , daß der Nftnistcr ein Recht hat , das von allen Stcuernzahlern
aufgebrachte Geld nach beliebigen Tendenzen zu verwalten . ( Sehr
richtig ! links . ) In dem Erlaß der Liegnitzer Regierung wird ge -
lagt , daß die Gesellschaft eine der christlichen Lehre entgegengesetzte I

Stellung einnehme . Nun , wer Bücher von Höckel vnd Darwin usw .
lesen will und sie von der Gescllsckfaft für Verbreitung von Volks -
bildung nicht bekommt , erhält sie auch wo anders ; die Leute laufen
dann einfach in die soziaildemokratischen Bibliotheken . ( Sehr
richtig ! links . ) Tie Unterscheidung zwischen Volksbibliotheken und
wissenschaftlichen Bibliotheken , wie sie der Minister machte , kann
man nicht machen . Ich möchte aber darauf hinweisen , daß ein Kon -
türrenzverein gegen die Gesellschaft für Verbreitung von Volks -
bildung besteht , dessen Ehrenvorsitzender Ministerialdirektor
Schwartzkopff ist . ( Hört ! hört ! ) In Liegnitz ist jetzt ein Schulrat
tälig , der sich dort sehr unbeliebt geanacht hat . Die Heimlichkeit des
Erlasses muß besonders betont werden . Der Erlaß wurde zurück -
gezogen , weil er angeblich auf Mißverständnissen beruhte . Der
Kamps gegen die Gesellschaft wird aber jetzt in den Kreisblättern

fortgesetzt . Der Geist des Herrn Studt ist mit Herrn Studt noch
tcineswegs aus dem Kultusministerium entschwunden . ( Lebhafter
Beifall links . )

Minister Holle : Es ist zu bedauern , daß der erste Erlaß der

Liegnitzer Regierung zurückgezogen wurde ; es wäre besser gewesen .
wenn abgewartet worden wäre , was daraus toerden würde . Der
vom Vorredner erwähnte Schulrat ist mir nur als ausgezeichneter
Beamter bekannt . Ich habe nicht gewußt , daß darüber gesprochen
werden würde und kann daher nicht näher darauf eingehen . Die
Gesellschaft für Verbreitung von Volksbildung bekommt keine

Staatsunterstützung , sondern einen Zuschuß vom Reich , vom Staate
erhält sie nur die Empfehlung . Der Vorsitzende der Gesellschaft
hat sich bereit erklärt , die Bücher aus der Sammlung herauszu -
werfen , die wir nicht für geeignet halten . Es muß dafür gesorgt
werden , daß die Leser der Volksbibliotheken nicht durch die Bücher
verwirrt werden , sondern daß sie dadurch national erzogen werden .

Ich habe keinen Zweifel , daß die Gesellschaft in Zukunft ihren
eigentlichen Zielen mehr entsprechen wird , als durch die beanftan -
deten Bücher . ( Beifall rechts . )

Abg Winckler ( k. ) : Die Ausführungen deS MnifterialdirektorS
Schwartzkopff und die Ausführungsbestimmungen entsprechen
durchaus unseren Wünschen und dem , was uns früher zugesagt
worden ist . Wir wünschen keine Unterordnung der Schule unter
die Kirche , sondern ein Verhältnis zwischen beiden , das beider

würdig ist . ( Beifall rechts . )
Abg . Stell ( Z. ) klagt darüber , daß in Schlesien , besonders in

den Kreisen Neiße und Grottkau , die katholischen Geistlichen nicht
in genügendem Umfange zur Schulaufsicht herangezogen würden ,
es sei das von der Gnade deS Landrats abhängig . Als Nachfolger
deS bald in Pension gehenden Kreisschulinspettors in Neiße müsse
ein gut katholischer Nachfolger ernannt werden . Die Nichterneto
nung von Geistlichen zu Schulinspettoren ist noch eine Nachwirkung
des Kulturkampfs . Herr Fischbeck hat den Bamberger Fall in die
Debatte gezogen . Er behauptete , daß der Schüler entlassen sei ,
weil er den . Faust " gelesen . Das ist eine unrichtige Darstellung .
Der Schüler ist entlassen , weil er den „ Faust " für eine geeignete
Vorbereitung zur heiligen Kommunion ansah . ( Sehr wahr ! im

Zentrum . )
Ein Regicrungskommissar bestreitet , daß die katholischen Geist

lichen benachteiligt würden bei der Beteiligung an der Ortsschul
lnspektion .

Abg . Cassel ( frs . Vp. ) : ES ist richtig , daß die Nationallibcralen

seinerzeit erklärt haben , das Volksschulunterhaltungsgesetz werde
für sie unannehmbar , wenn die Bestimmung angenommen würde ,
daß der Vorsitzende des Schulvorstandes in der Regel der Geistliche
sei . Sie haben sich aber dabei beruhigt , daß die Ernennung des
Schulvorstandes der Regierung überlassen werde . Wir hatten
dies Vertrauen zur Regierung nicht und haben für die Wahl des
Schulvorstandes gestimmt . Zugeben muß ich, daß ein gewisser
Widerspruch besteht zwischen den damaligen Erklärungen der R «

giermist und den jetzigen Auvsührungsbestnnmungen . Die Keeis
schulaufsicht im Hauptamt sollte in schnellerem Tempo durchgeführt
werden als bisher . Die Schulaufsicht kann mir von Fachmännern
ausgeübt werden . Die Ortsschulaufsicht durch Geistliche kann ich
nicht als notwendig anerkennen . Den genügenden Einfluß hat die
Geistlichkeit auf die Schule tiurch die Leitung des ReligiouSunter -
richte . Selbstverständlich sind für die Bekämpfung der geistlichen
Schulaufsicht lediglich sachliche Gründe maßgebend . Das Wissen ,
was nottvcndig ist , um die Schule zu beaufsichtigen , kann nicht
nebenher erworben werden . Die Ortsschulaussicht sollte den Schul -
deputationen übertragen werden . Es ist eine Verwirrung insofern
in den letzten Dezennien eingetreten , als die Schulaufsichtsbehörden
sich die Verwaltung der Schulen angemaßt haben . Durch das

Schulunterhaltungsgesetz erhalten ober die Magistrate das Recht ,
die inneren Schulangclegcnheiten selbst zu verwalten . Es wird
notwendig sein , daß in die Schulverwaltung ein ganz anderer
Geist einzieht , veröden Gemeinden größere Befugnisse in bezug auf
die Regelung der Schulvcrhältmssc zugesteht . Die Gemeinden haben
große Opfer gebracht , um die Jugend des Staates heranzubilden ,
und sie müssen daher auch ein Recht haben , bei der Verwaltung
der Schule mitzuwirken . ( Beifall links . )

Abg . Dr . v. Campe ( natl . ) bittet den Minister , eine statistische
Uebersicht über den Beruf derjenigen Ortsschulinspektoren zu geben ,
die zu Vorsitzenden von Schulvorständen gemacht sind . Gegenüber
den Ausführungen des Abg . Fischbeck über einen Äonkurrenzvercin
gegen die Gesellschaft für Verbreitung von Volksbildung , in dem
ein Ministerialdirektor Ehrenvorsitzender sein soll , wäre eine Er -
klärung von offizieller Stelle dahin erwünscht , daß dieser Verein
nicht gegen die Gesellschaft gehetzt hat . Dem Abg . Stell erwidere
ich, daß gerade die besten Lehrer die geistliche Schulaufsicht los sein
wollen . An einen neuen Kulturkampf denkt kein Mensch . Wenn
bei den letzten Wahlen 62 Proz . der wahlberechtigten Katholiken
nicht für das Zentrum gestimmt haben , so wird wohl die der Abg .
Stell nicht alle als bloße Taufscheinkatholiken ansehen wollen .

( Beifall . )
Abg . Metzenthin ( k. ) verlangt , daß bei der Besetzung der theo -

logischen Lehrstühle an den Universitäten die liberale Richtung nicht
bevorzugt werde .

Minister Holle : Bei der Berufting von Universitätslehrern
steht die wissenschaftliche Befähigung im Vordergrund . Bei der Be -
setzung der theologischen Lehrstühle muß noch Rücksicht genommen
werden auf die verschiedenen Richwngen in der evangelischen Ktrche .
Diesen Standpunkt haben alle Kultusminister eingenommen , bis
auf den Minister Altenftein zurück , und ich werde an diesem Stand -
Punkt feschalten . ( Beifall . ) Wenn aber hier in Berlin « in Kon -
flikt in der Presse über den Nachfolger von Exzellenz Weiß ent -
standen ist , so wollen Sie daraus entnehmen , mit welchen Mcinungs -
Verschiedenheiten wir zu rechnen haben . Die Theologieprofessoren
müssen ein warmes Herz haben und stets sich bewußt sein , daß die
Jugend zu christlichen Caraktercn herangebildet werden muß .
( Beifall rechts . )

Hierauf vertagt das Haus die Weitcrberatung auf Frei -
tag 11 Uhr .

Schluß 4 Uhr . _

( SewerkfebaftUebe *) .
Berlin und llmgezenck .

Holzarbeiter - Verband .
Die zum 16 . und 17. Februar einberufene Konferenz des

Gaues 4 des Holzarbeiterverbandes kann wegen des Ablebens

deS Verbandsvorsitzenden Kollegen Kloß nicht stattfinden . Der

Termin der Tagung wird noch bekannt gegeben .

_ I . ST. : Stusche . .

Achtung , Werksrugmachcr ! Der Streik der Werkzeugmacher
und Werkzeugdreher in der Deutschen Waffen - und Munitionsfabrik
in Wittenau dauert unverändert fort . ES ist der Firma trotz

eifrigem Bemühen bis jetzt nicht gelungen , vollwertigen Ersatz für
die Streikenden durch den Nachweis der Gelben zu erhalten . Wir
ersuchen , wie bisher den Zuzug streng fernzuhalten .
Die Ortsverwaltung Berlin des Deutschen MetallarbciterverbandeS .

Tie Zimmerer am Brückenbau in Spandau
haben die Arbeit eingestellt . Dort werden zwei nebeneinander
liegende Eisenbahnbrücken gebaut . Während die eine bereits fertig
ist und von der Eisenbahn befahren wird , ist der Bau der zweiten
Brücke erst in Angriff genommen . Zu diesem Zwecke werden
lange Baumstämme durch eine Ramme in die Sohle der Havel ge -
trieben . Um zu der auf dem Wasser stehenden Ramme zu ge «
langen , müssen die Arbeiter über ein Floß , ja sehr oft über einen
im Wasser schwimmenden Balken balanzieren , fortwährend in der
Gefahr schwebend , auf dem nassen schlüpfrigen Holz auszurutschen
und ein unfteiwilliges Bad zu nehmen . Da die Bauleitung an -
scheinend einen Kahn für einen Luxusgegenstand hält , so ist ein

solcher natürlich auch nicht vorhanden . Am Freitag passierte es
einem Berliner Arbeiter , daß er , als er die Ramme verlassen und
an Land gehen wollte , ausrutschte und ins Wasser fiel . In der

höchsten Gefahr gelang es seinen Kollegen , ihm in Ermangelung
anderer Rettungsgegenstände eine lange Stange zu reichen und
den Verunglückten an das Land zu ziehen . Der Arbeiter wurde

nach der Baubude gebracht , um seine nasse Kleidung abzulegen .
Da andere Kleidung so schnell nicht zu beschaffen war , hatte er das

Vergnügen , von Mittag bis abends 6 Uhr vollständig nackt , nur mit
einem alten Ueberzieher behängt , in der zugigen Baubude zu -
bringen zu müssen . Daß die Baubude den sonst vorhandenen
Verhältnissen entspricht , ist selvstverständlich . Bei den durch -
ichnittlich dreißig Arbeitern , welche beschäftigt werden , ist die
Baubude nicht größer als ein mittelgroßes Klosett . Eineinhalb
bis zwei Meter im Geviert . Als Fenster ein viereckiges Loch .
Anscheinend zum Zweck der besseren Ventilation sind zwischen den
Brettern Risse vorhanden , durch die man die Hand stecken kann .
Einen Ofen hat man erst vor nicht langer Zeit beschafft . Da die
Bude auch als Aufbewahrungsraum für allerhand Werkzeuge und

zirka ein Dutzeno Karbidlampcn dient , außerdem sich auch der
Karbidvorrat darin befindet , so transportieren die Arbeiter , wenn

sie ihre Mahlzeit einnehmen wollen , den Karbidkorb erst hinaus ,
um etwas Raum zu schaffen . Freilich , nur bei schönem Wetter ,
bei schlechtem Wetter müssen sie sich seine Gesellschaft schon ge -
fallen lassen . Daß da ein angenehmer Duft in der Bude herrscht ,
läßt sich denken . Aber es sind ja nur Arbeiter ; die Herren Direk -
torcn speisen nicht in der Bude . Bisher wurde , wohl um Zeit und
Geld zu sparen , das Material , Bohlen und Balken , über die Eisen -
bahnbrücke transportiert . Zu diesem Zweck müssen die Arbeiter

mit dem schweren Material — acht Mann zu einem Ballen — die

Böschung hinaufklettern , unter den Signaldrähten durchkriechen
und dann auf der nur für die Eisenbahn berechneten Brücke die

Balken nach der anderen Seite transportieren . Der Transport
kann nur den Schienen entlang erfolgen . Kommt ein Zug , so heißt
es : „ Rette sich, wer kann ! " Ein Wärter , der das Herannahen eines

Zuges anzeigt , ist nicht da . Da heißt es denn , schleunigst den

Balken niederlegen und Schutz suchen zwischen den Brückenträgern .
Dabei ist der Zugverkehr auf der Brücke ein sehr starker . Bald
kommt ein Zug von dieser , bald von jener Seite . Wochenlang ging
das . Die Eisenbahnverwaltung schien von diesen Zuständen nichts

zu wissen und die städtische Polizeiverwaltung noch weniger . Nun

hat die Sache mit einem Male aufgehört . Jetzt sind drei große
Plakate an der Baubude und auf der Brücke angebracht , daß das
Betreten der Brücke „streng untersagt " ist . Und was ist die Ur »

fache dazu ? Am Montag früh wurde d�r Arbeiter Christian

König , als er mit noch mehreren Kollegen unter den Signal -

drähten durchkroch , von einem Zuge angefahren und fort -

geschleudert , so daß er , am ganzen Körper braun und blau aus -

sehend , nach dem städtischen Krankenhause geschafft werden mußte .

Erst mutz ein Mensch verunglücken , zum Krüppel werden , che der »

artige skandalöse Zustände beseitigt werden . '

Wie sehen denn nun die Löhne aus , die die Firma für eine

derartige ungesunde , lebensgefährliche Arbeit zahlt ? Der orts -
üblicbe Lohn für Zimmerer ist 73 Pf . , für Wasserarbeiter 83 Pf .
pro Stunde . Da die Firma nicht einmal die 73 Pf . , sondern nur
60 Pf . zahlen will , so haben der größere Teil der Zimmerer die
Arbeit eingestellt , die anderen werden wohl bald folgen . Die Ar -
bciter erhalten den horrenden Lohn von 42 und 40 Pf . pro Stunde .
Da schließen sich die Löhne den ganzen mangelhaften Einrichtungen
würdig an .

Oeutfeltes Reich .

Der Arbeitgebcrvcrband für das Buchdruckgewerbe hat am Mitt «

woch feine dritte Hauptversammlung abgehalten . Trotz der Abände »

rung bezw . Aufhebung der 8Z 4 und 6 des Organisationsvertrages
im Luchdruckgewerbe hat derselbe einstimmig beschlossen , als be -

sonderer Verband bestehen zu bleiben , seine Ueberflüssigkeit also noch

nicht begriffen . _

Die Bewegung im Baugewerbe .
Am 24 . Februar finden in Essen Verhandlungen zwischen den

Vertretern der Interessengemeinschaft der rheinischen , bergtschen und

westfälischen Verbände der Arbeitgeber mit den Vertretern der Arbeit -

nehmerorganisationen in der Frage deS Abschlusses neuer Tarif -

Verträge im Baugewerbe statt .

ZZuslanck .

Die Londoner Gemeinde - und StaatSarbtiter haben in einer
Konferenz folgende Forderungen ausgestellt :

1. Bezahlung nach den von den Gewerkschaften festgesetzten
Regeln . Für ungelernte Arbeiter ein Minimallohn von 30 M. für
ein : Woche von 48 Stunden ;

2. wenigstens eine Woche Ferien mit Lohnzahlung im Jahre ;
3. angemessene Entschädigung bei Unfällen im Dienst ;
4. Abschaffung der Prämien in allen Abteilungen und Beseiti ,

gung der Stückarbeit bei gefährlichen Beschäftigungen _
Ein scharfer Tadel würbe der Regierung darüber auSge -

sprachen , baß Arbeiter in einem gewissen Alter einfach entlassen
werden . Das sei eine Schande für eine „ liberale " Regierung ,
meinte der Redner .

Englische Gewerkschaften werden auf einer Konferenz , die in
London am 26 . Februar swttftnden soll , die Herausgabe einer täglichen

Arbeiterzeitung besprechen . 16 Gewerkschaften , die zusammen
300 000 Mitglieder zählen , haben ihre Vertretung auf der Konferenz
schon zugesagt . Die Londoner Buchdrucker haben bestimmte Vor -

schlüge gemacht . Sie halten 100 000 Pfund Sterling als Grund -

kapital für notwendig , um ein achtseitiges Morgcnblatt zum Preise
von einem halben Penity herauszugeben ; sie schlagen den Titel

„ The Morning Herald " vor .

Große Arbeitsniederlegung in Rarvik .

In Narvik , dem norwegischen . Ausfuhrhafen der schwedischen
Eisenerze , wird binnen wenigen Tagen ein großer Streik auS »

brccljen . Sämtliche Arbeiter , die dort für die schwedische Millionen -

firma „Kiruna - Luossavarrebolagct " tätig sind , haben ihre Siel -

langen gekündigt . Im November vorigen Jahres wurde zwischen
der Aktiengesellschaft und den Verbänden der Eisen - und Metall¬

arbeiter , der Holzarbeiter und der Arbeitsmänner ein vorläufiges
Uebereinkommcn abgeschlossen , das bis zum 1. Februar 1903 durch
einen dauernden Tarifvertrag ersetzt werden sollte . Inzwischen
hat sich die Gesellschaft der Norwegischen Arbcitgebexvcrcinigung
angeschlossen und behauptet nun , daß der allgemeine Tarifvertrag
der norwegischen Eisen - und Metallarbeiter auch für sie gelten

müsse , sie demnach die Löhne herabsetzen könnte . Tarauf konnten

die Arbeiter jedoch nicht eingehen , zumal das Leben in Narvik

außerordentlich kostspielig ist . Das Personal der norwegischen
Staatsbahnen erhält hier schon die sogenannte „Polarzulage� und

andere besondere Vergünstigungen .



Sechster Wahlkreis .
Sonntag, 16. Februar , abds . 6 Uhr, im „Kolberger Salon " (ß. Uaabe) , Kolbergerstr . 23 :

Versammlung für Männer und Frauen .
Tagcs - Ordnuna : 224110 *

1. vorkag des Genosse » JaUan Borcliardt über « Warum sind wir arm ? " 2. Diskussion .
Zahlreichen Besuch erwarten vi « �. btvüanKstlidrvr .

Nach der Versaimnlung :

Gemütliches Beisammensein mit Tanz . _

6 . Wahlkreis ( Schönhauser VorstsiH ) .
- - - - - - - - - - - - - - - Sonntag , den 1 « . Februar , abends «' / - Uhr : - - - - - - - - - - - -

Oeffentliehe Versammlung für Männer und Frauen
in den „ Berolina - Festsälen " , Schönhauser Allee 28 .

' • " ' " Sig ilWn Mobs
Nach der Versammlung :

224/20 *_

Tages - Ordnung :
über : » Die Wirkung der deutschen Arbciterverstcherung . «

2. Diskussion .

Gemütliches Beisammensein und Tanz .
l »«i ? Vor . tand .

Bereinigung der Zimmerer
und verwandten Berufsgenosscn Deutschlands .

Heute Freitag , 14 . Februar , abeuds 8 Uhr, in den „Arminhallen " ,
Kommandantcustrafte 58/SS :

pCT * Versammlung .
TageS - Ordnung :

1. Ist es notwendig , dast eine einheitliche Organisation im Zimmerergewerbe
geschaffen wird ? 2. Diskussion und Verschiedenes .

Zu dieser Versammlung sind alle Kameraden , die auf dem Standpunkt der Einheitsorganisation
stehen und die die Bezchliijse der 7. Konferenz zur Durchführung bringen wollen , eingeladen .

Geschäftsleitung und Ausschuß .
Id . ri »ed «e . 1. UlbiNd «. W. Schmidt . W. Repschläger . Fp. Czaminski . 857/4

Charlottenburg ; .

,
Solide Uhren , psr * . " ;

j Uhren u. Goldwarcn pveiswert u. gut .

! fmItiedMiili «. mm Rach-�' °

hnlfglvkfbgml ilsf llselillsehf .
Verwaltungsstelle Berlin .

Tonutag » de » IL . Februar , vormittags tv Uhr , bei Ker » ,
Weiustrasie II :

Versammlung .
Tages - Ordnung :

1. Bericht vom Gautog . 2. Stellungnahme zum VcrbandStag und
Wahl der Delegierten . 3. Die Urabstimmung über die Verschmelzung mit
den » Maurerverband . 54/3

_ Ohne Mitgliedsbuch kein Zutritt .

Zahlreiches Erscheinen erwartet Der Vorstand .

Verband der Hafenarbeiter u. verw . Berufsg .
Deutsclitandu . Slitfflicdiiclmft Berlin . » —

Sonntag , den 16 . Februar 1908 , vormittags 10 ' / , Uhr , im König -
stadt - Kafiuo . Holzmarktstr . 72 :

MgUecker - Verssmmwng .
Tages - Ordnung :

4. Verbandsangelegenheiten . 2. Verschiedenes . Ausnahme neuer Mit -
glieder . Der Borstand .

NB . Um recht rege Beteillgung wird wegen wichtiger Sachen deS
Punlt 1 gebeten .

Nseliler - Verein zu Berlin .
« S . H. Nr . 89 . ) 198/4

Sonnabend , den IS . Februar , abeudS 8' / . Uhr , Melchiorftr . IS :

Wfr Versammlung ' MW
Vorlesung . VerelnSaugelegenheiten . Ausgabe der Billetts zum

. Eoinmersest * im grosien Saal der armindslion , Kommandanlenstr . Sv/5g ,
am 29. Februar . Bezahlen der Beiträge . Ber Vorstand .

Alle

Fftp Älgarrenltändler
billigste Einkaufsquelle

. Zigarren , Zigaretten Kautabaken .
bekannten eingeführten Sorten zu Original ■ Fabrikpreisen ,

Max Ziegenhals
NO . , lieibelutn

Telephon :
Amt VII , 3047 . BEUL . IN NO . , lieibelutrafie 20 ,

dicht am Alexanderplatz .

Sozialdemokratischer Wahiverein
des

VI. Berliner Reichstagswahlkreises .
Geschäftsstelle : Berlin N. 39, Raoensstr . 6. Fernsprecher : Llmt III , Nr, 2137 ,

Sonntag , den 16 . Februar :

Mitsiikdkr-Vkrsammlilngr «.
1 . Abteilung : ohigios festssis , Vorm . 10 Uhr.

2 . Abteilung : ßerOÜna- FeStSäie , �ttle-�28. " Vorm . 10 Uhr .

3. Abteilnug : Bsguerei Lfotöljzit , Allee"!»!)? Vorm . 10 Uhr .

I . Abteilung : WÜkeS FeStSÜle , Brunnenstr . 188 . Mittags 1 Uhr .

5. Abteilung : ttlimhoIdt -SälO, Hussitenstr . 40 . Vorm . 10 Uhr .

7. Abteilung : �0gb! tös Kö5öIl8Chatt8hail8,� °z«. Vorm . 10 Uhr .

Z. Abteilung : KifSChkOWSki, Bensselstraße 9. Vorm . 10 Uhr .

9. Abteilung : Gebr. Cranz ' Festsäle , Uas"" � Vorm . 10 Uhr .

10 . Abteilung : klumez Gesellsohattshaus , AV . Vorm . 10 Uhr .

11 . Abteilung : Schirms Festsäle p�ke). Vadftr . 19 . Vorm . 10 Uhr .

TageS - Orbnung :
1. Aufstellung der Kandidaten zur VerbandS - Generalversamm .

lung . 2. Vortrag . 3. Diskulfion . ( Die Referenten werden in den Ber .
sammlungen bekannt gemacht . ) 225 / 1«

Itar Beachtung ; ! Die Versammlung der 0 . Abteilung sinket am
Mittwoch , den 19 . Febrnar , in Uttbners FestsAlen , Chaussee »
( tratje 120, statt .

— - Ohne Mitgliedsbuch kein Zutritt : — —
Um zahlreiche Beteiligung ersucht Ber Voratand .

n der n in
Deutschland « , . SSwelg/verein Berlin n . l ' nis/egend .

Am Sonntag . Ken IS. Februar , finden in allen Bezirken die Aus -

sprachen über die Kandidaten zum ZweigvereinSvorstanb statt .

Um recht rege Beteiligung au diesen Versammlungen ersucht

29/7 Der ZweigvereinSvorstanb .

Heute Freitag , abendS 8>/z Uhr , im GewerkschaftShause , Engelufer IS :

Sitzung der Ortsverwaltung . .

Dittr UDrtto - hM.
Arbeitsnachweis :

Hos I. Amt 3, 1239 .
Berwaltungsstelle Berlin . Hauptbureau :

CharitbetraSe 3. Hos III . Amt 3, 1987

Sonntag , den 16 . Febrnar , vormittags 10 Uhr :

Allgkmeint Metnllnrbtiter-Ncrsnmmiilng
in KellerS » Nene Philharmonie " , Köp . »Icker Straße 98/97 .

TageS - Ordnung :
1. „ Was lehren uns die lebte » Borkommnifle im Allgemeine »

Mctallarbcitcr - Berbaub Referent : Kollege Handke .
Die jetzigen und früheren Mitglieder des Allgemeinen Verbände »

werden in erster Linie eingeladen .
Kollege » ! Die Versammlung ensspricht dem Wunsche ewer Anzahl

Mtgiiedcr deS Allgememen Metallarbeiter - VcrbandeS , um eine ruhige und
sachgemäsie Aussprache über die jetzt notwendigen Schritte herbeizuführen .

Wem das Interesse der Gesamtheit höher steht als die Lttteresseu
einzelner Personen , der erscheint in dieser Versammlung .

Sonntag , den 16 . Februar , vormittags 16 Uhr :

Branchen - Versammlung
der Werkzeugmacher

( Einrichter , Modellschloffer , Werkzeugschleifer , Schnitt - ,
Stanzen » und Gcwindezeugmachcr usw . )

■■ in den Mnsikcr - Festsälen , Kaijcr >WilhcIm - Strasie 18 m. >

TageS - Ordnung :
1. Bericht der Brancheni . iwng . 2. Wahl deS BranchenvertreterS

und Erfatzwahlm zur Llgllationskommisflon . 3. Branchen » und Werkstatt .
angclegenheiten . 111/20

Kollegen I Da dicS die wichligste Verfaminlung deS Jahre » ist , so
erwarten wir vollzähliges Erscheinen .
_ _ Die Ortavcrwaltnag .

Eaiihamlwerker-Krankenkasse
( Ur Berlin und Umgegend .

( Eingeeehrlebene Hiilfskassa No. 113. )
Den Mitgliedern zur KcnnwIS :

Der AuSichust hat sich gebildet und
zum Borfitzenben Herrn Nnzrnat
Melcbter , Berlin NW. , Beuseel -
StraSe 23, Quergsbäude I, gewählt .
An btnfcibcn sind alle Beschwerden
und Streitsälle gegen Entscheidungen
de « Vorstände » zu richten .
" iL Der Borstand .

Dr . Simmel
Spczial - Arrt

für Haut * und Harnleiden .

Prinzenstr . 41,H- Xirtz (
10 —2 , 5 —7 . Sonntage 10 —12 , 2 —1

Gcg - n Rheumatismus M
Zarembas Burgunder Pechpflaster .

Drogerie Wrinbergsweg 1,
direkt am Rosenthaler Top. '

Jedes Wort 10 Pfennig .
Das erste Wort ( fettgedruckt ) 20 Pfg . Stellengesuche
und Schlafstellen - Anzeigen 5 Pfg - i das erste Wort
( IcUgedruckt ) 10 Plg . Worte mit mehr als IS Buchttaben

zählen doppelt . ) Kleine Anzeigen |
ANZEIGEN

tllr die nichstc Nummer werden In den Annahme *
stellen für Berlin bis I Uhr , für die Vororte bis
12 Uhr , in der Haupt - E. pcdltlon , Llndenstrassc 09,

bis S Uhr angenommen .

Verkäufe .

TevviltiemilFarbenleblerngabrik »
Nieberlage ttttohr ftiimflimenumBt 9,
parierte kein Laben . Mauerhoss . f \

Ofnrbiiicnbnii « wroVestianNiirier »
ftratze 9. parlerre . Kein Laden .
Mauerhoss . i )

Sievvbedei , billigst Fabrik Arotz »
Frauklurlerstratze 9. parlerre fl

Nähmaschinen . Vergüte bis 20, 00
wer Teilzahlung kaust ober nachweist .
Sämtliche Systeme . Posttarte genügt .
Brauser . Fraiitsurter Allee lvt ,
Laden . 2970K '

Detferthähue und Weibchen ver -
kaust Prinzessinnenstr . 12. III links . »

Steppdecken spottbillig . Fabrik
Grog « Frantsurlerilrage öij. 2993R *

Ltnoleumtepptche . Linoieumrestc ,
Wachsluchdecken , Gummischläuche
spottbillig . Jona » , Josephstrasie tt I.

Dringend . Wegen Ausgabe einer
ganzen ( Hage verlause Muschelkleider «
spind . Muicheiverttko 28 filark , AuS -
ziehtlsch , Slühle 3, Muschelsptegel 12.
Säulentrumeau 36, Bettstelle mit
Matratze , Kommode , Waschloiictte 20,
H- rrenschreibtisch 50 , Paneclsosa ,
Muschelsosa , Schlassosa 36, Küchen -
möbet , geschnitztes Nusibaumbüsett »
Ankieideschraiik 86, geberbetten Stand
20. Auch Teilzahlung . Wallslrasie 81 . *

Drvvictie ! ( jebleibnfle ) In allen
Grviien für die Hällle de » WerleS
Ii » Zeppichlager Bräun Hadeichn
Mark ! 4. «nblibus 264/11

Nur noch bis Sonnabend , daß
Möbel und ganze Einrichtung bis
39 Prozent billiger vertäust werden !
Bei sofortiger Zahlung noch extra
2 Prozent I Nie wiederkehrende Ge-
legenheit I Einrichtung von 290, 399,
339, 499 —1599 Mark , modern « Küche
65 bis 159. Kostenlose Aufbewahrung
und Transport frei . Lothringer�
strahe 26, Möbelspeicher . _

28b *

MonatSanzüge und Winler -
paieioi « sowie Joppen von 5. 99,
Holen von 1. 59, Äebrockanzüge von
12,99 , Fracks von 2,59 , sowie für ( ov.
pnienl « Figuren . Nene Garderobe
z» staunend billigen Vreiien , aus
Planbieiben versallen « Sachen tauft
man am billigsten bei Ratz , Mniack -
stratze 14. 29b *

Modernes Speisezimmer , Salon .
Herrenzimmer , schlaszimmer , Klub «
sessel , GaSkrone , Ankleibeschrank ,
moderne Küche , alle » extra bestellte
Möbel , wegen Ausgabe der Verlobung
billigst verkäuflich . Umgehend Loth -
ringcrstratze 26 , Ausbewahrungs -
speichcr . 27b *

Jiivrntur - Exiralisi - spottbilliger
Artikel gratis . Tcppichhaus Emil
Les5ore , Oranienstrasie 158. tl3K *

Nähmaschinen . Zahle höchste Ver «
gütung . Alle Systeme gegen tleinste
Abzahlung , Hruda . Stosenthaler ,
slratze 19.

_ 2997b *

Pfandleihhans } Hermannplatz 6.
Staunendbillige WinterpaletoiS 1

Herrenanzüge 1 Aussteuerwäsche ,
Brauibetten . VermIetungSbett , Bett «
stücke, Psäubcrverkaus , Nähmaschinen ,
Nhrenv erkauf , Ketlenuerkauj , Teppich -
verlauf , Gardincnverkaus , Stepp -
decken. �1,2 *

Reichgesticktc Portieren , Filzwch
3. 75. Wolltöper 3. 85. Plüsch 7,85 ,
ganze Dekoration . Jnoeniur «
lliäumungspreis . TePPichhauS Emil
Lefdvre , Orantenstratze 158. 1t2K *

Möbelinventur - Slusverkauf zu
bedeutend herabgesetzten Preisen .
Ganze «lusstattmigen und Einzel¬
möbel . Jedes Stück trägt den bis «
heriaen und den herabgesetzten Preis
sichtbar . Otto Gorbahn , Spezial -
mobeihauS , LandSbergerslrahe 82.

Betten , Stand ll,99 , zweischläfrig
16,99 Mark . Gubenerstratze 3 - 4 .
Pfandleihe . & &

Zigarren , 3000 Achtpsenniger sind
Mille für Vierzig zu haben . . Sosort "
Postamt Lindenstratze . 243/14

beleiht Anttquartat
2S49K *

Biicher kauft ,
Kochstrage 56.

_
Wer Stoff hat , fertige Herren¬

anzug 29 Mark , feinste Zutaten , zwei
Anproben . Für guten Sitz goldene
Medaille . Ludwig Engel , Prenzlauer -
stvatze 23 II , Alexanderplatz . Ge -
gründet 1892 . Ohne Konkurrenz .

Wer Stoss hat ? Fertige Herren ,
anzüge 15,99 . Wagner , Schneider ,
mcislei ". Lichlenbergerftrahe 9. '

AlteS
Bettstelle
sttatze 53.

Kleidersvind .
taust Misch,

Kommode ,
Anklamer -

792

Vermietungen .

Wohnungen .
OberschSneweide . Siemen » .

strahe 3, Vorderhaus , schöne große
Stube , Kammer , Küche , 21,99 , zum
April . Eigenlüiner Schellhaic . 1- 83

Lehlakstellen .

Schlafstelle für Herrn Witwe Vehrs ,
Waideniersttatze >8/19 . _ t88

Baudwebcr sofort gesucht . Mühlen ,

W> �� > WW> M> �W > WWWWW > WmWW > W> > > WM> W> > WW> > WWWWW > WWWW> WW Marsch «werftratze 57.

Vcrmitwoitlichcr Rcdaltcur : Georg Davidsohn , Berlin , gür denJnseratenteil verantw . : Th . Glocke , Berlin . Druck ». Verlag : Vorwärts Buchdruckerei u. Verlagsanstalt Paul Singer ö- Co. , Berlin L�V,

Zwei iSenossen finden zum l. März
_chlasslelle . Schwerdlfeger , Wilhelm -
stratze l47 , Hos rechts IV , am Halle -
scheu Tor . 48b

Saubere Schlafstelle für Herren
Sumps , Kottbuser Damm 8, vorm IV .

. Arbeitsmarkt

Stellengesuche .
Blinder Eiudlftechler bittet um

Arbeit Stühle werden abgeboll und
zurückgelleseri ü. Gläier , Mulack «
kratze 27. _ _ 14636

Stellenangebote .

Bersllbercr verlangt Max Leonhard .
Weitzensee , Lehderslratzc 86. f82

Dirigent für Sängerquartett�
zwölf Herren , für Dienstags gesucht .
Eilt I Angebote an Töpke , Rirdors ,
Weserstratze 46.

_ fll2
Botenfrauen finden dauernde und

sehr lohnende Beschästigung König «
stratze b6i57 . _ 108/17 *

Botenfrauen finden dauernde und
sehr lohnende Beschäftigung . ( Tour
Kochstratze . ) Meldungen Schützen -
strag « 24/25 . '

Weistuähcrin verlangt Worbs ,
Fruchtstianc 72, 1 Treppe . t47

Künstliche Biun : en - Kleberi : m«n,
Lehrmädchen verlangt Schindelhaucr ,
Alte Jakobstratze 156/57 . 22b *

Im Acbcitenuirft durch
besonderen Druck hervorgehobene
Anzeigen kosten SO Vf . die Zeile .

Wir suchen aar

Leitung unserer

Buchhandlung
einen tüohfc . Genossen , welcher
tuib sohriftlichen Arbeiten total
vertraut ist . — Bewerber , weloho
im Buchbandlungs - Gewerbe Er¬
fahrung besitzen , worden bevor¬
zugt . — Eintritt baldmöglichst .

Is ' ur schriftliche Offerten mit
Lebenslauf u. Gehaltaansprüchea
or beten .

Verlagsanstalt Freie Presse,
_ Elberfeld , Robertatr . 8.

Goldleisten !
Tüchtige Berga Iber und Ber »

silbercr suchen bei hohem Lohn ans
dauernde Beschästigung . *

WnttenberK A Nennst -
Burg . Bezirk Magdeburg .
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Partei - Hngelegcnheiten .
Achtung I Am Dienstag , den 18 . Februar , finden in

Berlin und Umgegend die Versamnilungen statt .
welche sich mit dem Reichsvereinsgesetz beschäftigen .

Wir ersuchen die in Parteiund Gewerkschaf
organisierten Genossen , hiervon Vermerk zu nehmen und für
zahlreichen Besuch der Versammlungen zu
agitieren .

Der Aktions - Ansschuß .
Der Ausschuß der Berliner Gewerkschafts - Kommissio «.

Achtung ! 6. Wahlkreis ! Am Sonntag , den 16. Februar , vor -
mittags 16 Uhr , findet in den Abteilungen die Aufstellung der
Kandidaten zur Verbands - Generalversammlung statt . ( Siehe
Inserat . ) Die Mitglieder werden ersucht , sich an den Versamm
lnngen rege zu beteiligen . Der Vorstand .

Britz - Buckow ' . Sonntag , den 16. Februar , morgens 8 Uhr .
findet von den bekannten Stellen aus eine Flugblattverbreitung
statt . Die Beteiligung aller Genossen ist notwendig .

Der Vorstand .

Alt - Glienicke . Am Sonnabend , den Ib . Februar , abends 8 Uhr ,
hält der Wahlverein seine Mitgliederversammlung bei Satz .
Grünauerstr . LS, ab . Auf der Tagesordnung steht autzer anderen
wichtigen Beratungsgegenständen ein Vortrag des Genossen
P. Stempel über „ Die Arbeiterbaugenostenschaften als soziale
Pioniere " . Pflicht eines jeden Genossen ist es , in dieser Versaimm -
lung pünktlich zu erscheinen . Der Vorstand .

Nieder - SchSnhauscn . Am Sonnabend , den 15. Februar , findet
das Winterfest des Wahlvereins in Neu - Karlshof , Beuthstratze Ecke
Charlottenburgerstratze , statt . Mitwirkende sind : Berliner Sinfonie -
Orchester und das Ulk - Trio . Nach dem Konzert grosser Ball .
Anfang präzise �S Uhr . Die Genossen werden ersucht , sich mit
ihren Familien recht zahlreich einzufinden . Das Komitee .

Spantau . Die Inventur der Bibliothek des Sozialdemokratischen
Arbeitervereins ist mit dem heutige » Tage beendet , es können des -
halb wieder Bücher gegen eine Legitimation unentgeltlich vom
Genossen Koppen , Buchhandlung , Jagowstr . v, entnommen werden .

Die Bibliothellommission .

JBerliner JVadmchten .
Waffer gegen die „ kochende Volksseele " .

Im Scherlschen „ Tag " wird die fast originelle Hetze ,
gegen Volksaufläufe mit der Wasserspritze vorzugehen , lustig
fortgesetzt . Sogar ein General , der Herr v. Pelet - Narbonne .
tritt zu diesem Zweck und in Ermangelung anderer Lorbeeren

auf den Plan ; er gibt den weisen Rat , bei nächster Gelegen
heit doch wenigstens mal ein Pröbchen zu machen . Ein
anderer preußischer Offizier , der ebenfalls aus dem Kugel
regen in den weniger gefährlichen Wasserregen hinüber
marschiert , wird dadurch zu der Erzählung angeregt , daß am
5. September 1904 in Altona gelegentlich der Kaiserparade
über das 9. Armeekorps das neugierige Volk , welches den

Kaiserplatz gutwillig nicht räumen wollte , hierzu durch die Feuer
spritze gezwungen wurde . Am interessantesten ist dabei , daß die

Spritze nicht erst in der äußersten Not , als der Absperrungskordon
durch Militär und Schutzmannschaft nicht ausreichte , herbei
geholt wurde . Sie war in Erwartung des Andranges zum
Zapfenstreich vielmehr schon vorher zur Stelle gewesen . Es

heißt dann weiter wörtlich : „ Daß die Feuerwehrleute bei
einer im Sinne des Herrn v. Pelet - Narbonne vorzunehnienden
Organisation zum Wasserschutz gegen Volksaufläufe mit der

Zeit in ihrem schweren Berufe bei der breiten Masse des
Volkes an Sympathie einbüßen würden , wäre zwar eine un
erfreuliche Nebenwirkung , sollte aber nicht hindern , eine un

schädliche , aber wirksame Gewaltinstanz zu schaffen , die vor
der ultima ratio des Waffengebrauchs steht . "

Die königstreuen Herrschaften meinen es ja von ihrem
Standpunkte sicher ganz gut , vergessen aber vollständig , was

zu der speziellen Debatte den Anlaß gegeben hat . Wenn

hurraschreiende Afterpatrioten , die sich als Staffage für höfische
und militärische Schaustellungen hergeben , in ihrem glühenden
Patriotismus etwas abgekühlt werden , so läßt sich dagegen
nicht allzuviel einwenden . Den unvermeidlichen Schnupfen
gönnen wir ihnen von Herzen . Ein Hundsfott , der dem Herrn
die Hand leckt , muß auch zufrieden sein , wenn er zum Dank
einen Fußtritt erhält . Wir haben es aber in dem vorliegen -
den Falle nicht mit Volksaufläufen aus Neugier zu tun ,
sondern mit der Wahrnehmung ernstester politischer Rechte .

Gegen diese Rechte des Volkes die Feuerspritze ins Gefecht
führen zu wollen , bedeutet eine politische Rückständigkeit
sondergleichen . Mit Wasserleitungswasser werden weder Gesetze
zusammengekittet noch Lolksrechte in den Staub gespritzt .

Heber eine Arbeitslosrnzählung fanden auf Antrag unseres Ver -
treterö in der statistischen Deputation , des Genossen Wurm , „ unver -
kindliche " Besprechungen zwischen dem Direktor des Statistischen
Amts , Prof . Silbergleit , einigen Stadtverordneten und Vertretern
der Berliner Arbeiterorganisationen statt . Die Gewerkschaften . Christ -
liche und Hirsch - Dunckersche hatten Vertreter gesendet , Stadtrat
Fischbeck nahm an den Verhandlungen teil . Die Vertreter der
Arbeiterorganisationen erklärten sich bereit , die erforderliche
Anzahl von Zählern �aus ihren Reihen unentgeltlich
zur Verfügung zu stellen , so wie ja schon 1901 die
Gewerkschaften allein 14 009 Arbeiter in Bewegung gesetzt
hatten , um die Zahl der Arbeitslosen festzustellen . Die von ' Professor
Silbergleit vorgeschlagene und von ihn , bereits in seiner früheren
amtlichen Stellung in Magdeburg mit Hülfe der dortigen Gewerkschaften
durchgeführte Methode der Arbeitslosenzählung verspricht eine aller -
dings sehr zuverlässige Durchführung , erfordert aber mindestens
20 000 Hülfskräfte . Auf jeden Fall würden nicht nur die völlig
Arbeitslosen , sondern auch diejenigen , welche aus verkürzte Arbeits -
zeit gesetzt sind , gezählt werden , ebenso besonders die Invaliden -
und Unfallrentenempfänger . Die Erhebungen mutzten sich nicht
allein auf Berlin , sondern auf Grotz - Berlin erstrecken , die Bearbeitung
der Zählung aber nur von dem Statistischen Amt Berlins vorge¬
nommen werden . Der Magistrat wird wohl noch in dieser Woche
zu der Frage Stellung nehmen , wieviel Mittel dem Statistischen
Amt zur Verfügung gestellt werden , um die Zählung zu bearbeiten .

Reformvirschläge für die geplante Aenderung der Fernsprech -
« rbührcn . - Die Aeltesten der Kaufmannschaft von Berlin haben sich
nochmals mit der vom Reichspostamt geplanten Aenderung der
Fernsprechgebührenordnung befaßt und endgültig beschlossen , der
Beseitigung des Pauschalgebührensystems und einer allgemeinen
Einführung der Grund - und Gesprächsgebühren , die nach ihrer
Ueberzeugung nicht nur eine empfindliche Belastung des Handels
und Gewerbestandes , sondern darüber hinaus eine schwere Schädi -
gung des deutschen Wirtschaftslebens bedeuten würde , mit Eni -
schiedenheit entgegenzutreten . Dagegen beabsichtigen sie im Hin -

blick auf die unter den jetzigen Verhältnissen nicht zu verkennende
ungleichmäßige Belastung der Fernsprechteilnehmer vorzuschlagen ,
daß bei einem Anschluß in Zukunft nicht mehr als 5000 Gespräche
für die gegenwärtige Pauschalgebühr zugelassen werden , für je
1000 Gespräche darüber hinaus aber ein Zuschlag von 10 M. zur
Erhebung gelangt . Der Vorschlag des Reichspostamts , von Teil -
nehmern , die jährlich mehr als 1000 Verbindungen herstellen lassen ,
die Anmeldung eines weiteren Anschlusses zu verlangen , erachten
die Aeltesten als eine Maßregel , der übermäßigen Belastung ein -
zelner Anschlüsse vorzubeugen und die Aufrechtcrhaltung eines ge -
ordneten Fernsprechbetriebes zu gewährleisten . Nach der auf Ver -
anlassung des Aeltesten - Kollegiums neuerdings unter den Korpo -
rationsmitgliedern veranstalteten Gesprächszählung haben von den
Teilnehmern Groß - Berlins 42 Proz . nicht mehr als 3000 abgebende
Gespräche im Jahr , 12 Proz . über 3 — 4000 Gespräche , 16 Proz .
über 4— 5000 Gespräche , 8 Proz . über 5— 6000 Gespräche , 7 Proz .
über 6— 7000 Gespräche , 5 Proz . über 7 — 8000 Gespräche , 3 Proz .
über 8— 9000 Gespräche , 2 Proz . über 9 — 10 000 und 5 Proz . über
10 000 Gespräche . Hiernach würden bei Annahme des Vorschlages
des Aeltesten - Kollegiums 70 Proz . aller Teilnehmer von Gebühren -
zuschlügen frei bleiben , 25 Proz . mäßige Mehrausgaben zu leisten
und nur 5 Proz . in der Hauptsache wegen des erforderlichen wei -
teren Anschlusses erheblich höhere Kosten als bisher aufzuwenden
haben . _

Die Einführung des Achtuhr - Ladenschlusses
will nicht recht vom Flecke kommen . Bekanntlich hat die letzte
Agitation für Heibeisührnng des Achtuhr - Ladenschlusses , die vom
Zentralverband der Handlungsgehülfen und Gehülfinnen Deutschlands
mit Unterstützung der Partei ins Leben gerufen wurde , ergeben , daß
über 20 000 Unterschriften von Ladeninhabern für den Achiuhrschlutz
dem Polizeipräsidium eingereicht werden konnten . Mit dieser Zahl
wäre die zur Einführung des Achtuhrschlusses erforderliche Zwei -
driiielmehrheit erreicht gewesen und es lag nur an sdem Polizei -
Präsidenten , diese Einführung zu verfügen . Aber es geschah nicht .
Man hat wohl davon gehört , daß die Polizei durch ihre Organe
in eine Nachprüfung der Unterschriften eingetreten ist , aber das ist
schon lange her , sodatz man annehmen mutz , diese Nachprüfung ist
längst beendet . Allem Anscheine nach soll eine erneute Abstimmung
durch die Polizei angeordnet werden , denn der Polizeipräsident hat
kürzlich den Regierungsrat Dr . Schmölders in dieser Sache zum
Kommissar bestellt . Dieser hat eine Bekanntmachung veröffentlicht ,
die wir heute wiederholen möchte » : sie hat folgenden Wortlaut :
„ Durch Bekanntmachung vom 13. Januar 1908 ( IIb . v . 1888/07 )
bin ich in der Angelegenheit , betreffend die Einführung des
Achtuhr - Ladenschlusses für sdie offenen Verkaufsstellen im
Landespolizeibezirk Berlin� zum Kommissar im Sinne der
Bundesratsbestimmungen vom 25 . Januar 1902 <R. - G. - Bl .
S . 33 ) ernannt worden . Als solcher bringe ich hiermit gemäß
§ 2 dieser Bestimmungen zur öffentlichen Kenntnis , daß die L i st e
der beteiligten Geschäftsinhaber für die Dauer
von zwei Wochen und zwar vom 5. bis 18 . Februar 1908
einschließlich in den Polizeirevier < Bureaus der Stadtkreise
Berlin , Charlottenburg , Schöneberg , Ripdorf und Deutsch - Wilmers -
dorf während der Dienststunden zur öffentlichen Ei lt ficht
a u s l i e g t.

Die Einsichtnahme hat in dem Bureau desjenigen Reviers
zu geschehen , in dessen Bezirke die offene Berkaufsstelle , oder falls
ein Geschäftsinhaber deren mehrere besitzt , das Hauptgeschäft be -
legen ist .

Einsprüche gegen die Richtigkeit und Vollständigkeit der Liste —
nur solche — können von den beteiligten Geschäftsinhabern inner -
halb der erwähnten Frist entweder schriftlich oder zu Protokoll bei
den vorbezeichneten Dienststellen während der Dienststunden erhoben
werden . Nach Ablauf der Frist vorgebrachte Einsprüche müssen un -
berücksichtigt bleiben .

Eine Abstimmung über den Antrag auf Einführung des Achtuhr -
Ladenschlusses ist mit der gegenwärtigen Auslegung der Liste nicht
verbunden . Eine solche kann vielmehr erst nach Abschluß des gegen -
wärtigen Auslegungsverfahrens , bei dem es sich vorläufig nur um
Feststellung der für die voraussichtlich demnächst erfolgende Ab -
stimniung maßgebenden Liste handelt , in Frage kommen .

Es wäre daher verfrüht , in den Revieren Erklärungen über die
Abstimmung für oder gegen den Antrag schon jetzt abzugeben .

Dagegen wird es im Interesse der beteiligten Geschäftsinhaber
liegen , durch Einsichwahme festzustellen , ob sie in die Liste auf -
genommen sind , also an der etwaigen Abstimmung später teilnehmen
können .

Die Namen derjenigen beteiligten Geschäftsinhaber , welche den

Antrag mit gestellt haben , sind in Spalte 6 der Liste durch
Unterstreichung ersichtlich gemacht . "

Obwohl wir wie gesagt der Meinung sind , daß die Einfiihrung
des Achtuhr - Ladenschlusses auf Grund der vorgenommenen Ab -
timmung vom Polizeipräsidenten verfügt werden kann , möchten wir

doch die Geschäftsinhaber ersuchen , die Listen einzusehen und sich
davon zu überzeugen , ob sie eingetragen sind .

In der lebten Sitzung der städtischen Schuldeputation wurde
der Vorentwurf für eine Gemeindedoppelschule in der Goßlerstraße
mit einer Aenderung bezüglich der Räume für soziale Fürsorge
( Kinderhort und Küche zur Speisung bedürftiger Kinder ) ge -
nehmigt und auf Antrag des Stadtschulrats Dr . Fischer be -

chlossen , dem Magistrat vorzuschlagen , an drei Stellen im Norden
im März d. I . einen Versuch mit der Schul speisung bedürftiger
Schulkinder zu machen . In Aussicht genommen ist eine Schule auf
dem Gesundbrunnen , wo in einem Mädchenhort 100 Mädchen ge -
fxist werden sollen . Ferner sollen 50 Knaben und 50 Mädchen ver -

üchsweise in zwei Schulen nahe der Schönhauser Allee Speisen er -

halten . Die Speisen sollen von den Berliner Volksküchen bezogen
werden .

Zu dem Morde an dem Förster Schwarzenstein wird gemeldet ,
daß seitens der Polizei gegenwärtig Erhebungen nach einer anderen

Angelegenheit , die vielleicht mit der Ermordung des Försters im

Zusammenhang stehen dürfte , angestellt werden . Der unter dem

Verdacht des Vatermordes verhaftete Willi Schwarzenstein hatte
mit dem ehemaligen Gutssekretär Schumacher in Wilhelmshagen
Verkehr unterhalten . Seinerzeit war nun auf dem betreffenden
Gute ein Einbruchsdiebstahl verübt worden , wobei dem oder
den Tätern 3000 M. , die aus der Gutskasse geraubt wurden in die

Hände fielen . Wie wir hören , soll der Betrag damals von oer Fa -
milie des Sekretärs , der inzwischen Wilhelmshagen verlassen hat ,
gedeckt worden sein . Die Polizei sucht nun zu ermitteln , welcher
Art die Beziehungen waren , die der verhaftete Förfterssohn zu
Schumacher gehabt hat .

Das Opfer eines tödlichen Unglücksfalles ist der 25jährkge

Zimmermann Paul Kießler aus der Emdener Straße 37 geworden .
K. war auf dem Neubau von Druckenmüller in der Gottlieb -

Dunckelstraße beschäftigt . Als er an einer etwa 7 Meter hohen

Eisenstange Bretter hochzog , fiel diese plötzlich um und traf den K.

am Kopf . Der Schädel wurde dem bedauernswerten jungen Manne

zerschmettert , so daß der Tod bald daraus eintrat .

Im Straßenbahnwagen vom Tod überrascht wurde vorgestern
der 52 Jahre alte Kaufmann Max Reinert aus der Ottostraße .
R. war in Charlottenburg gewesen und auf der Heimfahrt hatte
er einen Straßenbahnwagen der Linie Q benutzt In der Nähe
des 5hiies in Charlottenburg sank er zum Schrecken der Fahrgäste
plötzlich leblos vom Sitz herunter . Der Wagen wurde sofort zum
Halten gebracht und R. hinausgetragen . Man brachte ihn nach der

Unfallstation in der Bcrlinerstraße , doch dort konnte der dienst -

tuende Arzt nur noch den Tod infolge eines Herzschlages kon «
statieren .

Kranken - und Siechcnhäuser reichen nicht mehr . Diese Be -
hauptung wurde wieder kürzlich in einer Sitzung des Kuratoriums
für das städtische Obdach an der Hand von Einzelfällen erwiesen .
Gelegentlich verschiedener Revisionen mutzten Stadtverordnete die
Wahrnehmung machen , daß in der Hospitalabteilung des Obdachs
sich ein im schrecklichen Zustande befindlicher Lupuskranker befand .
Hospitaliten erklärten den Revidierenden , daß sie vor Ekel
und Entsetzen die Nahrung kaum noch herunter -
würgen könnten . Endlich nach Monaten wurde der Kranke
fortgebracht und erleichtert atmeten die Saalgenossen auf , doch —

sie hatten sich zu früh gefreut ; eines schönen Tages war der
Lupuskranke wieder im Obdach und blieb wiederum so
lange dort , bis abermals unsere Genossen und — bürgerliche Kol¬
legen bei den Revisionen energisch gegen dieses unglaubliche Ver -
fahren Protest erhoben .

In der letzten Kuratoriumsitzung mußte selbst der Ober -
inspektor des Obdachs erklären , daß er im F a m i l i e n o b d a ch
jetzt masernkranke Kinder habe , die ihm trotz aller Mühe
kein Krankenhaus abnehme und er jede Verantwortung ablehnen
müsse . Erst als unsere Genossen diese Zustände mit aller Schärfe
geißelten , wurde der Herr Oberinspektor in die Lage versetzt , gleich
darauf zu erklären , eben sei ihm die Mitteilung geworden , daß ihm
die Kinder abgenommen würden .

Zu den überfüllten Kranken - und Sicchenhäusern gesellen sich
als dritte im Bunde die überfüllten Hospitäler . Außer der

Hospitalabteilung im Obdach befinden sich jetzt fast regelmäßig 120
bis 150 Hospitalanwärter im städtischen Familienobdach und
nehmen den Obdachlosen den Platz fort , so daß , wie der Ober -
inspektor selbst erklärte , für diese kaum Raum ist .

Vielleicht kommt man auch hier noch auf den freisinnige
„ Kultur " befördernden Gedanken , die Belegziffer mittels „ Gummi -
knüppel " herabzudrücken , um Platz zu machen — , wirklich herrliche
Zustände ! !

- -

Die Ordnung in den Büchern der Berliner Stadtsynode haben
wir an der Hand zahlreicher Einzelfälle wiederholt kennzeichnen
müssen . Für heute wollen wir wieder einmal zwei besonders
charakteristische Fälle verzeichnen . Der Buchdrucker K. , in der Hasen -
Heide 56 wohnhaft , war im Vorjahre zu unrecht zur Kirchensteuer
veranlagt , wogegen er reklamierte . Endlich nach langem Harren er »
hielt er unterm 2. Dezember 07 den Bescheid , daß die Veranlagung
aufgehoben ist . Am 13. Januar bekommt K. eine Zuschrift desselben
Inhalts unter demselben Aktenzeichen . DaS erste Sckreiben hatte
schon genügt , warum dann noch ein zweites ? Herrichte Ordnung
in den Büchern , hätte doch der Abgang des ersten Sckireibens
vermerkt sein müssen ; das scheint aber nicht der Fall gewesen zu
sein , sonst hätte man nicht noch eine zweite Benachrilbtigung gesandt .

Erheblicher aber als diese Sache ist eine andere , die sich in
entgegengesetzter Richtung bewegt . Der Maurer U. , Sebastianstraße
wohnhaft , war zu Recht zur Kirchensteuer veranlagt . Laut Ouitlungs -
ausweis bezahlte er am 1. Oktober 1907 seine Kinbensteuer .
Das hinderte aber nicht , daß U. gemahnt wurde und zivar durch
ein vom 7. Januar 1908 datiertes Mahnschreiben , das sich auf
das letzte Verwaltungsjahr bezieht .

Was müssen das für Zustände sein , die eine solche Wirtschaft
zeittgen .

In Sachen des großen englischen Heilmittelschwinbels , der zur
Verhaftung des „Schriftstellers " William Scott geführt hat , lausen
fortgesetzt bei der Kriminalpolizei und dem Kriminalkommissar
Krüger in Berlin aus allen Gegenden des Deutschen Reiches An -
zeigen von Geschädigten ein , und zwar in solcher Menge , daß
zunächst der Empfang jeder einzelnen nicht bestätigt werden kann .
Die in Frage kommenden Mittel sind aber in solchem Umfange ver -
trieben worden , daß noch eine erheblich größere Anzahl von Per -
sonen als schon bekannt betroffen sein muß . Es sollen daher alle
diejenigen , welche durch Verlag Cosmos , Zeitschrift „Zeitvertreib " ,
Keith - Harveys Ohrenheilmittel , Dr . Danas Asthmakur , Professor
Tokals Planchette oder den Pyramidenbund , die Maxim - Alliance ,
Pollaks Tee , Albukola , Amrita und Dorema betrügerisch geschädigt
sind , das baldigst melden , ohne die Mittel selbst beizufügen . Es
ist selbstverständlich , daß die Namen dieser Personen nicht in die
Ocffentlichkeit dringen . Es wird auch um Mitteilung gebeten , falls
von irgend einer Seite die Betroffenen ersucht worden sein sollten ,
sich als nicht geschädigt zu betrachten .

Unter dem Schnellzug . Gestern früh gegen 6' /a Uhr wurde
auf dem Lehrter Güterbahnhof der 20 Jahre alte Streckenarbeiter
Martin Kweiser von einem Schnellzuge erfaßt und auf der Stelle
getötet . _

In der Affäre Friedberg

ist gestern eine sensationelle Wendung eingetreten . Es wurde der
Syndikus und juristische Beirat der Firma Friedberg , Rechtsanwalt
H. Caro aus der Dorotheenstratze 80 auf Grund des § 314 , Absatz I ,
des Handelsgesetzbuches ( Bilanzverschleierung ) und andere Machen -
schaften im Scheckverkehr , die gegen Treu und Glauben verstoßen ,
zu einem eingehenden Verhör eingeladen und nach der erfolgten
Beendigung festgenommen . Auch sind mehrere Sistierungen vor -

genommen worden , unter anderen die der „ Brillantenelfe " aus
dem Ballhaus , die ebenso wie andere Halbweltdamen Geschmeide
von Friedberg und Bahn geschenkt erhalten hatten . Sie muß nun
die Brillanten nach langem Sträuben der Polizei herausgeben .
Dies machte einige Schwierigkeiten , toeil die Besitzerinnen die
Werte teilweise abzuschieben versucht hatten .

Wie die Direktoren mit den - Mitgliedern des Aufsichtsrates
umgesprungen sind , beleuchtet ganz besonders ein Fall . In der
Automobilzentrale war eine Aufsichtsratssitzung anberaumt , zu
der auch Bahn erscheinen sollte , aber ausblieb . Bahn telephoniertc
dann nach Verlauf mehrerer Stunden , daß die Sitzung ausfallen
müsse , da er sich bei einer Konferenz seines Ruderklubs befinde , wo
er nicht fehlen dürfe . Die Zusammenkunft bestand aus Mitgliedern
eines Ruderklubs , die in der Wohnung Bohns in der Mommsen »
stratze mit ihren „ Damen " erschienen waren .

Die von dem Konkursverwalter auf gestern mittag um 11�
Uhr einberufene Versammlung der Angestellten Friedbergs endigte
damit , daß die Gläubiger , die den Antrag auf Eröffnung des
Konkurses gestellt hatten , diesen auf die Dauer von fünf Tagen
zurückzogen . Die Vernehmungen der Kriminalpolizei dauern fort .
Rechtsanwalt Caro wurde gestern mittag in einer Droschke vom
Polizeipräsidium nach dem Untersuchungsgefängnis gebracht .

Im Polizeigewahrsam erhängt hat sich vorgestern der wohnungS -
lose Arbeiter Karl Zolchow . Z. , der ini 60 . Lebensjahre stand ,
hatte keine Arbeit gehabt und durch die Not getrieben , blieb ihm
schließlich nichts anderes übrig als betteln zu gehen , wobei er von
der Polizei abgefaßt und nach dem 81 . Polizeirevier gebracht
wurde . Hier hat sich der Unglückliche an seinen Hosenträgern am
Fensterkrcuz erhängt .

Die Freie Volksbühne veranstaltet heuteFrcitag8�Uhr
im L o r tz i n g - T he a- t e r die vierte und letzte Aufführung der
Oper : „ Die Entführung aus dem Serail " und morgen Sonn »
abend im Mozartsaal 81h Uhr ein Wagnerkonzert mit
darauffolgendem Ball und Gcsellschaftsabend . Zu beiden Ver -
anstaltungen haben auch Gäste Zutritt . Einlaßkarten sind in allen

Zahlstellen zu haben . ( Näheres siehe Inserat . ) Der Vorstand .

Fcuerwehrbericht . Von drei Seiten aus wurde Mittwochabend
die Feuerwehr nach der Prenzlauer Allee 164 gerufen . Dort war
durch Unvorsichtigkeit ein großer Brand ausgekommen . Es brannten
eine große Menge Streichhölzer , ferner Balken , Fußböden , Asöbel ,
Geräte u. a. Da der Angriff über die Treppe sehr erschwert war ,



fwfe Brandmeisker Mander tfh der Front des Hofgedäudcs zwei
Steck - - und zwei Leitergänge errichten . Ucüer diese vier Haken -
und Steckleitern drangen die Mannschaften durch die Fenster bis

zum Brandherd vor . Durch kräftiges BZassergebcn gelang cö

schliefelich , die Flammen an weiterer Ausdehnung zu verhindern .
( ikstern früh stand in der Kurzcstrafee ö ein Lagerraum in

Flammen . Kisten usw . brannten dort . Ter 1. Zug mutzte längere
Zeit Wasier haben , mn ein weiteres Umsichgreifen deS Feuers zu
verhüten . Gleichzeitig hatte die 4. Kompagnie in der Luisenstr . 2l

zu tun , wo ein Keller in Flammen stand . Auch hier mutzte die

Wehr kräftig Wasser geben , �n der Wiesenstr . 0, gegenüber dem

Asyl für Obdachlose , brannte eine Kellerwohnung und in der Berg -
mannftr . 2 eine Küche usw . Kurz vorher hatte der 5. Zug in der

Wusterhausener Stratze 17 einen Brand zu löschen gehabt , der in
einer Buchdruckcrei ausgekommen war und autzer Papier auch die
Garderobe des Personals ergriffen hatte . Wegen eines Boden - und

DachstuhlbrandcS wurde der 7. Zug nach der Andreasstr . 17 alar -
uiiert . Dem energischen Vorgehen der Wehr gelang es , die Gefahr
auf dem Dachstuhl zu beschränken . Nicht weit davon in der

FriedrichSberger Stratze 3 mutzte derselbe Zug einen Brand löschen ,
der in einem Kolonialwarenlager ausgekommen war und an Pa -
pier sowie dem Inhalt der Verschlüge gleich reiche Nahrung ge -
fundcn hatte . Mantelstoffe , Gardinen und anderes wurden bei
einem Brande in der Arndtstr . 18 ein Staub der Flammen , und
Gardinen usw . bei einem Feuer in der Äöniggrätzer Stratze IM .

Auf einem Neubau in der Skalitzer Stratze RZ brannte Koks .
Ferner liefen noch Alarme aus der Palifadcnftr . 7S, Alexander -
stratze , Neuen Friedrichstr . 14 und anderen Stellen ein .

Vorort - f�acd richten .
Charlotteubnrg .

In der Sivung der Charlottenburger Stadtverordneten vom

Mittwoch , die sich bis nach Mitternacht hinzog , wurde zunächst die

Einsehung einer Deputation für Kunst zwecke de -

schloffen . Die Deputation soll bestehen aus 5 Magistrats -

Mitgliedern , ö Stadtverordneten und ö Sachverständigen oder

Künstlern als Bürgerdeputierten .
Ein von unserem Genossen Hirsch begründeter Antrag , der

den Magistrat ersucht , noch vor den nächsten Ergänzungswahlen
gemäß § 12 der Städteordnung auf Grund des Ergebnisses der

Volkszählung vom Jahre 1 &05 die Zahl der Stadtver -

ordneten von 72 auf 78 zu erhöhen , zum mindesten aber
eine der veränderte » Bevölkerungszahl entsprechende N e u - Ein¬

teilung der Wahlbezirke in den einzelnen Wählcrab -
tcilungen vorzunehmen , wurde einem Ausschutz überwiesen , dem
von feiten der sozialdemokratischen Fraktion die Genossen Hirsch
und Will angehören .

Zur Annahme gelangte ein Antrag L i s s a u e r ( unpolitisch ) ,
den Magistrat zu ersuchen . Vorstellungen bei dem RcichSpostamte
zu machen gegen die beabsichtigte Verteuerung der Fern -
sprcchgebühren .

Nach Erledigung einer Reihe von Petitionen und unbedeutenden

Vorlagen beschäftigte sich die Versammlung mit dem Bericht des

Ausschusses über den sozialdemokratischen Antrag betreffs Matz -
nahmen gegen die Arbeitslosigkeit . Ter Ursprung -
lichc Antrag lautete : » Der Magistrat wird ersucht , schleunigst
Maßnahmen zur Linderung der Arbeitslosigkeit und ihrer Folgen
in Eharlottenburg zu ergreifen . " Dieser Antrag wurde einem

Ausschutz zur Vorberatung überwiesen . Der Ausschutz empfiehlt
dein Plenum der Stadtverordnetenversammlung nachstehende Bc -

schlutzfassung : »1. Die Stadtverordnetenversammlung erkennt mit
dem Magistrat an , datz die Lage ans dem ArdcitSmartt zurzeit
zwar ernst , aber nicht kritisch ist ; sie bat das Vertrauen zum

Magistrat , er werde wie im Jahre 1001/02 die nötigen Maßregeln
treffen , um einer etwa weiter zunehmenden Arbeitslosigkeit ge -
rüstet gegenüber zu stehen . 2. Die Stadtverordnetenversammlung

ersucht den Magistrat , in Erivägung zu ziehen , ob sich die Ver -

wcndung städtischer Mittel für die Zwecke der Arbcitsloscnver -

sichcrung empfiehlt . "
Namens der Sozialdemokraten erklärte Dr . B o r ch a r d t ,

datz seine Freunde dem Vertrauensvotum für den Magistrat nicht
zustimmen könnten , denn der Magistrat habe bisher aus dem Ge -
biete der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit völlig versagt . Datz von
den Leuten , die um Armenunterstützung cintamcn und die auf den
städtischen Lagerplatz verwiesen wurden , so wenig diese Arbeit an -
genommen hätten , sei bei den geringen , dort dezahlten Löhnen lein
Wunder . Seine Freunde seien nicht in der Lage , ihren Antrag
zurückzuziehen . Der Stadt Eharlottenburg erwachse die Pslicht ,
auch ohne Berlin und die anderen Vorortgcmcinden auf dem Ge -
biete der Arbeitslosenversicherung vorzugehen . . Das geeignetste
Mittel fei die Beteiligung der Stadt an der gewerkschaftlichen
Arbeitslosenunterstützung . Aber auch darüber hinaus könne die
Stadt eine allgemeine Arbeitslosenversicherung in Angriff nehmen .
Redner bcantragle deshalb : „ Tie Stadtverordnetenversammlung
ersucht den Magistrat um möglichst schleunige Einbringung einer

Vorlage behufs Verwendung städtischer Mittel für die Zwecke der

Arbeitslosenversicherung . " Eventuell beantragte er , in dem zweiten

Antrag des Ausschusses statt „ ob " zu sagen „ in welcher Weise " .
Stadtv . W ö l l m e r ( lib . ) wünschte ein gemeinsames Vorgehen

mit Grotz - Berlin und erklärte sich für den Eventualantrag der
Sozialdemokraten . Dem Stadtv . Stadthagcn dagegen ging
sogar der AuSfchutzantrag zu weit ; er wandte sich mit aller Schärfe
dagegen , datz städtische Mittel für die Zwecke der Arbeitslosen -
Versicherung zur Verfügung gestellt würden , und verwies die Arbeits -
losen auf die Beschäftigung mit Steineklopfen .

Nachdem der Dezernent der Armenverwaltung Stadtrat S a m-
t c r erklärt hatte , datz der Magistrat aus Grund des Materials
der Arincnvcrwaltung auch heute noch keine Krisis anerkennen
könne , crarisf Genosse Will dos Wort . Er wies auf die große
Arbeitslosigkeit , namentlich in der Metallindustrie , hin und betonte ,
datz die Statistik der Armenverwaltung gar nichts beweise , weil
die Leute aus Furcht , ihre politischen Rechte zu verlieren , sich erst
gar nicht an die Armcndircktion wenden . Datz qualifizierte Ar -
teiter die Arbeit auf dem Steinplatz nicht annehmen , sei durch .
aus erklärlich , denn sie würden dann später überhaupt keine Arbeit
mehr in ihrem Beruf bekommen . Wenn die iotadt die ernste Ab -
ficht habe , etwas für die Arbeitslosen zu tun , dann möge sie die
Gewerkschaften subventionieren .

Stadtv . Dr . Spiegel ( lib . ) bekämpfte den Vorschlag der
Unterstützung der Gewerkschaften durch die Stadt . Das zu er -
strebende Ziel sei eine Arbeitslosenversicherung großen Stils .

Stadtv . Gebert ( Soz . ) führte an der Hand der Ersah -
rungen in Gemeinden außerhalb Deutschlands den Nachweis , datz
die Stadt sehr wohl in der Lage sei , helfend einzugreifen . Alle
Redner hätten betont , datz sie von dem Ernst der Lage durchdrungen
sind , aber irgendwelche Hülfe wolle man den Arbeitslosen nicht
zuteil werden lassen . Der Stadtv . Stadthagcn habe wohl noch
niemals Steine geklopft , sonst würde er anders reden . Charlotten -
bürg möge auf diesem Wege vorbildlich vorangehen .

Bürgermeister M a t t l n g meinte , an die Verwendung städti -
scher Mittel sei nur dann zu denken , wenn die Arbeitgeber sich
an der Versicherung beteiligten .

In seinem Scklutzwört zerpflückte Genosse Dr . Borchardt
die Einwände der Gegner , aber obnc Erfolg , der sozialdemokratische
Antrag wurde in namentlicher Abstimmung gegen die Stimmen
der Sozialdemokraten , der Eventualantrag gegen die Stimmen der
Sozialdemokraten und des liveralen Stadtv . W ö l l m e r abgelehnt
Die Versammlung nahm die Anträge des Ausschusses an und
dokumentierte damit , datz sie nichts zur Beseitigung oder Linderung
der Arbeitslosigkeit tun will .

Rixdorf .
Ein Uuglückösall beim Besteigen eines fahrenden Straßen -

bahnwagens ereignete sich vorgestern abend gegen 0 Uhr in der
Hermannstratzc . An der Haltestelle am Luisen - Kirchhof hatte - in
Straßenbahnwagen der Linie 04 gehalten . Der Schaffner gab,

nachdem Passagiere aufgestiegen lvarcn , das Mfahrtssignal und

ging in das Wageninnere , um zu kassieren . In diesem Augenblick
versuchte der in der Bellcallianeestratze 77 wohnende 80 Jahre alte

Privatier LüderS den Straßenbahnwagen zu besteigen , verfehlte
jedoch das Trittbrett und fiel so unglücklich zu Boden , datz er eine

Verletzung am Hinterkopf davontrug . Der Verunglückte wurde

nach der Uiifallstation in der Steinmctzstratzc gebracht , wo ihm ein
Notverband angelegt wurde , und von dort nach seiner Wohnung
übergeführt .

Wilmersdorf .
Die Stadtucrordiietenversauimliiiig beschlotz in ihrer letzten Sitzung

die Aufnahme einer Anleihe von 0 100 000 M. zur Herstellung von
Baulichkeiten . Eine Anleihe von 13 Millionen Mark findet zun » Er -
werb von Grundstücken und anderweitiger Festsetzung des BebauungS -
planes Verwendung . Zur weiteren Ausgestaltung der Straßen -
reiuigung wurden 3000 M. bewilligt . Zur Verteilung von un -
entgeltlicheni Frühstück an bedürftige Schulkinder wurden den ,

gemeinnützigen Verein 600 M. bewilligt . Zu einer längeren Debatte
iührte die beantragte Erhöhung der Umsatzsteuer für unbebaute

Grundstücke von I ' /a Prozent auf 2 Prozent . Auch sollen hier -
mit die Rechtsgeschäfte betroffen werden . Jin Jahre 1005 wurde
bei einein Umsatz von 3SVz Millionen eine Einnahme von
531 580 M. erzielt . Bei cinen , Umsatz von 26 Millionen 1006
389 564 M. Die Erhöhung der Steuer foll ein Mehr von jährlich
150 000 M. ergeben . Hiergegen wandten sich die Stadtvv . Hesse
und Müller und verfielen in das alte Lied der hohen Besteuerung
des Grundbesitzes . Letzterer machte den Vorschlag , die Kommunal -
steuer von 00 auf 100 Prozent zu erhöhen . Gegen die Erhöhung
der Konmnmalsteuer wandte sich der Stadlvcrordnetenvorsteher . Die

Vorlage wurde einer elfgliedrigen Kommission überwiesen , die daß

Verhältnis zwischen Mieter und Grundbesitz prüfen und eventuell Bor -

schlage machen soll . Jedenfalls wird die Erhöhung der Steiler nicht
mehr lange auf sich warten lassen .

Grünau .

Am morgigen Sonnabend , abends 3 Uhr , findet im „ Jägerhaus " ,
Bahnsir . 1, eine Theatervorstellung statt . Zur Ausfiihrnng gelangt
das bisher verbotene Stück „ Ausgewiesen " . Die Genoffen werden
ersucht , nicht nur vollzählig mit ihren Frauen und Kindern zu er -
scheinen , sondern auch uns noch Fernstehende zum Besuch des Abends

zu veranlassen . Billetts für Erwachsene kosten im Vorverkauf 40 ,
und an der Kaffe 50 Pf . Kinder zahlen 20 Pf . Zu haben sind die
Billetts bei G. Ehrhardt . Bahnstr . 2. Barbier Fr . Tiemann , Konsum¬
laden Köuigstr . 3 und I . Franz . „ Grüne Ecke " .

Weist ensee .
Eine folgenschwere Gasexplosion hat sich vorgestern in dem

Kolonialwarengeschäft von Schulz in der König - Chansiee 83 ereignet .
Die Frau des Geschäftsinhabers hatte in den letzten Tagen einen

verdächtigen Gasgeruch bemerkt . Vorgestern hatte sich sowohl in dem
Laden als auch in der angrenzenden Wohnung ein ungewöhnlich
starker Gasgeruch verbreitet ; iniolgedeffen machte sich Sw . daran ,
die Gasleitung abzuleuchten . Währenddessen hatte sich der Gasgeruch
noch bedenlend verstärlt . Sch . wollte zum Schlnffe auch noch eine

Lyra auf ihre Diwiigleit hin ableuchten , doch kaum hatte er das
brennende Streichholz in die Nähe des Hahnes gebracht , so

erfolgte eine gewaltige Detonation . Sch . wurde von der Leiter ,
auf der er gestanden halte , heruntergeschleudert und die Stich -
flamme traf ihn unglücklicherweise an beiden Händen , im Gesicht
und an den Füßen . Ebenso wurden die Ehefrau deS Sch . und ein
in , Laden anwesender Kunde durch die Stichflamme getroffen und
im Gesicht nicht unerheblich verbrannt . Mit welcher Gewalt die

Explosion erfolgt ist , geht daraus hervor , datz die Schaufensterscheibe
vollständig zerlrüniinert und sämtliche Auslagen bis zum gegenüber
liegenden Burgersteig geschleudert wurden . Ebenso wurden im Hause
noch mehrere Fensterscheiben zertrümmert . Durch die Stichflamme
wurde auch noch eine zweite Explosion im Wohnzimmer , das gleich -
falls stark mit Gasen angefüllt war , herbeigeführt . Auch hier wurde
eine wüste Verheerung angerichtet .

Tegel .
Die Wahl zum Gcwervegericht findet am Mittwoch , den 18. März ,

in Tegel statt . Zu wählen ist ein Arbeitnehmer .
Wahlberechtigt ist jeder Arbeitnehmer der im Gemeindebezirl

Tegel beschäftigt ist oder iwenn außerhalb in Arbeit ) im Gemeinde -
bezirk wohnt . das 25. Lebensjahr erreicht hat und Angehöriger
des Deutlchen Reiches ist .

Zum Zwecke der Aufftellung der Wählerliste werden - die zur
Teilnahme an der Wahl berechtigten Personen aufgesordert , ihre
Stimmberechtigung unter Vorlegung der erforderliche » Bescheinigung
bis einschließlich 22 . Februar er . und zwar an den Wochenlagen ,
nachmittags von 3 — 6 Uhr , an den Sonnlagen von 8 — 10 Uhr vor¬
mittags , in dem Gemeindebttreau mündlich oder schriftlich nnzu »
melden .

Als Ausweis genügt ein Zeugnis vom Arbeitgeber oder ein
Ausweis von der Polizeibehörde , daß man im Gemeindebezirle
wohnt . Formulare können im Gemeindebureau in Empfang ge -
» ommen werden . Wer nicht in der Wählerliste steht , kann nicht
ivählen . Da die Gewerbegerichtswahlen für die Arbeiterschaft von
höchster Wichtigkeit sind , ist es Pflicht für die Wahlen zu agitieren .
Als Kandidat ist Genosse Julius Reumann wieder aufgestellt .

Oranienburg .
Ein Unglücksfall , bei welchem mehrere Arbeiter beinahe das

Leben eingebüßt hätten , ereignete sich vor einigen Tagen im Betriebe
des hiesigen Münchener Brauhauses . Dort explodierte beim Pichen
ein Stückfaß von 50 Hektoliter Inhalt . Der Arbeiter Rogge wurde
am Knie und ein anderer Arbeiter im Gesicht und an der Seite von
dem brennenden Pech und den Stichflammen getroffen . Infolge der
erlittenen Brandwunden mußten sie sich in ärztliche Behandlung be -
geben . Zum Glück wurde » sie von den mit voller Wucht herum -
fliegenden Holzstücken nicht getroffen und entgingen somit einer
Lebensgefahr . _

kommunales .
Aus der Ctadtverordneten - Verfammlung . -

In der gestrigen Sitzung wob aus Anfang und Ende sich
ein bescheidenes Stück Arboitsloscnfürsorge . Den

Anfang bildete ein Antrag , der von der Stadt eine Be »

schleunigung der Bauten usw . fordert . Und am
Ende der Sitzung stand die Magistratsvorlage über die
Abräum ung eines Müllabladeplatzes . Bon
beiden Maßregeln wird erwartet , daß sie baldigst mehr
Arbeitsgelegenheit schaffen . Die Forderung , die Bauten usw .
zu beschlennigen . ist daS bisherige Ergebnis der Beratungen
des Ausschusses , dem der bekannte Antrag der sozial -
demokratischen Fraktion bezüglich der Maßregeln zur
Linderung der Arbeitslosigkeit überwiesen worden ist . Der

Ausschuß ist noch nicht fertig mit seinen Beratungen , aber er
hatte einstimmig bcschloffen , einstweilen diesen Vorschlag in

Form eines dringlichen Antrages dem Plenum zil unterbreiten .

Gestern äußerten sich hierzu die einzelnen Gruppen der Ler -

sammlung durch ihre Redner nur noch aanz kurz . Für die

sozialdemokratische Fraktion sprach Genosse D u p o n t daS
Bedauern aus , daß so wenig aus dem Ausschuß heraus -
gekommen ist . Mehr wird vermutlich überhaupt nicht heraus -
kommen . Als der Stadtverordnete Jacob » den

Ausschuß in Schutz nahm und zufrieden erklärte : „ Der
Ausschuß hat seine Schuldigkeit getan " . dürfte er in
Gedanken hinzugenigt haben : „ Der Ausschuß kann

ehcn . " Zu der MagisiratSvorlage über die Abräumung
es Müllabladeplatzes an der Stralaucr Allee gab Genoffe

P f a n n k u ch die sehr nötige Anregung , daß in dem Ver¬

trage mit dem Unternehmer , dem diese Arbeit überkragen
werden soll , für die Arbeit ein Mindestlohn vereinbart wird .
damst nicht der Unternehmer die Not der Arbeitslosen

dazu ausbeuten kann , sich einen Extraprofit zu ver -

schaffen . Pfannkuch schilderte die Beniühungcn , die einer

der in Betracht kommenden Unternchmer macht , tun solche für
ihn sehr profitablen Arbeiten an sich zu bringen . Stadtrat

Böhm konnte nur antworten , daß er zur Frage des

Mndestlohnes noch nichts sagen könne . Sehr verheißungsvoll
klang das nicht .

Aus dem übrigen Teil der Sitzung hob sich heraus die

Debatte über die Erhöhung der Schlacht - und Schau »

gebühren . Gegen diesen Plan , der in seinen Wirkungen
nur auf eine Neubelastung der Konsumcutcn hinauslaufen würde .

sprach Genosse H o s f m a n n. Er fand dabei Gelegenheit , den

Vorsitzenden der Schlachthofverwaltung , Herrn Stadtrat

Fischbcck so vollständig abzuschlachten , wie wenn Herr Fischbeck
— wir wollen uns parlamentarisch ausdrücken — nicht Sub -

jekt der Schlachthofverwaltung . sondern ihr Objekt wäre ,

Herr F i s ch b c ck s Antlvort war matt . wiewohl er sich
nicht wenig dabei ausregte und bei einer besonders

kräftig sein sollenden Redewendung ein unschuldiges
Aktenstück packte und aus den Tisch schleuderte . - Herr Cassel
griff dein Hülfloscn unter die Arme , aber auch er konnte die

Niederlage nicht in cinen Sieg uinschwatzcn .
Zwischendurch gab cS gestern ein paar kurze Erörtc -

rungen von Fragen des Krankeniransportwesenü und des

Schulwesens . Dem „ Verband f ü r e r st c H ü l f c " nrußte
eine besondere Beihülfe zu den Kosten seiner Abteilung für
Krankentransport bewilligt werden . Genosse Wetzl
erinnerte den Magistrat daran , daß eine befriedigeiide Rege -

lung des Rettungswescns ein immer noch unerfüllter Wunsch
ist . Bürgermeister R c i ck e vertröstete mit dem üblichen
„ bald " . Als der alte Langerhans in »seiner derb zu -
greifenden Art den allzu langsamen Magistrat rüffelte , ant -

wortete ihm Herr Reickc mit einer Gereiztheit , die peinlich
wirkte . Zu einer kurzen Schuldebattc kam es aus Anlaß der

MagisiratSvorlage über die Einziehung von zwei
„ überflüssigen " G c m c i n d e s ch u l e n. Angeregt
wurde vom Genossen A r o n s , solche Schulen zum mindesten

nicht mit einem Schlage zu beseitigen , sondern sie langsam
abzubauen . Stadtschulrat Fischers Erwiderung legte den

Schluß nahe , daß die Schulverwaltung noch gar nicht begriffen
hat , worauf es in der Schulcinziehungssrage ankommt . Daß
eine Scluile noch „gefüllt " genug ist , wenn sie ein halbes

Tausend Kinder beherbergt , und daß man Schulen mit 50t ) .

600 , 700 Kindern nicht auflösen darf , weil in anderen Schulen

desselben Stadtteils einige Hundert unbesetzte Plätze vor -

handcn sind . daS leuchtet der Schulverwaltung wohl nicht cin ' �

Hervorheben wollen wir aus der gestrigen Sitzung noch

das ErgebmS der Wahl von 12 Mitgliedern der

Schuldeputation . Gewählt wurde diesmal auch ein

Sozialdemokrat , unser Genosse Singer . Ein Teil der

Freisinnigen hatte es dock ) wieder mal über sich gewonnen .
für einen Sozialdemokraten zu stimmen . Wird in der Aera

der konservativ - freisinnigcn Blockpolitik die Regierung dem

Freisinn die Uebcrraschung bereiten , SingerL Wahl diesmal

zu bestätigend Unnötige Sorge ! Das braucht keiner zu

fürchten . _

Vermifebtea .
Bo « Eilzuge zermalmt wurde in Liegnitz auf der nach Goldverq

führenden Bahnstrecke eine 17jähriac Dienstmagd . Auf dem Räch -
Hausewege von ihren Eltern in die Dienststelle warf sich das Mädchen
vor den gerade einfahrenden Nachtzug , so daß ihr der Kopf und
beide Beine vom Rumpf getrennt wurden .

Ein „Kult «r " f »rtschritt . Wie eine Meldung aus Zittau be¬

sagt , soll vom 1. Oktober 1908 ab aus den sächsischen Eisenbahnen
die vierte Wagcnllasse auch an Svnn » und Festtagen gesührt
werden .

Zeh » Jahre Gefängnis . Das auf 10 Jahre Gefängnis lautende
Urteil gegen den Kapitän van Schaick wegen deö Brandungluck »
auf dem Dampfer „ General Slocum " im Jahre 1004 , bei dem

gegen 1000 Zöglinge der deutschen SonntagSfchule , die auf einem

Slusfluge begriffen waren , umkamen , ist New Aortcr Meldung
zufolge vom Appellationbgerichtshof bestätigt worden .

Und welche Strafe traf die Direktoren der Gesellschaft , die
den alten Holzkasten mangelhast ausgerüstet üi Fahrt stellten ?

Boa der Lawiar getötet . Nach einer Meldung aus Innsbruck
wurden durch eine gestern in Fusch ( Salzburg ) niedergegangene
Lawine vier Personen getötet und mehrere verletzt . Zwei Leichen
wurden geborgen .

Eisgang . Rigacr Meldung zufolge haben sich bei Domes -
Näß große EiSmassen geflaut . Der Eisbrecher Dermal ging dahin
ab , um die aus - und einlaufenden Dampfer zu begleiten .

10 000 Rubel erbeutet . Nach einer Meldung aus Warschau
wurde zwischen Liublin und Janow ein Postwagen überfallen ;
der Postillion und 5 Soldaten , welche den Wagen begleiteten .
wurden getötet . 2 Soldaten wurden verwundet . Den Tätern .
denen 10000 Rubel in die Hände fielen , gelang es , zu entkommen .

Flecktyphus in den Kasernen . In Smyrna ist , wie aus Kon -
stantinopcl gemeldet wird , in den Kasernen FleckWpduS und
Meningitis ausgebrochen .

eingegangene Druchfcdrlften .

Bon der „ Reue » Zeit » ( Stuttgart , Paul Singer » ist soeben da »
20. Hell de » 26. Jahrgang » erlchiencn . LS hat folgende » Inhalt :
Monarchische Konzentration . — Die ökonomische und sozial « Entwlckelung
von Amsterdam im sechzehnten und im ersten Viertel de » siebzehnte » Jahr -
Hunderts . Bon Dr . W. von Ravcstetsn jmr . ( Rotterdam ) — Ernst Mach
und die Renolution . Von A. vogdanow . — „ Die Philosophie im Seginil
de » zivonzigften Jahrhunderts » Eine Antikritit von Gustav Sllstein . —
Wie gebt man an daö Studium de « Sozialismus 1 Kon K. K. —
Literarische Rundschau ; Dr . ©, Sllch , DI « Arbeit . Von Heinrich Schulz .
Uederiicht aus der Berliner Stalislit für das Jahr 1005. Von «4. br .
Karl Theodor Hcigel , Politische Hauptslröinungen in Europa im neunzehnten
Jahrhundert .

'
Von II . 13. — Zeillchrijtciischau . — Bibliographie des

Sozialismus .
Die . Reue Zeit ' erscheint wöchentlich einmal und Ist durch alle Buch «

Handlungen . Poslanstallen und Kolporteure zun , Preise von 3. LS M . pro
Quartal zu beziehen ; jedoch kann dieselbe bei der Post nur pro Quartal
abonniert werde «. Da « einzelne Hest tostet »tS Pf .

Probenummcrn stehen jederzeit zur Lerjügung .
Von der illustrierte » Noman - Libliothek „ In Freien Stunden « , die

von nnicrcm Partcivcrlage Buchhandlung Vorwärts , Berlin , herausgegeben
wird , iicgcn von dem mit dem l. Januar drgomicnen neuen Jahrgang «
die Hesle 5 und 6 vor . Neue Abonnenten töiuien die bereit « erschienene »
Hesse dieses Jahrgang » nachbeztehen . In jeder Woche evschelnt ein
•Ii Seiten starkes illuilrierlc « Hest mit vieljeiligem . unlcrhalleiidem und
belehrendem Inhalt . Da « Hest tostet 10 Ps. und wird von jeder Partei »
buchhandlung und allen Austrägern der Parteizeilungcn geliefert . Ferner
liegt von Weier Zeilschrist die zweite Hölsle de » eisten Jahrgang « als statt »
licher Band vor , dessen odwrchsrlung »r «>cher Inhalt die Arbeuer - Bibttolheti »
veranlassen sollte , diese Bände zu erwerben .

„ Kommunale Praxis » . Wochenschrift >ilr Kommunalvolltst und
Gemeiiidesozialisnins , Bei lag Buchhandlung Vorwärts . Erschienen sind
die Nummern 6 und 7 de « neuen Jahrgang « , au « denen ein « Zusaimiien »
stellung der Wertzuwachs - Sleucrorditungen w einer Reihe von Gemeinden
deionderer Beachtung empfohlen sei. — Der Preis sür dirse Zeitschrist bc -
bögt 2 Mark pro Quart »! .



s- / . Uhr . Täglich : g- , . Uhr.
Mitislaw der Moderne *

Operette von F . Oehär .
In Szene gesetzt v. Direkt . R. Schier .
Dirigent : klapcllmstr . I Änödshoser .
Amaranth : Uli «» >Vei ' I » er als Kast .
Ab 8 Uhr : Die bedeutenden neue »
Attraktionen und La belle Alexia .
Sonntag S' f , Uhr : Familienvorstellg .

m alhalla -
V wfe theafer

Weinbergsweg I9j20 . Rosenth . Tor
Ansang 8 Uhr .

va » großartige neue
Febraar - Programm t

SPV Dressierte ~ ws

Fölven , Tiger, ltoparden ,
vorgesührt von kl. liavemann .
und die übrigen glänzenden
X X BariSt�küustler . X X

Tunnel : Bockbierfest , llegiment »-
liapelle usw .

Theaterbesuchern freier Eintritt .

iGebr. Herrnfeid-I
Theater .

Allabendlich - MW

der interessante Prozeß

wie er stürmischer nie

belacht wurde :

Salomonisches
■ Urteil . ■

Ein Nachspiel zu

Papa und Genossen
Beide Stücke mit den Autoren
' Anton und Donat Herrnseld in

den Hauptrollen .
Sonntag 3 Ubr : ( Endlich aNein k

Ter Fall Blumentopf .

P alast - Thealer
Burgstrasse 24 .

M - Heute 8 Uhr - W >

Entrec 20 Pf . - MW

Elly de Salta ,

Tlie Welthons , B ° mbu - . M.

Ludwig 8ei ?, smno�

Hans in der Falle .
Schwank von B. Stephan .

Reichshallen-Theater.

Zum Schluß

Isaren -

Streielie .
Ansang :

Wochent . 8
Sonnt . 7 U.

Gustav

Belirens -
Theater.

Berlin W. ,
Goltzstr . 9.

Bingkiimprcr u. Kandidat ,
urkomische Posse .

Kidd «. Kettle , amerik . Exzentriks .
tiousiainina - Truppe . 4 Personen .

Duskes Bitograph .
1 « erstklassige Spezialitäten .

Ansang 8 Uhr. Sonntags 5' / , Uhr .
Jeden Sonnabend und sonntag nach
der Vorstellung : Familienkränzchen

bei freiem Tanz .

_ _

Sanssouci sSV
Direktion : Wilhelm Reimer

Sonntag , Montag und
Donnerstag :

Hoffmanns

Nordd . Sänger
u. Tanzkrünxchen .
Beg . Sonnt . 5, wochent . 8 U.

üggenhagen
Montiplatz -

. TW . ImThcaterzaal idZiluV l

Entree 50 Pf. Vorverkauf 40 Pf.
Im unteren llonzerlsaal täglich

die aliercrotcn INIIitilr -
Kapellen : Becker , Przvwarski ,
Gönich , Neumann , Osscney ,
Lüttich .

Idk Kevickl ven w Colä .

trotzdem

freie Volksbühne
Sonnabend , den 45 . Febraar , abends 8' / , Uhr ,

im Hozartsaal ,
mit daranlfolgendem Ball und Gesellschaftsabend :

• Wagner - Konzert •
Mitwirkende :

Mezart - Drchester — Kapellmeister Mondel
Konzertmeister Heyen — Wagnersängerin List ) Kurz .

Zur Auiführnng kommt u. :

Siegfried - Idyll — Einzag der Q5tter in Walhall — Elsa ' » Traum
aus der Oper „ Lohengrin " — Vorspiel und Liebestod aus
„ Tristan und Isolde " — Wotans Abschied aus der „ Walkfire " .

Trßnme — Vlollnuolo .

Vorspiel zu „ Die Meistersinger " — Arie der Elisabeth aus
„ Tannhänser " .

Fettmarken & 90 Pf. , Gastkarten ä- 1,25 M. sind noch in den
Zahlstellen zu haben .

Freitag , den 21 . Febraar , 8' / , Uhr ;

\

Lichtbilder - Vortrag
im groBen Saale dat Gewerkschaftshauses , Engelufer IS.

Die künstlerischen Probleme der Industrie .
Herr Kunstschriftsteller i. A. Lux.

Eintrittskarten ( inkl . Programm ) 35 Pf. in allen Zahlstellen .

Hente S' /jTJhr im Lortzing - Theater letzte Aukföhrung : „ Die
Entführung aus dem Serail . " — Gäste haben Zutritt .
240/8 Der Vorstand . In Vertr . : fi. Wlnkler .

Trianon - Theater .
s Uhr . Baron Toto , s Uhr .

Sonntag nachm . Z Uhr : Cyprtcnne .

Zöpfe
in allen Farben v. 2 M. an .

Fraa Ebel , Friseurin ,
Rosenthaler Straße 24.

Vorzeiger dieser Annonce 5Proz .

Freiheitliche Bühne .
Tag zwölf Jahre hindurch polizeilich verboten gewesen « soziale
Schauspiel „ Ausgewiesen - muft zum k. Male wiederholt werden kl

Da am vorigen Sonnlag abermals Hunderte von Intcrcssenten wegen deS wiederum auZver -
fausten Theaters keinen Zutritt mehr finden tonnten , wird das

Vi Jahre polizeilich verboten gewesene Schauspiel

» Ausgewiesen "
am nächste » Sonntag , den IS. Februar , nachmittags S Uhr , im Theater an der Spree
zum sechsten Male wiederholt l l l 108/19 -

Vorzciger dieser ausgeschnittenen Anzeige deS „ Torwilrts " zahlen statt des KasscnprelseS

DW 93 Pfenntge für Parkettfnuteuil . " VW
Nur gegen Abgabe dieser Anzeige an der Theaterkasse des Theaters an der Spree , Käpcnicker Str . S8.

Gültig für 2 Parkcttsauteuilplähe a SS Pf .

„Berliner Irlieiter -

Raillatirer-Ifereiii "
Mitglied deS Arbeiter »

Radfabrer - Bulides
„ Solidarität " .

Touren
zum Sonntag , den IG . Februar s

2. Abi . 1' / , Uhr : Grofi - Lichterselde .
Statt : Fonlane - Promenade .

3. Abt . 1 Ubr : Famillentour .
irlchgarlen ( Wilhelmshos ) . Start :
kariannenplatz .
4. Abt . 2 Uhr : Johannisthal . Start :

Küslriner Platz .
5. Abt . 1 Uhr : Gormsee . Start :

Elysium .
6. Abt . 2 Uhr : Franzöfisch - Buchholz

( Kähue ) . Start : Oderberger Str . 28.
7. Abt . 1>/ , Uhr : Pichelswcrder

( Freund ) . Start : Krenzstrasie 21.
8. Abt . 1 Uhr : Zeblendors ( Waldes -

lust ). Start : Waldstrafie 8.
9. Abt . t Uhr : i ' ldlcrshos ( Wöll -

stein ) . Start : Schillingstr . 21.
10. ' Abt. ( Jugcndabtcilung ) l ' /,Uhr :

Pichelswcrder ( Freund ) . Start :
Kasino - Tbeater , Lolhringerstr . 37.

Zlsl jemllä Keumallsmuz .
Gicht , Glicdcrrcisien , Nervenschmerzen ,
Hüstmeh ( Isohias ) , Hexeuschuft , Geschwulst -c.
der gebrauche EloosrioimU ( AetHer . »iesetnadel -
nur Reichels , >LlöbIIIl . U»I Waldwellel ) ,

ein einfaches und unschädliches Naturprodukt von starker .
durchgreifender Wirkung . „ Eleetrlcam ' - wirkt
wie elektrisierend aus den Körper und nicht wie
fpirituese Einreibungen nur momentan und oberflächlich ,

sondern nachhaltig und gründlich . Fl. M. 1, — und 2, —. Die
Äi > kung wird noch erhöht durch innerlichen Gebrauch von Reichels Wachcldcr -
Eitrakt , Fl. 75 Pf . . M. 1,50 u. 2 . 50 . Man nciimc nur dir echten
Originalfällunge » nnd achte scharf aus die Marke „ Jledlco " !

Erhältlich in den meisten Drogerien und zu beziehen durch

Otto Iteichel , Berlin 48, Elsenbahnstr . 4.

Die Versammlungen finden jeden
ersten und dritten Akiliwoch im Monat
bei Wilke , Brunnenstr . 188, statt .

Die Fortsehnng der

Grnkral - ziersammlung
vom 23. Januar findet heute
Freitag , den 14 . Februar , abends
8' / , Uhr . in BoekerS Festsälen ,
Weberslrafie 17 statt .

Ohne Mitgliedsbuch kein Zutritt !
IW Pünktliches und zahlreiches

Erscheinen erwartet
10,14 _ _

Der Torstand .

Spar - u. Produktiv - Genossenschaft
Groß - Lichterfelde in Liquidation .

Eingelr . Kenossenschast mit beschränkter
Hajlpslicht .

LIquidations - Siianz per S. kanuar 1308
. Aktiva .

Kossenbeftand . . . . 10,99
Autzenstände . . . . .118,76
Verlust . . . . .. 3419 . 80

3549,55
Passiva .

Mitgfiederguthaben . . 1496,90
Warenschulden . . . . 622,65
Darlehn - Konto . . . . 1100,00
Miete - . . . . .140,00
Gehalt . . . . . . 190,00

3549,55
Durch Generalversammlungs - Be -

schlufi vom 22. Dezember 1907 ist die
Genossenschost in Liquidation getreten .
Wir fordern hiermit die Gläubiger aus ,
ihre Forderungen einzureichen .

Die Liquidatoren . WS/Ii *
Friedr . Harting . Fritz Thiele .

Albert Schulz . Vors . d. Aussichtsrats .

1000 wertvolle

Geschenke !

| für die Leser d. „ Vorwärts " !

Jeder , der bei uns einen I
1 10 Pfund Emaille - Eimer 1
1 Pflaumenmus franko für Mk.
2. 65 oder einen 10 Pfund -
EntniUe - Eimer künstlich .
Honig franko für Mk. 3. 25
oder 8 Pfd . feinste — Deli -
kateS - Margarino —in 1 Pfd . -
Stücken franko fürMk . 6 . —
bestellt , erhält ein wert¬

volles Geschenk .
- Keine Nebenkosten . -
Sohroiben Sie sofort , da I
nur 1000 Geschenke für die [
Leser des „ Vorwärts " aus¬

gesetzt sind . 292/12 1
Versand - Öesellschaff

Magdeburg 90, Postfach 171

�o�öÄ' Spezialpsobain
- Bettfedem
Erste Bsttlsdernfab . m. elekt . Betriebs

Gustav Lustig
BERLIN S. 390 prinzenetr . 46
Btttenbef geg. Nachnahme garantiert
neue uub gut entstäubte , gut lülletibe
• Uettfebeni p. l ' tb M. 0. 55 1. 00 1. Z5;
prtmaHalbdaunr « vi . 115; Gänse -
rupsfeder » M. 2. 00; Prima weihe
Gäusehalbdaunen W 2. 50-Z. <>0-S. 5a
echt chinch ( Uionüpolbiiuiicu )
M. 2. 85, echt mllüd ) . Mala -
bor - Gänsedanne » M. 8. 50) « =
Von den Saunen genügen 3 —4 Psb.
zum grob Oberbett . — Gänsefeder »
t, Rechens M. o 80 per Vsnnd ; Gänse -
sch ' achtfeder », wie sie von der Berns
/allen , mit allen Tannen M. 1. 50.
Proben und Preisliste gratis . Um-
lan/ch oder «iicksendung gestattet .

Verpackung kosiensrei .
Letztlähriaer Umsay über 2000
Zentner Bettfedcrn , von keinem

zweite » Veite » - U. Bett »
federngcschäft erreicht .

Paul Jcschecks humsr . Verlag ,
Berlin N. , Gethsemane StraBe 3.

iöerantwortlicher Redakteur : Georg Davidsohn , Berlin . Für den Inseratenteil verantw . : Th . Glocke , Berlin . Druck u. Verlag : Vorwärts Buchdruckerei u. Verlagsanstalt Paul Singer & Co. . Berlin SW .

gofastoffe
Riesenauswahl aller Qualitäten .

Wolle - Dnclat Wocqnetta .
> livalv . §atteltaschen .Plüsch -

Muster b. näh . Angabe franko .

Emil Lettre , o" »i " �. 188.

Deutscher

Metallarbeiter - Verband
Berwaltungsstelle Berlin .

Todos - Anzeigen .
Den Kollegen zur Nachricht ,

dafi unser Mitglied , der Gurtler

frnst Goldmann
gestorben ist.

Ehre seinem Andenken !
Die Beerdigung findet heute

Freitag , den 14. Februar , nach -
mittags 21/, Uhr . von der Leichen -
Holle des itzt ankenhauses Bethanien ,
Mariannen - Plntz , aus nach dem
Charith - Ktrchhos , Ecke Müller » nnd
See - Strafie , statt .

Den Kollegen zur Nachricht , daß
unser Mitglied , der Mechaniker

Eduard Sattler
am 7. Februar plötzlich gestorben ist.

Ehre seinem Andenken k
Die Beerdigung findet heute

Freitag , den 14. Februar , nach
mittags i ' / , Uhr , von der Leichen -
Halle des lath . neuen Michael -
Kirchhoscs am Mariendorser Weg
aus stait . 111/19

Rege Beteiligung erwartet
Die Ortsverwaltung

Deutscher

Transportarbeiter - Verband .

Hiermit diene den Mlgliedern
zur Nachricht , daß unser Mtt -
glied , der Verlade - Arbeiter

Fritz Bieber
am 12. d. M. Im Aller von
29 Jahren an Lungenentzündung
gestorben ifL

Ehre seinem Andenke « k
Die Beerdigung findet am

Sonntag , den 16. Februar , nach -
mittags 3 Uhr , von der Leichen -
halle des Moabiter Kianteuhauses
( Eingang Biitenstratze ) aus nach
dem Hcilands - Kirchhos in Plötzen -
see statt .

Um zahlreiche Beteiligung bittet

67/11 Gle Verwaltung II.

Brandenburgischer
Maschinensetzer - Verein
( Berband d. D. Buchdr . )
Den Mitgliedern zur Nachricht ,

datz unser Kollege

ttugo Siaut
am 11. Februar gestorben ist.

Ehre seinem Andenket » l
Di « Beerdigung findet am

Sonnabend , den 15. Februar ,
nachmittags 4' / , Uhr , von der
Leichenhalle de ? neuen katholischen
Michael - Kirchhofes in Rixdors .
Mariendorser Weg aus statt .

Um zahlreiche Beteiligung ersucht
5Sb Der Borftand .

Mrälverbänil

ileiilseler Brauerei-Arbeiter.
Zweigverein Berlin . Sektion II.

Am Montag , den 10. Februar ,
verstarb nach schweren Leiden unser
Mitglied , der Kollege

Xuxust Xachov
( Patzenboser II )

an der ProlclarierkrankhelL 42/9
Ehre seinem Andenken l
Die Beerdigung findet am

Freitag , den 14. Februar , nach -
mittags 2 Uhr , von der Leichen -
balle des Zentral - FriedhoseS In
FriedrichSselde aus statt .

Rege Beteiligung erwartet
Der Borftand .

Zeziaidernokriilisctier Wahlvereln
für den

6. Beri. Reichstags-Wablkreis .
Todes - Anzeige .

Am 12. Februar verstarb unser
Mitglied , der Arbeiter

BritJE Bieber
Stcmensslratze 8.

Ehre seinem Andenken k

Die Beerdigung findet am
Sonntag , den 16. Februar , nach -
mittags 3 Uhr , von der Leichen -
Halle des Moabiter Krankenhauses
aus statt .

Um zahlreiche Beteiligung ersucht
225/2 Dei - Vorstand .

Paul Jescliecb «

Orlgmnl - Wks- iiMorMrl
Itpff IK ist erschienen
IJtfl Ii ? und enthält :
Ilrkoi ». Wihraketen
( Scherzfragen ) , Solo -

szenc » , EouPletS ,
Schlager . Posse usw.

Preis 10 Pf .
Ju allen Buchhandlg .

J zu haben , sowie direkt
� zu beziehen von



ßrUfbaften der Redaktion .
ftitiftltrt » Sprechstunde ( ludet Liudenstraste Str . 9, zweiter

Hos , dritter Gingaug . vier Treppen , feST " Fahr st » dl - US «
«»chenlSalich abend « vo » ?>/ , bi « »>/ , npr statt . tS - i - n»- t ? Nhr .
Sonnabend ? beginnt die Svrechftnnd « um 6 Uhr . Jeder itlnfrag » ist ei »
Buchstabe und «tue tiabl al ? vtertzeich - n beizufügen . Briefliche Slntwori
wird nicht erteilt . Eilige Fragen trage mau in der Sprechstunde vor .

M . kl . 77 . l . D! « ( ihr ist dennoch geschieden . 2, Die BerusungSsrisl
gegen EhescheidmigSurteUe delrägt nicht vier Wochen , sondern einen Monat ,
von der Zullellung des Urteils abgerechnet . 3. Die Berufung wäre nicht
völlig aussichtslos . 4. Ja . ö. Die Kosten für den notdürftigen Unterhalt
müssen bleiben . 6. Nein , der standcSmätzige Unterhalt der neuen Familie
gehl vor . — E. « . 17 . Wenden Sie sich an die Waisendireltion . Tamm .
inühlengebäude , oder an daS Waisenhaus , Alte Jakobstr . 33. — I . K.
in kl . Das Gesuch ist bei dem Polizeipräsidium oder bei der Direktion der
Feuerwehr , Lindenitr . 4l , anzubringen . An beiden Stellen erhalten Sie
eingehende AuStunst . — Wiener . 1. ' Auch ohne Aussorderung ist die « not «
iveudig . Sie miisjtcn sich an die Polizeibehörde wenden . 2. Eine Beschwerde
hätte möglicherweise Ersolg . — T . G. IVO . Eine Klage aus Aushebung
de « Vertrages und aus Schadenersatz wegen Betruges hätte Aussicht aus
Erfolg . — Dienstmädchen 30 . 1. Ja . 3. und 3. Nein . — <£. Ä. ,
Gleimstrafte . Das Nachlestament ist gültig . — B. D. 100 . Für den
Fall einer Psändung würden Sic mit Aussicht ans Erfolg JntervenlionS »
klage erheben und die Freigabe der Sachen herdeisühren können , wenn Sie
beweisen , daß die Sachen m der von Ihnen geschilderten Weise erworben
sind. — W. St . 85 . Leider sind beide Gründe verjährt . — X. Z. Ja .
— M. <£. Der Aushang mit einer nicht beleidigenden Art der Bekanntmachung
der Person deS Anzeigenden dürste straflos sein . — L. C. 37 . 1. Eine
. Klage aus Scheidung hätte Aussicht auf Eriolg . 2. Das in der Ehe ge-
borene Kind erhält den Namen des Ehemannes und gilt so lange als dessen
Kind , bis nicht durch eine Klage seinerseits die Auizerehclichkeit festgestellt ist.
3. So lange die Scheidung nicht erfolgt ist , erbt der Mann mit . 4. Eine
Widerklage wegen Ehebruchs und nach Scheidung der Ehe ein Antrag auf
Bestrafung wegen Ehebruchs wäre zulässig . — H. B. Ja . — Zt . 5000 .
Die Jakob Plaut - Stistung bezweckt gemeinnützige und wohltätige Bc>
strebungen zu sördcrn und gibt Beihülse nur an Vereine , nicht an Einzel -
Personen . Vorsitzender ZloitsgerichtSrat Dr . Liepmann , Charlottenburg ,
Knesebeckstratzs 15. — D. 40 . „ Der Wirkwarenmarkt - in Chemnitz . —
31. ®. 49 . „ Korimacherzeitung - in ' llpolda . — H. R . 40 . Bei der
Kentraldircktion für LandeSvermessungSwesen , Herwarthstratz « 2 —3 , erhalten
Sie Zluskunst . — 58 . B. <6. Wenden Sie sich an den Verband

«der Bäcker , illuguststraße 43. - M. K . III . 1. Nein . 2. Ja . 3. and
4. Rein . 5 Sie könnten auf ülbnahme klagen . — H. S . 12 . Rein .
Abonnent S . O. 29 , — DaS ist leider möglich , wenn die Statuten eine
dahingehende Vorschrift mtbalten . — 2 . 29 . ' An die Polizeibehörde . —
R. ( 9. III , 1. und 2. CS ist eine Wcitervcrsichcrung ( Fort -
lehn ng der Versicherung ) seitens solcher , die versicherungspflichtig waren ,
möglich und ferner eine S e I b st v c r s i ch e r u n g. ( Freiwillige Vcr -
sicherung sür NichtvcrsicheruiigSPflichtigc . ) Die letztere käme für Sie in
Betracht . Freiwillig können in die Versicherung eintreten ohne versicherungS -
pstichtig zu sein , Personen , welche das 49. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben und entweder 1. Betriebsbcamte , Werkmeister , Techniker ,
OandlungSgehiilfen , Lehrlinge oder sonstige Angestellte sind deren diciistliche
Beschäftigung ihren Hauptberuf bildet , falls der regelmäßige Jahresarbeit S-
verdienst zwischen 2000 und 3000 Mark beträgt oder 2. Gewerbe¬
treibende oder sonstige BetricbSunternchmcr sind , welche nicht reget -
mäßig mehr als zwei versicherungspflichtige Lohnarbeiter beschäftigen ,
oder 3. Hausgewerbetreibende sind , oder 4. nur gegen
freien Unterhalt oder nur vorübergehend beschäftigt werden . 3. Nein .
— F. 09 . Die Klage würde ziemlich sicher abgewiesen werden . —
31. 17 . i . Die Quittungslarte verliert , wie wir wiederholt betont haben ,
ihre Gültigkeit , wenn sie nicht innerhalb zwei Jahren umgetauscht wird .
Eine Klage aus Schadenersatz gegen den Chef wäre nicht aussichtslos .
2. Nein . Sic können aber Herausgabe der Karten zu jederzeit verlangen .
3. Ja : Geldstrafe . 4. Beantragen Sie bei dem Magistrat , Köllnischcr Park ,
den Chej zum richtigen Kleben zu veranlassen . — Bruno S . 100 . Die
Bibel und daS Autogramm haben einigen Wert . Sie müßten sich mit
einem Antiquar oder Autographensammler in Verbindung setzen. Einen
bestimmten Verkausswert haben derartige Bücher mit Autogrammen nicht .
— L 3. Ihnen steht ein Recht aus Zahlung des Lohnes für den sechsten
Tag zu. Klagen Sie denselben ein , während Sie noch in Arbeit stehen .
Die Kündigungsfrist ist eine I4tägige . — M . B. 500 . I » solchem Falle
würden Sie sich der Unterschlagung schuldig machen . Ihr Mann hastet nicht
sür Bezahlung der Uür , sondern nur Sie . — A. 9. 1. Die Geburts »
Urkunde und der Impfschein würden verlangt werden , ebenso eine Ein -
willigung des Vaters . 2, Das Kind wäre als hier nicht zugehörig von der
Zahlung des Schulgeldes nicht befreit . 3. Das geratenste ist, daß Sie ,
salls Sie nicht eheliche Kinder selbst haben , das Kind adoptieren . Zur
Adoption ist die Einwilligung de « Baters erforderlich . Die Adoption ge-
schieht durch einen notarielle n Vertrag , der vom Amtsgericht zu genehmigen
ist. Das Amtsgericht kann Ihnen auch DiSpenS von dem AlterscrsorderniS
( 50 Jahre ) erteilen . — W. H. IL . Die GeburtSurkuiideli und die Militär -
Papiere .

« IttenmsSüberffcht vom 13 . Februar 1998 . morgens 8 « Hr .

. a tu .
' tünchen

Wien

Etwas kübler , teilweise aufklarend , vorwiegend trübe und nebelig
schwachen westlichen Binden ; leine erheblichen Niederschläge .

Berliner WcUcrburca « .

Wast ' erstands - Rachrichten
der Landes anstait sür Gewässerkunde , mitgeteilt vom

Berliner Wetterbureau .

bt *

' ) 4- bedeutet Wuchs . — Fall . — *) Unlerpegel . — •) Eisstand ,
— 4) eisfrei . — •) Gründels .

gfut oeti Jitpali Ott J » >er » ie
itberuiiiimt die Siedaitio » dem
Vublittim gegenüber ietuevlei

Berantwortung .

�kearer .
Freitag , 14 . Februar .

Ansang 7' , . Uhr .
Königl . Opernhaus . Carmen .
Könijzl . Schauspielhaus . Wilhelm

Lesfing . Der Biberpelz .
Ansang S Uhr .

Deutsches . Was ihr wollt .
Kam merfp tele . FrühImgS Er «

wachen .
Sorving . Entführung aui dem

Serail .
Berliner . Der Opernball .
bleues Schauspielhaus . Wolken -

kratzer .
Reue » . Slmfon .
Lustipielhous . Panne .
Sooiier <». - WoNuer »Theater . )

Der rote Leutnant .
Schiller Eharlotteuburg . Kollege

Erampton ,
Friedrich - WilhelmftSdt . Schau -

ipielhau ». Meister Joses .
Hebbel . Frau WarienS Gewerbt .
Komische Oper . Tiefland .
Wette » . Ein Walzertraiun -
Kleines . Mandragola .
Äeiidenz . Bibi .
Luise « . Krieg im Frieden .
Drianou . Baron Toto .
Dhalia . Immer oben aus .
Theater an der Spree .

pokuS .
Bernbard Nofe . Die Verlobung im

Bett . Die arme Mieze .
Bürgerl . Schauspielhaus . Die

Jungfrau von Orleans .
Meirvpol . Das muß man seh' n.
Apollo . Miiisiaw der Moderne

' Alexia. Walzerwahn .
FolieS Capricc . Mal was andre ».

Dunkle Punkte . Eine anständige
grau .

Gebr . Herrnfeld . Papa ttnd
Genossen . Salomonisches Urteil .

Kasino . Di « Freuden der Häus
lichkcit .

Wiutei garten . Otto ReuUer . Spo
zialilaten .

Pastagr . Danny Gürtler . Epe -
zialitäten .

lNeictiSlialleti . Stettiner Sänger .
Gustav Behrens . Ringkämpscr und

Kandidat , Posse , sowie zwanzig
Spezialitäten ,

Narl Haverland . Spezialitäten .
Walballn . Spezialität »«.
FolieS Vergöre . Spezialitäten .
tir . iiiin . D» » v»»str »s «e 48 49 .

Theater » Uhr : Kairo und die
Pyramiden .

Str , >i >»ar »e . Jnvalidenfk , »7/32 .
Hörsaal L Uhr : Privatdozent Dr .

Ristenpart : Die Schar der Aste -
roiden .

HokuZ -

berliner Theater .
Freitag 8 Uhr -

Der Opernball .

Heues Tdelller .
Anfang 6 Uhr .

Ferdinand Bonn als Gast .

Simfon »
Morgen und folgende Tasolgcnde Tage :

Simion .

Kleines Theater .
Ansang 8 Uhr .

Mandragola .
Sonnabend : Mandragola .
Somuaanachm . 3 Uhr : Ein Puppen -

heim ( Nora ) . Abds . : Mandragola .
Montag : Mandragola .

Sebböl- Idestei ' , . Str. "S7/�
Abends 8 Uhr :

Frau Warren « Gewerbe .
Drama in vier Akten von B. Shaw .

Abends S Uhr :

�anne .

Ulranla .
WiBsenschaftliohes Theater .

Tanbenstr . 48/49 .
Theater abends 8 Uhr :

Kairo nnd die Pyramiden .
Invalidonstraßo 57/62 ;

Hörsaal 8 Uhr : Privatdozent
Dr . Eistonpart ; Die Schar der
Asteroiden .

Theater des Westens .
8 Uhr : Bin bb ' aluortranm .
Sonntag nachm . 3' / , Uhr halbe Preise :

Iii « Iimtijx « Witwe .

Friedrich -Wiltielmstädtisches

Schauspielhaus.
Meister Josef .

Schauspiel in einem Vorspiel und
drei Vorgängen von Eberhard König .

Anfang 8 Uhr .
Sonnabend nachm . 3 Übt : Nathan

der Weise . Abends 8 Uhr : König
Heinrich .

£ortzing - Oper .
Belle - Alllance - StraSe 7/8 .

Abends 8 Uhr :

Die Entführung aus dem Serail .
Sonnabend : Der Troubadour .

Volkst . Vorstell , zu ermätz , Preisen ,
Sonntag nachnn 3 Uhr : Zar und

_ Zimmermann . 7' | aUhr : Don Juan .

Residenz-Theatsr.
— Direktion : Richard Alexander . —

8 Uhr . „ Bibi . " 8 Uhr ,

Schwank in 3 Akten von de Gorsse
und de Marfan ,

Deutsch von M, Schönau .
Bretillot . , . Richard Alexander .

Hieraus : Der selige Oktave .
Sonntag , den 16, Februar , 8 Uhr :

Der Prinzgemahl . _

Zentral - Theater .
Heute und folgende Tage :

An seltsamer fall
mit Nenß .
Kassensröstnunz 7 Uhr , Ansang 8 Uhr .

Luisen - Theater .
Rcichenbergerstr . 54 .

Abends S Uhr :

Krikg im Friede«.
Sonnabend 4 Uhr : Zum letzten Male :

Max und Moritz .
AbendS : Des Mädchens Lebenswege .

Sonntag nachm . : Krieg im Frieden .
Abends : Zum ersten Male : Unser
Doktor .

Montag : DeS ZPidchen » Lebenswege .M MW

ElüEliüElIII ! ! !
Köpenickcr Straße 68.

Abends 8 Uhr zum 46. Male :

Iloknsiiokns .
Sonnab . : HokuSpoluS — Sonntag
3 Uhr : Ausgewiesen . 8 Uhr : Jubil . <
Borst , v. Hokuspokus . ( Jeder Besucher
erhält das Couplet . Wo ist e« den » ' (' )

ERNimOttTHUI
Gr . Frantiilrlerstr . 132.

Tie arm « Mieze .
Vorher :

Die Berlobung im Bett
Ansang 8 Uhr . Wochentagspreise .

Sonnabend : Der grobe Gottlieb .
4 Uhr : Klndervorstellg . : KönigSkinder .
« « « » « « » « » « » « » « » « « « « «

Vrunnen - Theater
Badstraße 58. Direkt . : Semd . Rose .

Freitag , den 44. Februar :

Der Äenwtildhsf .
Volksschauspiel in 5 Akten vo »

S. H. Mosenthal .
Vorverkauf vormittags 10 —2 Uhr .

Kassenerössn . 7 Uhr. ülnsang S Uhr .

Kvbiiivi ' - Vbvatvr .
Schiller - Tbeater 0. ( Wallncr - Tbealer ) .

Freitag , abend » 8 Uhr :
Der rote I - entnant .

Schauspiel in drei Allen von Eduard
Goldbeck und Hermann Kienzl .

Sonnabend , abends « Uhr :
Der rote l - eatnant .

Sonntag , nachm . 3 Uhr :

Das Gliicb im Winkel .

Sonntag , abends 8 Uhr :
. Anf der Sonnenseite .

£ tc ] i iiier
s Uhr : Vortrag von

Sohlller - Thaater Charlottenburg .
Freitag , abends 8 Uhr :

OoIIese Cranipton .
Komödie in 5 Akten v. G. Hauptmann .
Sonnabend , abends 8 Uhr :

Auf der Sonnenseite .
Sonntag mittag 12 Uhr :

Matinee zum Besten des Char -
lottenburger Studentenheims .
S o Ii n l n g, n a ch m. 3 Uhr :

Der Richter von tKnlainea .
Sonntag , abends 8 Uhr :

Der rote l - entnant .

, W o « v U /8chiIler - Theater \
l � Charlottenbure )
Dr . JameS Simson : Eugen d' Aloert .

Zeulselie llonRrtksllen .
�r , der Spandaner Brücke 3 .

Täglich -

Deutsch - Amerikanischer
UrKock - Trubel .

MiisScitiuiiaiiii
Heute Freitag ' / - 8 Uhr :

krcks kornischg Vorsiöiiung .
Sämtliche Clown » in den aller -
neuesten komischen Intermezzi .

Kunstradsahrer - Truppe titeln mit
dem urdrolligen Zieger ,

Die Sensation des Tages :

!

esisto
das dfbtrifdjp Rätsel .

Außerdem das exquisite hochkomische
Programm ,

Um 0' / , Uhr Ende 11 Uhr :
Tagesgespräch I

Amerika , - w

Pracht - Ausstattungs - Pantomtme .
Sonntag nachm . : Die tust . Heidelb ,

1 Kind frei , jedes weitere halbe Preise .

INetropol - Theaier

Gr . Revue in 4 Akten ( 12 Bildern )
von J. Freund . Musik von Viktor
HoUaonder . In ßzene gesetzt

von Direktor Richard Schultz .

Rentier, Oiampietro,
Josepbl Thielseher ,
Darmanii, Massary .

Anfang 8 Uhr . Rauchen tostattet
Sonntag , 16. Febr . , nachm . 8 Uhr :

Neuestes , Allerneuestes .

Rixdorfer Theater
Bargerfäle , Bergstrafte Nr . 147 .
Sonntag , dm 10. Februar , 7' / , Uhr :

Pritßs « SPiltt .
Schwank in 3 Wien von Karl Laufs .

Kasino - Theater .
Lothringerstr . 37. Täglich 8 Uhr :
Hannl weint — Hnniti lacht
Neu I Stcldl - Dno . Neu !
Neu I Oer urkomiiohs Rügamor . Neu I
Neui Küti COUinl . Neu I

Dlt Freudtll d. Häuslitijiteit .
Sonntag 4 Uhr : Ein Sohn des Volles .

XIII . tztalaon .

Äirktlks
Freitag abend 7' / , Uhr präz . :

Gräfte Gala - WohltätigteitS -
Borftellung

zum Besten de » BereiuS zur
Speisung armer Kinder und

Notleidender , E . B.
Auftteten des Herrn KommisstonS -
rats IZustae Sieasdeak , Direktor
des Berliner TattersallS , als Galt .
Die australische « Holzfäller .
Szenen aus dem austral , Busch.

Sensationell I Sensationell I
Aurora - Truppe t

sowie das große Galaprogramm .
UmIOUhr : Auf der Hallig ; !

Otto Reutter
und das

neue Programm
von Publikum u . Presse

glänzend beurteilt !

W. Koacks Theater
Direktion : Rod. Olli . Bruinienitr . I«.

Aus vielfachen Wunsch l _
MV * Einmalige Ausführung : * MU

oder : Ehris » und Jüdin .
chauspiel in 5 Alle » von Mosenthal .
lifang S Uhr . Entree 30 Ps.

I Reue Welt
Hasenheide 108 - 114 .

Tlt glich : Tätlich :

; Größtes untf originellstes i

SS bayerisches SS

Bockbierfest

30 Original Bayr . Madl .
Anf. 7 Uhr. Entree 30 Pf.

Passage-Theater.
Abenda 8 Uhr :

Danny Gflrtler
der König
der Böheme

und das große Februar - |
Programm !

Joden Sonntag , Dienstag und
Donnerstag :

Große « Militär - Konsert .

Snglisehen Unterricht ,
einzelu und im Zirkel , erteilt 36372�

Gerlruil SmenP/,
SohSneberg , Sedanstratze 67, in .

Gesundheit ist Reichtum !
JV Bade Bcrlla - Oat WS Im

„ Bad Frankfurt "
Große Frankfurterstr . 136 .

imiE
\ ficn :

Soor
E-, SCHWiftl;

EHTENNADU-
£ * =£ £ *

Medizinische Bäder aller Art

in werktäglich ununterbrochen ge¬
öffneten Sonder - Abtailungen für Damen

466L and Herren .
L Wannenbiider mit je 2 Hand¬
tüchern 75 P( . ( 40 Minuten Badeeoit . )

Lieferant sämtlicher Krankenkassen .

K autabake , Rauch- , Schnupftabake ,
Zigarren und Ziguretten kür Wie der vor kauf er lliillgt .

F . August Schmidt , Köpenicker Straße 116 . •

Wir empfehlen unseren Lesem die

Arbeiter -

Sesunäbeits » Libliotbek .

kett n vis ersle Wfe de! UngMsfällen von Dr. chntteiier .
Mull in Fabriken , filerKItatten , aul Bauplätzen vorbanden lein.

Beft 2 : DstS GTSte Ledensjsllr VON ve . Llldeeiteli, .
Zeder jungen Mutter zur Rnlckiakkung zu cmpfcbltn .

ßeft 3: Gesundheitspflegedes Nervensystems VON ve . Bielchillff ,
wer leine Nervea gelund «rdalten will , tele diele flnltitung .

B« ft n: Der Achtstundentag VON ve . zadtk .
Eine ärztliche Begründung der lozlaldemekratildien Forderung .

Beft s : Alttoholfrage und Arbeiterklasse VON ve . fröhlich .
Eine emplehienzwerle flgUatlonsbrolchflre .

Beft 6 ; Das Schulkind r . v. �~: u=: : : : : : ; : : : ; : ; c: : ��: Von ve . Siideefteln .
vle Rinder vor Sdiulkrankbelten IchQUen, »t Zweck du Büchleins .

Beft ? : Geschlechtsverkehr nnd Geschlechtskrankheiten
Belehrend Ober diele für jeden Mtnlchen wichtige Frage .

Beft 8; Wrung und von Dr. Chalej .
Ein wlchttgu Kapitel ( ür [ nten Arbeiter und leine Familie .

Beft 9: Vle sollen wir uns kleiden?--: : : : : : » von Dr. P. Rernltcln .
Eine belehrende Abhandlung über diele wichtige Frage .

Beft 10 : Der ilrbeiterSChUtZ von Dr. ffl . CpIftlD .
mit befonderer Berüddichtlgmig der Uerkltatlbvilene .

Beft ii : Jnuenleiden nnd deren Verhätung von Dr. i . zade « .
mit einem Anhang : Die Vettüluag dir Zchwaiigtilchatt . (Cext- ltluitr . )

Beft i2 : Vom medizinischen Aberglauhen ::::: von Dr. e. Cheling .
Eine lehrreiche Rbhandiung Tür jedermann .

Beft 13 : SssVssserkeilvechkren in der desundheitspflegedes
Arbeiters von Dr. S. munter .

Die Anwendung des Ualfcrs in gelunden und kranken tagen .

Beft u : Verhütung und Jteilnng des Stottems von
Ec0,upi2siJ0rdaD >

n«b! ( einer Einleitung des Herausgebers über Sprache und Sprach *
( törungen mit S CexMIluItrationcr . .

5cftis : QeschIechtliche Erziehung in der Arbeiter - Jamilie
van Dr. lulian IRarkufe

= ?eckes Heft kostet 20 Pfennig - - - - - - -

Diefe Abhandlungen find für jedermann verständlich geschrieben
und tollten in keiner Familie fehlen .

Gjepedltton des „ Vorwärts "
Berlin SW. 68, Lindenstroße 69 , Laden .
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